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Aie&e /Itttifai, cutd 

Im Schwerpunkt dieser Ausgabe haben 
wir versucht, die Sammlungsbestrebungen 
in Deutschland und den Einfluß aus Öster¬ 
reich nachzuzeichnen sowie gleichzeitig 
einen Blick ins neue Jahr zu werfen. 

In der Mitte des Heftes findet Ihr eine 
Beilage zur Veranstaltungsreihe »Faschistin¬ 


nen in den USA«, die im Februar/März die¬ 
ses Jahres stattfindet und von verschiedenen 
Antifa-Zeitungen organisiert wurde. Die 
Termine der Veranstaltungen findet Ihr auch 
dort. 

Ansonsten möchten wir Euch bitten, uns 
doch wieder mehr Material zu schicken, 
sonst entstehen leicht Lücken. 

Swie 


2 


Antifaschistisches INFO-Blatt Nr. 33, Februar/März 1996 















Frankreich streikt. Da gingen die Beschäf¬ 
tigten des öffentlichen Dienstes zusammen 
mit Arbeitern, Angestellten, Beamten, Stu¬ 
denten, Schülern und Arbeitslosen, darun¬ 
ter viele Jugendliche, auf die Straße - und 
das fast ohne Absicherung durch eine 
Streikkasse, einfach so. In allen größeren 
Städten waren sie auf den Beinen, die größ¬ 
ten Demonstrationen seit 1968, allein am 
12. Dezember landesweit 2 Millionen nach 
Schätzungen der Veranstalter. Und bis 
zuletzt unterstützten ca. 50% der Bevölke¬ 
rung gutgelaunt die Streikenden, obwohl 
der öffentliche Verkehr nahezu lahmgelegt 
war. Und warum das Ganze? Aus den glei¬ 
chen Gründen, die in der Bundesrepublik 
führende Politiker zu der verwunderten 
Frage verleiteten, warum in Zeiten so 
umfassender Umwälzungen noch kein 
»Bürgerkrieg« in Deutschland ausgebro¬ 
chen sei. 

Es geht um Sozialabbau, umfassende 
Kürzungen, die mit dem Akommen von 
Maastricht, der Währungsunion, begründet 
werden. Dafür muß das französische Haus¬ 
haltsdefizit von derzeit 5,5% auf 3% 
gedrückt werden. So ein 
Pech, 


che sind obdachlos und die Situation an 
den Universitäten ist katastrophal. 

Und das nach den großkotzigen Ver¬ 
sprechungen Chiracs, durch die er zum Prä¬ 
sidenten wurde. Selten war ein Wahlver¬ 
sprechen so schnell gebrochen worden, die 
Sparpläne betrafen fast die gesamte Bevöl¬ 
kerung. 

Nun ja, Helmut Kohl sprach doch auch 
mal von blühenden Landschaften, aber 
daran hat doch ehrlich niemand geglaubt 
und das ist alles doch kein Grund zur Auf¬ 
regung,oder? 

Doch. Der Unterschied zwischen dem 
resignativen Verkriechen in Deutschland 
und dem Protest in Frankreich ist unter 
anderem durch eine andere Tradition von 
Arbeitskämpfen begründet. Man stelle sich 
vor, drei Wochen wäre der öffentliche Ver¬ 
kehr lahmgelegt und die Mehrheit der 
Bevölkerung freut sich über den erzwunge¬ 
nen Fußmarsch. Da herrschte in Berlin am 
fünften Streiktag der öffentlichen Verkehrs¬ 
betriebe eher Krieg auf den Straßen 
und Wut auf die 


Schn® uic 


»Oie 


daß die 
Europa-Lokomotive Deutsch¬ 
land nicht mal selbst die Aufnahme¬ 
bedingungen für die Währungsunion 
besteht, deren Haushaltsverschuldung von 
inzwischen 2000 Milliarden DM ist dem¬ 
nach nämlich auch zu hoch. Aber weiter im 
Text. Da die öffentlichen Kassen in Frank¬ 
reich leer sind, und die Steuern für die 
Unternehmen gesenkt werden, sollten die 
Sozialabgaben für den Rest der Bevölke¬ 
rung erhöht und die Renten gekürzt wer¬ 
den. Wie üblich. Dachten sie sich. 

Da war selbst die Regierung überrascht 
über den massiven Protest, denn andere, 
viel umfassendere Sparmaßnahmen waren 
doch schon vorher, unter Mitterand, ohne 
große Aufregung über die Bühne gegangen. 
Wieso jetzt? 

Ganz einfach: Die Leute haben die 
Schnauze voll. Es sind nicht die einzelnen 
Sparmaßnahmen des »Plan Juppe«, die 
gesamte Situation hat sie auf die Straße 
gebracht. Die Realeinkommen sind in den 
letzten Jahren gesunken, die Arbeitslosen¬ 
quote gestiegen, die Hälfte der Arbeitslosen 
erhält kein Geld. Arbeitslose Jugendliche 
müssen von umgerechnet 15 DM täglich 
leben, schätzungsweise 900.000 Jugendli¬ 


Streikenden im 

Bauch. In Frankreich sollen im Rahmen 
des Sparkurses auch staatliche Unterneh¬ 
men wie die Eisenbahn, die Post und die 
Telefongesellschaft weiter privatisiert und 
umstrukturiert werden. Wie in der BRD 
bedeutet dies umfassende Entlassungen 
sowie mehr Geld für schlechteren Service. 

Bei uns ging das reibungslos über die 
Bühne, wenn man von den zahlreichen 
Telekom-Pannen mal absieht. Schlimmer 
noch: Während die Streikbewegung in 
Frankreich auf dem Höhepunkt war, stimm¬ 
te die Deutsche Postgewerkschaft mal eben 
der Streichung von weiteren 60.000 Stellen 
zu. In Frankreich sah das anders aus, die 
Leute wehrten sich und das zum Teil mit 
unkonventionellen Methoden. Die 
Beschäftigen der staatlichen Elektrizitätsge¬ 
sellschaft äußerten in einigen Städten ihren 
Protest, indem sie den Privatkunden den 
Strom zum günstigeren Nachttarif oder dem 
billigsten Industrietarif lieferten. 

Der Kampf der Streikenden in Frank¬ 
reich hat gezeigt, daß es aussichtsloser ist, 
nichts zu tun und daß man mit massivem 
Widerstand selbst einer neoliberalen Regie¬ 
rung Dampf machen kann. Auch wenn in 
Frankreich nicht die neue fortschrittliche 
Massenbewegung am Horizont erscheint, 
so hat sich doch gezeigt: Widerstand ist 


möglich. Auch wenn es erstmal um materi¬ 
elle Bestandserhaltung geht. 

Und noch ein Unterschied. Auf den 
Demonstrationen stellten in einzelnen Städ¬ 
ten Arbeitslose, Jugendliche aus den Vor¬ 
stadtghettos, Schüler und Studenten bis zu 
50% der Teilnehmerinnen. Im gemeinsa¬ 
men Kampf überwanden sie für einige 
Wochen die traditionelle Kluft zwischen 
den Gruppen. Und so waren rassistische 
Töne bei den Demonstrationen nicht zu 
hören. In dem Maße, in dem der richtige 
Gegner ins Visier genommen wurde, ver¬ 
schwand der Falsche aus dem Gesichtsfeld. 

Aber Arbeiter hatten doch Le Pen 
gewählt. 1995 machten Arbeiter und Ange¬ 
stellte fast die Hälfte seiner Wähler aus, 
1988 waren es noch knapp ein Drittel. Dies 
war die Quittung gewesen für die Haltung 
der führenden Politiker, der sich so bezeich¬ 
nenden Sozialisten, und ihre jahrelange 
Offensive gegen die unte¬ 
ren 


vott— u 


Schichten der 
Bevölkerung. Le Pen konnte 
während des Streiks keine Punkte machen. 
Sein einziger Vorschlag zu den Sparplänen 
der Regierung war die Einrichtung getrenn¬ 
ter Kassen für Franzosen und Immigrantin¬ 
nen. Ansonsten schossen sich die Rechtsex¬ 
tremen auf eine harte Linie gegen die Strei¬ 
kenden ein und vergräzten damit einen 
nicht unerheblichen Teil ihrer Klientel. 

Und in der BRD? Da funktioniert es 
nach wie vor, das alte Spiel von »Teile und 
Herrsche«. Die Gewerkschaftsverbände 
biedern sich den Arbeitgebern an und bie¬ 
ten im »Bündnis für Arbeit« Lohnverzicht 
gegen ein paar lausige Arbeitsplätze. Von 
der »Volksgemeinschaft« zur Gemeinschaft 
derer die Arbeitsplätze »besitzen«. Doch 
erstaunlich - entgegen allen Krokodilsträ¬ 
nen der Unternehmer - die Gewinne spru¬ 
deln und neue Produktionsrekorde sind zu 
vermelden. 

Der DAX (Deutscher Aktien Index) hat 
zu Beginn des Jahres 1996 den höchsten 
Stand erreicht seit Bestehen der bundes¬ 
deutschen Aktienbörse. Ebenso die Arbeits¬ 
losenzahlen, die effektiv mit 6,7 Mio. den 
höchste Stand seit Gründung der Bundesre¬ 
publik erreicht haben. Könnte da eventuell 
ein Zusammenhang bestehen? ■ 

»eg 

(Für ausführliche Hintergrundinformationen siehe den 
gut recherchierten Artikel in der nächsten Ausgabe der 
Zeitung »Arbeiterpolitik«, die Red.) 
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Schwerpunkt: Deutschland & Österreich - die Rechten sammeln sich 


Ausgrenzung ist 
out - 


Während neofaschistische Samm¬ 
lungsbewegungen in Europa ihre 
größten Erfolge seit der Nieder¬ 
schlagung des Hitler-Faschismus 
feiern, blieb das Erscheinungsbild 
der extremen Rechten in Deutsch¬ 
land auch im Jahr 1995 zersplit¬ 
tert. Ein Umstand, der den brau¬ 
nen Kämpfern hierzulande erheb¬ 
liche Kopfschmerzen bereitet, 
zumal aus ihrer Sicht viele Bedin¬ 
gungen zum politischen Durch¬ 
bruch günstig stehen. Vorhanden 
ist ein sowohl materiell als auch 
personell gut ausgestattetes Netz¬ 
werk, über das rechte Strategen 
verschiedener Parteien und Grup¬ 
pierungen ihre Handlungen koor¬ 
dinieren und abstimmen. Die 
Inhalte der extremen Rechten sind 
in einigen Kernaussagen - zum 
Beispiel in punkto Rassismus oder 
Demokratieabbau - Regierungspo¬ 
litik geworden. Darüberhinaus 
sind Teile der FDP und CDU 
unterwandert. Zitelmann war neu¬ 
lich bei der Konrad-Adenauer Stif¬ 
tung Diskussionsteilnehmer 1 . 

Doch die extreme Rechte kann heute 
aus dieser Situation nur verhältnismäßig 
wenig eigenes Kapital schlagen. Die ver¬ 
schiedenen Hintergrundnetzwerke waren 
bis jetzt nicht in der Lage, Einheit über den 
Kreis von verschworenen Neonationalisten 
und Neonationalsozialisten hinaus herzu¬ 
stellen, geschweige denn Massenanzie¬ 
hungskraft zu entwickeln. Folglich wird die 
eigene Zersplitterung als Hauptfeind Nr.1 
gesehen. Während sich dieser Gedanke bei 
-den verbotenen Neonazi-Organisationen 
Ischon seit einiger Zeit durchgesetzt hat und 
üur Etablierung einer relativ vereinigten 
Struktur geführt hat (siehe Seiten 7-9), taten 
sich die Gesinnungskameraden mit Schlips 
und Kragen in dieser Beziehung schon 
bedeutend schwerer. Aber es werden Kon¬ 


sequenzen daraus gezogen, die gerade in 
neuen Sammlungsansätzen und aufgebla¬ 
sene Gründerstimmung münden. Zum 
anderen wird weiterhin versucht, auf den 
ideologiebildenden Kreis der bürgerlichen 
Parteien Einfluß zu nehmen. 

Schönhuber - ein alter Gaul wird 
mal wieder vor den Pflug 
gespannt 

Seit 1995 kommt einiges in Bewegung. 
Die Hauptursache scheint das schlechte 
Abschneiden sämtlicher Parteien rechts von 
der CDU/CSU im Superwahljahr 94 und bei 
folgenden Wahlen zu sein, wie zum Beipiel 
das katastrophale Ergebnis im Mai 1995 bei 
der NRW-Landtagswahl, bei der die Reps 
0,8.% erhielten. Noch deutlicher sahen die 
Stimmenverluste der Reps in den bisherigen 
Hochburgen aus. In der Bezirksverordne¬ 
tenversammlung im Westen der Stadt Berlin 
1992 waren sie fast überall mit zweistelli¬ 
gen Ergebnissen vertreten. Im Oktober 95 
erhielten sie dann eine deutliche Abfuhr. In 
keiner Bezirkverordnetenversamlung sind 
sie noch vertreten. Bundesweit sind die 
Reps 94 nicht über 1,7% gekommen. Bei 
den anderen rechten Wahlparteien, wenn 
sie überhaupt zur Wahl angetreten sind, 
sieht es noch verheerender aus. Europa¬ 
wahlen 1994: DSU 0,2%, Bund freier Bür¬ 
ger 1,1%, NPD 0,2%. Die Deutsche Liga , 
die im Superwahljahr nur in Köln zur Kom¬ 
munalwahl antrat, erhielt das schlechte 
Ergebnis von 1,3%. Die NPD findet sich in 
der schwersten innerparteilichen Krise seit 
der Gründung. Der NPD-Vorsitzende 
Günther Deckert wurde abgesetzt und sitzt 
derzeit im Knast. Die Erfahrung, daß sie in 
direkter Konfrontation mit anderen rechts¬ 
extremen Parteien stets unterlegen war, 
löste auch hier Umdenkungsprozesse aus. 

Schönhuber hat nun eine endgültige 
Konsequenz daraus gezogen. Am 16.11.95 
verließ er die Partei. Jetzt soll mal wieder 
alles anders werden. »Reumütig« (wohl 
eher berechnend) kehrt Schönhuber ins 
Herz des neofaschistischen Netzwerkes 
zurück, und übernimmt gleich im Anschluß 
in der Monatszeitschrift Nation & Europa 
eine Kolumne. Von den Ruhsdorfer 


Beschlüssen (Juli 90), die er selbst auf dem 
Ruhsdorfer Parteitag hat fassen lassen, in 
denen steht, jeglichen Kontakt zu Frey und 
anderen rechten Parteien zu untersagen, 
nennt er in Nation & Europa einen »Flop« 2 . 
Die alten Kameraden, wie Harald Neubau¬ 
er, der von ihm selbst aus der Partei gejagte 
»Kronprinz«, und sein Mitarbeiter Karl 
Richter (ebenfalls Ex-Rep, erstellte den 
»Republikaner«) führen dort Regie. Unter 
dem Titel » Wie geht es weiter mit der deut¬ 
schen Rechten « in Nation & Europa, 
beschreibt er kläglich »republikanische 
Erfahrungen«: »Die Republikaner unterwar¬ 
fen sich einem permanenten Rechtferti¬ 
gungszwang. Ja, wir legten uns die Schlinge 
sogar selbst um den Hals. In der Bundessat¬ 
zung heißt es zur »Mitgliedschaft« unter §3, 
Absatz d: »Mitglied der Republikaner kann 
nicht werden oder sein, wer einer verfas¬ 
sungswidrigen Organisation oder einer 
links- oder rechtsextremistischen Gruppe 
angehört oder sie unterstützt«. Folgerichtig 
müßten wir uns also selbst austreten oder 
die Partei auf lösen.« Stimmt - die Reps lan¬ 
deten im Verfassungschutzbericht und sind 
somit anrüchig. 

Die Konsequenz daraus zog er schon 
vor der Rechtfertigung, als er im August 94, 
vor den bayerischen Landtagswahlen, 
demonstrativ eine gemeinsame Presseer¬ 
klärung mit Gerhard Frey herausgab. Das 
angegebene Ziel war damals, eine 
»gemeinsame Abwehrkraft gegen die linke 
Volksfront«. Dem DVU-Chef Frey, der seit 
seiner Niederlage bei den Europawahlen 
seinen Zinnsoldaten immer wieder einge¬ 
bleut hat, daß das Gegeneinander der 
»nationalen Kräfte« unbedingt beendet 
werden müsse, kam dies nur recht. Frey 
steht aber Schönhuber .im Taktieren nicht 
nach, es wird darauf ankommen, was für 
eine Rolle ihm im Sammlungsprozeß zuge¬ 
wiesen wird. Ist sie fett genug, wird er wohl 
eher auf der monetären als auch publizisti¬ 
schen Ebene investieren, denn an Basis ist 
wenig vorhanden. 3 

Schönhuber ist nicht nur reumütig, son¬ 
dern bestätigt auch, daß seine Abgren¬ 
zungsversuche zu brandschatzenden Neo¬ 
nazis seit jeher taktischer Natur waren: 
»meine Rechnung, die Staatsdiener (in der 
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Franz Schönhuber und Harald Neubauer: »Alte Liebe rostet nicht...« 


Partei- d.A .) durch Preisgabe mancher, vom 
parteipolitischen Gegnern jils Extremisten 
bezeichnete Funktionäre vor der Garotte 
des Verfassungsschutzes zu bewahren, ist 
nicht aufgegangen.« 4 

Aber jetzt wird das Ei des Columbus neu 
erfunden, und so mancher rechter Recke 
spürt schon den Geist der Republikaner- 
Gründungsjahre wieder aufleben. 

Auf Initiative des Rep-Landesvorsitzen- 
den in Thüringen Wolfgang Kleindienst 
fand in Eisenach ein erstes Treffen unter 
dem Motto »ein Modell für alle Patrioten« 
statt. 70 Aktivisten treffen sich und verab¬ 
schieden einen Appell, das »Eisenacher Sig¬ 
nal«. Inhaltliche Aussagen fehlen, der 
»Appell« beschränkt sich auf die geplante 
Zusammenarbeit. »Um die Einheit aller 
Patrioten (rechtzeitig) vorzubereiten, sollen 
ab sofort nach dem Eisenacher Beispiel 
überall lokal, regional und letztlich bundes¬ 
weit unter dem Motto, Gemeinsam für 
Deutschland Runde Tische einberufen wer¬ 
den..« und weiter »nurgemeinsam läßt sich 
eine flächendeckende, schlagkräftige und 
glaubwürdige politische Alternative zum 
Bonner Parteienkartell aufbauen «. 

Runde Tische 

Ausgrenzung ist out - Sammlung steht 
an. Zum innerparteilichen Desaster und der 
chronischen Finanznot der Reps kommt das 
geschickte Taktieren der Deutschen Liga 
dazu, die nach alter Manier aus der 
Schwäche der anderen zu profitieren ver¬ 
sucht. Vor den Wahlen 94 erklärte sie schon 
in Nation & Europa 5 : »Wenn sich bei den 
Wahlen 1994 keine der rechten Parteien 


eindeutig durchsetze, werde es zu einer 
'totalen Neuformierung' des patriotischen 
Spektrums kommen. Die deutsche Liga 
werde diesen Klärungsprozeß abwarten 
und unterdessen die Zusammenführung 
'vernünftiger, einigungsbereiter Kräfte' von 
der Basis her fortführen«. Ihr Warten und 
das des rechtradikalen Netzwerks um die 
Zeitung Nation & Europa hat sich gelohnt. 
Auch Manfred Rouhs (DL) mit seinem 
Blättchen »Europa vorn« schließt sich an. 
Diesmal soll niemand ausgeschlossen wer¬ 
den, auch wenn er zur Kategorie der offen¬ 
siven Neonazi-Brandstifter gehört. Zu 
einem » Berliner Runden Tisch«, initiiert 
von Peter Dehoust (Mitherausgeber von 
Nation & Europa), am 20.November 
erschienen Kader der verbotenen FAP, der 
Wiking-Jugend der neonazistischen Kame¬ 
radschaft Treptow und von den »Nationa¬ 
len« (siehe Kurzmeldungen Nazi-Szene). 

Organisiert durch die Deutsche Liga 
fanden weitere runde Tische statt. Der erste 
in kürzester Zeit nach dem »Eisenacher Sig¬ 
nal« am 10Juni 1995 in Bergisch-Gladbach 
im Rheinland. Initiatoren waren hier Rouhs 
und der NRW-Vorsitzende der DL Markus 
Beisicht. Nach eigenen Angaben trafen sich 
dort ca. 80 »hochrangige Funktionsträger 
sowie Aktivisten der Republikaner, der 
DVU, der DL, der NPD, vom Aufbruch '94, 
der Freiheitlichen, der Bürger, der DSU 
sowie parteiungebundene Personen aus 
dem Rheinland«. Verabschiedet wurde ein 
'gleichlautender Appell wie der aus 
Eisenach. Es erfolgte ein Nachfolgetreffen in 
Pulheim (NRW), auf dem beschlossen 
wurde, eine sogenannte »Urabstimmung« 


in ganz Deutschland über eine » Versöh¬ 
nung und Bündelung aller seriösen Kräfte 
von Rechts« zu veranstalten. Dafür wurden 
Unterschriftenlisten angefertigt und ein 
Koordinierungsausschuß mit Vertretern ver¬ 
schiedener Gruppen gebildet. Dem Aus¬ 
schuß gehören bisher an: FIans Rustmeyer 
(Rep), Brigitte Rensch (Freie Bürger Union), 
Manfred Rouhs (DL), Richard Stagnius 
(Freiheitliche), Dr. Helmut Fleck (Aufbruch 
94) und Dietmar Dander (Öko-Union). 
Zusätzlich wird eine »Pulheimer Erk¬ 
lärung« verabschiedet, in der es im Kern 
heißt » die gravierenden Mißstände in 
Deutschland und das Unvermögen der Alt¬ 
parteien (...), machen eine starke und 
zukunftsorientierte Rechtspartei dringend 
erforderlich«. Ein weiteres Treffen folgte in 
Elgersburg (Thüringen) und Anfang Oktober 
in Ludwigshafen. 

Von einem Massenzulauf kann in kei¬ 
nem Fall gesprochen werden. Die Teilneh¬ 
merzahlen bewegten sich laut eigenen Aus¬ 
sagen zwischen 50 und 100 Personen, von 
denen nicht mal alle die bisher genannten 
Appelle unterzeichnet haben. Die Beto¬ 
nung auf die Vielfältigkeit der Gruppen und 
Parteien ist auch zu bezweifeln. Bei der 
»Mehrzahl« dieser Parteien handelt es sich 
um Kleinstgruppen. Hochrangige Funk¬ 
tionäre, außer dem abgetakelten Zugpferd 
Schönhuber, fehlen total. Rep-, DVU- oder 
NPD-Mitglieder sind selten. Die wenigen 
übriggebliebenen Nicht-DL-Mitglieder sind 
fast ausnahmslos seit Jahren mit der DL ver¬ 
bunden. Da nützt es auch nichts, wenn man 
die Einladungen der Treffen künstlich auf¬ 
bläst, indem man Unterschriften fälscht. 


Iflllili: V;;. 

Sammlung ist in 
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Kyffhäuser-Denkmal, Treffpunkt für die »Initiative 3. Oktober« 


Die DL hat auf die Einladung zum Pulhei- 
mer Treffen den Kölner Kreisvorsitzenden 
der Reps, Eduard Mermagen ohne sein Wis¬ 
sen gesetzt. Dazu der REP-Landesvorstand 
Thomas Friedrich: »wer schon auf Einla¬ 
dungen mit gefälschten Namen als Unter¬ 
zeichner einlädt, kann weder ein ernstzu¬ 
nehmender Partner für die Reps, noch für 
die Bürger in unserem Land sein «. 6 

Austritte, Distanzierungen und 
nationalliberale Träumereien 

Fast gleichzeitig mit Schönhubers Aus¬ 
tritt, tritt auch sein Widersacher im Rep-Par- 
teivorstand Alexander Hausmann, Vorsit¬ 
zender des Landesverbandes Bayern, 
zurück. Er hatte den Parteiausschluß Schön¬ 
hubers nicht durchsetzen können. Partei¬ 
vorsitzender Rolf Schlierer, dem der 
Gedanke »Reps als Sammlungsbewegung« 
auch nicht sofern ist, meint dazu: »als gera¬ 
dezu ungeheuerlich empfinde ich die (...) 
aufgestellte Behauptung, ein Teil des Bun¬ 
desvorstandes wolle einen Weg, der in den 
Extremismus und Antisemitismus führe (...) 
Diese Partei wird auch kein Teil eines brau¬ 
nen Narrensaumes werden .« Große 
Sprüche, in Anbetracht eines noch größe¬ 
ren Traumes. 

In einem Interview mit der österreichi¬ 
schen Zeitschrift »Aula« eröffnet er neue 
Bündnismöglichkeiten, die in eine ganz 
andere Richtung laufen: »..daß in Zukunft 
Konservative, Nationale, Nationalliberale 
zusammenstehen (...) Hier wird es sicher¬ 
lich neue Gemeinsamkeiten mit unserer 
Partei und solchen Kräften geben, die uns 
bislang eher fern standen.« 7 

Gemeinsamkeiten vielleicht, aber nicht 
unter der Federführung der am Boden lie¬ 
genden Reps. Daß man momentan nicht in 
der politischen Offensive steht, zeigt sich 
schon bei dem Kreis der »Initiative 8.Mai« 
(s. Infoblatt Nr.30). Das Spektrum der 


Unterzeichner des Aufrufes »8.Mai 1945 - 
Gegen das Vergessen«, deckte ungefähr 
alles, was im schwarz-braunen Gewusel 
einen Namen hat. Mitglieder vom Bund 
freier Bürger, Deutsche Soziale Union, Freie 
Bürgerunion bis hin zur FDP, daneben 
diverse Vertriebenenaktivisten und etliche 
Landtags- und Bundestagsabgeordnete, 
Teile der Criticon- und Junge-Freiheit- 
Schreiberlinge. Daß bei den Rep- Mitglie¬ 
dern ihre Parteizugehörigkeit nicht genannt 
wurde, lag nicht daran, daß sie sie lieber 
verschweigen möchten, sondern es ist 
momentan einfach nicht opportun, mit Leu¬ 
ten, die vom Verfassungsschutz beobachtet 
werden, gemeinsame Sache zu machen. 

Aus einem ganz ähnlichen Spektrum 
kommt das, die »Initiative 3.Oktober« tra¬ 
gende, »Bündnis Konstruktiver Kräfte 
Deutschlands« (BKKD). Das Bündnis 
wurde am 24.April 1995 ins Leben gerufen, 
um gleichgesinnte konservative Kräfte zu 
bündeln. Aufgerufen, beim BKKD mitzuma¬ 
chen, wurden » konservative Ökologen, 
Christlich-Konservative, Wert-Konservative 
und Nationalliberale« 0 . Zu den Gründungs¬ 
unterzeichnern gehören führende Funk¬ 
tionäre des Bundes Freier Bürger, der Deut¬ 
schen Partei, der DSU, der STATT Partei, der 
Unabhängigen Ökologen Deutschlands 
und verschiedene Parteilose. 

Unterstützt wurde das BKKD ebenfalls 
von Helmut Berger, Ex-Finanzchef der AEG 
und Dieter Berger, Vorsitzender der »Akti¬ 
on Deutsche Mark e.V.« aus München. Die 
»Initiative 3. Oktober« und das BKKD luden 
am 3. Oktober 95 zu einer Festveranstaltung 
auf dem sagenumwobenen Kyffhäuser- 
Denkmal, unter der Schirmherrschaft der 
DSU, zum 5. Jahrestag der Deutschen Ein¬ 
heit ein. 

Der Sage nach sitzt im Kyffhäuser Berg 
der deutsche Kaiser Friedrich I., besser 
bekannt als Barbarossa oder Rotbart, um 


dem »Heiligen Römischen Reich deutscher 
Nation« - wenns Not tut - beizustehen. 
Aber auch die »Festrede« von Alfred 
Mechtersheimer mit dem Thema » Deutsch¬ 
land - Friedensinacht der Mitte« lockte den 
alten Kaiser nicht aus dem Berg. 

Das BKKD hat mittlerweile einen Spre¬ 
cherrat gegründet, der aus Rudolf Andreas 
(DSU-Generalsekretär und Landesvorsit¬ 
zender Thüringen), Prof. Johannes von 
Campenhausen (Bundesvorsitzender der 
Deutschen Partei), Markus Zehme (Junge 
Freiheit), Lothar Lauck, Dr. Helmut Krause 
(»Staatspolitischer Club Rhein-Main«) und 
Prof. Dr. Bernd-Thomas RAMß(stelVertreten¬ 
der Bundesvorsitzender des Bundes freier 
Bürger) besteht. 9 Da der BFB ohne die Mit¬ 
arbeiter von Caspar v. Schrenck-Notzing 
und seiner Gazette »Criticon«, wie Dr. 
Bruno Bandulet, Gunnar Sohn oder seiner 
Ehefrau Regina Freifrau von Schrenck- 
Notzing nicht mehr zu denken ist (alle im 
Bundesvorstand), kann man davon ausge¬ 
hen, daß auch hier im Hintergrund 


Erstunterzeichner der 
»Initiative 3. Oktober« 

- Rudolf Andreas, Generalsekretär der DSU 

- Dr. Dieter Berger, Vorsitzender der Aktion 
Deutsche Mark e.V 

- Dr. Rudolf ßinsack, Agrarwissenschaftler 

- Manfred Brunner, Bundesvorsitzender 
ßfß 

- Prof. Johannes von Campen hausen, Bun¬ 
desvorsitzender DP 

- RA Helmut Kirchner, Bundesvorstand 
UAP (Unabhängige Ökologen Deutsch- 
I lands) 

- Dr.Hclmut Kirchner und Lothar Lauk, 
»Staatspolitischer Club Rhein-Main« 

- Ulrich Lupart, Bundesschatzmeister der 
DSU 

- Alfred Mechtersheimer, Friedensforum 
2000 

- RA Dietrich Prochnow, stellv. Fraktions- 
vors i tzender B ü rger fü r Ma rbu rg 

- Prof. Dr. Bernd Thomas Ramb, stellv. 
Bundesvorsitzender BfB 

- Roberto Rink, Bundesvorsitzender DSU 

- Hadwig Gräfin von der Schulenburg 

- Prinz Albert von Sachsen 

- Regina Freifrau von Schrenck-Notzing 

- Prof. Dr. med. Wolf-Joachim Stelter, BfB 
Landesvorstand Hessen 

- Baldur Springmann, Mitbegründer der 
ökologischen Bewegung in Deutschland 

- Rheinhard Uhle-Wcttler, Brigade-General 
a.D. 

- Monika Voß, Bundesvorstand DP 

- Peter Weihnacht, Kreisvorsitzender 
STATT-Partei Main-Taunus 

- Wilken Weseloh, Bundesgeschäftsführer 
DP 

- Markus Zehme, Junge Freiheit 

- Alfred Zips, Oberstleutnant a.D 
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Schrenck-Notzing die Fäden mit in der 
Hand hält. 

Einzuschätzen ist dies als ein erneuter 
Versuch, die Schnittstellen zwischen Kon¬ 
servatismus und Rechtsextremismus zu 
sammeln. Vorsichtig vorbereitet und initi¬ 
iert laufen die Diskussionen schon auf ver¬ 
schiedenen Ebenen, wie z.B bei dem Bad 
Cannstatter Haider-Fan-Club um den 
rechtsaußen-Kreisvorsitzenden der FDP, 
Manfred Roth. Schrenck-Notzing und sein 
Bielefelder »Institut für konservative Bil¬ 
dung und Forschung« (IKBF) hat überall 
dort seine Fäden hingeworfen, wo sich 
rechts von der CDU etwas aussichtsreich 
als Sammlung formiert, angefangen bei den 
Reps zur DSU und aktuell dem BFB. Die 
Reps als solche sind momentan noch aus¬ 
geschlossen. Sie durften zwar für die Veran¬ 
staltung zum dritten Oktober spenden, ihr 
Name taucht aber nicht auf. 

Insgesamt ist es angebracht, sich das 
Ganze sehr genau anzusehen, da man mit 
einer Neugründung einer rechten Samm- 



Der Schwerpunkt der Aktivitäten 
militanter Neonazis lag 1995 auf 
der Ausbildung einer einheitlichen 
Struktur. Die übriggebliebenen 
Recken aus verschiedenen Partei¬ 
en entfalteten ihr politisches Wir¬ 
ken in zwei miteinander verknüpf¬ 
ten Bereichen: einer konspirativ 
arbeitenden Untergrundstruktur 
und einer Struktur von regionalen 
Freundeskreisen und Zusammen¬ 
schlüssen, die ein noch nicht kri¬ 
minalisiertes Auffangbecken dar¬ 
stellen. 

Insgesamt hat sich der Grad gegenseiti¬ 
ger Vernetzung, der auf den Organisations¬ 
listen des Chefs der verbotenen Nationali¬ 
stischen Front (NF) Meinolf Schönborn 
von Ende 1993 bereits sichtbar wurde 
(siehe Infoblatt Nr. 31), weiter gesteigert. 
Zugrunde liegen die Anweisungen der 
Schrift » Eine Bewegung in Waffen «, die für 
die Strategie der militanten Neonazi-Kader 
prägend geworden ist: Angestrebt wird eine 
bundesweite » Kaderorganisation, in der das 
Führerprinzip verwirklicht ist«. Sowohl 
beim Aufbau des Untergrundnetzes (Wer¬ 
wolf, illegale Propaganda und Schulung), 
als auch bei der legalen Öffentlichkeitsar¬ 
beit und dem Aufbau einer » Massenpartei «, 
soll » mehr Wert auf Qualität als auf Quan¬ 
tität«^ gelegt werden. Diese fortschreitende 
Entwicklung veranlaßt uns, im Folgenden 
vereinfachend vom »Neonazi-Netzwerk« 


lungspartei rechnen kann - ob nach Vorbild 
der Front National in Frankreich oder 
nach Jörg Haiders Freiheitlichen oder bei¬ 
den, ist abzuwarten. Der große »Sammler« 
ä la eines deutschen Haiders ist nicht in 
Sicht. ■ 


1) Tagesspiegel 20.11.1995, S.2 

2) »Nation & Europa« 8/95 

3) ak Nr.386, 1/96 

4) »Nation & Europa« 8/95 

5) »Nation & Europa« 2/94 

6) Krass Nr. 10/95 

7) ak Nr.386, 1/96 

8) »Pressespiegel Innerer Frieden«, 34/95 

9) »DESG-inform«, 12/95 
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Das Netzwerk der Neonazis 


zu sprechen. Diese Struktur ist zwar nicht in 
allen Bereichen gleich organisiert, geht 
aber im Wesentlichen arbeitsteilig vor und 
benutzt regionale Gruppierungen zur Straf¬ 
fung einer bundesweiten Hintergrundstruk¬ 
tur. 

Der gesteigerte Vernetzungsgrad ist 
unter anderem an der starken Beteiligung 
an den häufiger stattfindenden regionalen 
Koordinierungstreffen abzulesen. Doch der 
Umstand, daß ein Großteil dieser Aktivitä¬ 
ten im Verborgenen stattfindet, erschwert 
natürlich die öffentliche Wahrnehmung 
und ist geeignet, die Neonazi-Szene zu 
unterschätzen. 

Deutlich werden die Resultate gestei¬ 
gerter Vernetzung in Neonazi-Schwer¬ 
punktgebieten wie dem Nordharz, wo rech¬ 
ter Terror nach wie vor zum Alltag gehört. 
Der alte Kader der NF, Steffen Hupka aus 
Quedlinburg, ist der politische Kopf in der 
Region und organisiert für die Jungen 
Nationaldemokraten (JN) Sonnen wendfei¬ 
ern; der alte FAP-Kader Thorsten Heise aus 
Northeim ist der Trommler der Zunft und 
lud erst kürzlich ca. 1000 Nazi-Skins zum 
Faschokonzert auf sein Gelände. Gleichzei¬ 
tig ist mit Hendrik Mühlbach in der Region 
auch ein Nazi aus der Werwolfstruktur 
vertreten (siehe Kasten zu Werwolf). 

Die Untergrundstruktur 

Die Terrorstruktur Werwolf, die wir im 
Infoblatt Nr. 30 eingehend beschrieben 
haben, verhält sich momentan ruhig bzw. 
wird von staatlicher Seite gebremst. Dafür 
sprechen verstärkte Hausdurchsuchungen 


in diesem Spektrum im letzten Jahr. Ihre 
Aktivitäten müssen von einer Duldung des 
Staatsapparates begleitet sein, sonst bringt 
dieser die größtenteils bekannten Feier¬ 
abendterroristen in den Knast. 

Dies hat wohl auch der immer wieder 
als »Bombenhirn« bezeichnete Naziterro¬ 
rist Peter Naumann begriffen. Seine Preisga¬ 
be von acht veralteten Waffenlagern im 
August letzten Jahres sowie seine darauffol¬ 
gende » Erklärung zur kämpferischen 
Gewaltfreiheit« bedeuten sicher keine 
Abkehr vom Terror. Denkbar sind mehrere 


Christian Scholz (NO), den Antifas hin¬ 
ter dem Pseudonym »Hans Westmar« 

vermuten 
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geschickte Arbeitsteilung im Harz: 
links: der politische Macher und Stratege 
Steffen Hupka (SrA) 
mitte: Thorsten Heise (ex-TAP), der die 
»Subkultur« anbindet und rekru¬ 
tiert 

rechts: Hendrik Mühlbach (Werwolf), 

Vertreter der Untergrundstruktur 

Beweggründe, die von 'Er wollte der Szene 
Luft vor der Repression verschaffen'bis zur 
Einbindung Naumanns ins Gladio-Netz 2 
reichen. Für letzteres würde auch die 
20jährige Narrenfreiheit Naumanns spre¬ 
chen: Obwohl er mit zahlreichen Spreng¬ 
stoffanschlägen in Verbindung gebracht 
wurde und 1974 gar ein Sprengmeister bei 
der Entschärfung einer von Naumann geba¬ 
stelten Bombe getötet wurde, wanderte er 
nie für länger als einige Tage in den Knast. 

Zu warnen ist vor einer Interpretation 
von Naumanns Schritt als Absage an jegli¬ 
che Gewalt, wie teilweise in den Medien 
geschehen, denn die Werwolf-Struktur exi¬ 
stiert - gut verknüpft und ausgerüstet. Zu ihr 
zählen nicht nur die Nazis der NF, die auf 
der Liste 88 stehen, sondern auch Teile der 


Werwolf 

Ein Problem der Nazis in der Wer¬ 
wolfstruktur besteht darin, daß die mei¬ 
sten von ihnen bereits bekannt sind und 
dies nicht selten im Zusammenhang mit 
Anschlägen. Dies beweist einerseits die 
Existenz und Gefährlichkeit dieser Struk¬ 
tur. Andererseits zeigt es, daß es Namen 
und Adressen gibt, an die wir uns erin¬ 
nern werden, wenn der Werwolf einmal 
zum Zuge kommt. 

Hier zwei weitere Beispiele von der 
»Liste 88« der NF (Werwolß: 

»Der allseits bekannte Skinhead Dirk 
Oliver BolImann aus Scharbeutz taucht 
nach Angaben des Berliner Antifa-lnfob- 
lattes auf einer Mitgliederliste der (...) 



Nationalen Offensive (NO), der FAP und 
der Hammerskins, einer internationalen 
Skinstruktur, die sich in Deutschland immer 
weiter ausbreitet und getrost als Nachfolger 
des BLOOD&HONOUR-Netzwerkes bezeich¬ 
net werden kann. Beim Werwolf handelt es 
sich eben nicht um eine feste Organisation, 
sondern um eine gemeinsame Struktur des 
Neonazi-Netzwerkes, was Ausdruck des 
Zusammenrückens der Organisationen ist. 

Der Werwolf ist jedoch nur ein Teil der 
verdeckt arbeitenden Untergrundstruktur 
des Neonazi-Netzwerks. Hinzu kommen 
Schulungen, die einerseits in den Schar¬ 
nierorganisationen wie der Deutschen Kul¬ 
turgemeinschaft (DKG) durch Altnazis und 
andererseits durch einen Teil der verbote¬ 
nen NF erfolgen, sowie illegale Propagan¬ 
da, die teilweise aus dem Ausland ver¬ 
schickt wird. Eine verdeckt arbeitende Hin¬ 
tergrundstruktur hält die Fäden in der Hand, 
leitet sowohl den legalen als auch den ille¬ 
galen Teil des Netzwerkes an und gibt die 
politische Richtung vor. Sie soll später den 
Kern der neuzugründenden Partei bilden. 

Trotz aller Vereinheitlichung und 
Zusammenrücken sind aber alte Wider¬ 
sprüche noch vorhanden, es hängen vor¬ 


Nationalistischen Front (NF) vom 
15.11.93 auf. (...) Bollmann ist u.a. durch 

einen Anschlag auf ein Asylbewerberin¬ 
nenheim in Fiaffkrug und als Manager 
und Security-Chef der Fascho-Skin-Band 
'Freikorps'aus Reinfeld (...) in die Schlag¬ 
zeilen geraten.« 

aus Antifaschistische Zeitung Lübeck, 
Nr. 5/95 

Hendrik Mühlbach aus Wernigerode 
fackelte 1993 zusammen mit zwei ande¬ 
ren Nazis einen Tag vorder Eröffnung das 
einzige alternative Kulturzentrum der 
Region ab. Die drei wurden von der Poli¬ 
zei geschnappt und wanderten in den 
Knast. 

Mitte letzten Jahres brach Mühlbach 
mit anderen Häftlingen aus dem Knast 



rangig die Nazis aus den einzelnen verbo¬ 
tenen Parteien zusammen und die bundes¬ 
weiten Strukturen der einzelnen Organisa¬ 
tionen werden solange bestehen bleiben, 
bis sich eine erfolgversprechende Alternati¬ 
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zvie sehr sich legaler und illegaler 
Bereich überschneiden, zeigt die 
Führung von Peter Dehoust (Heraus¬ 
geber von Nation & Europa) auf der 
NF-Liste 


ve bietet. Dies steht jedoch einem langsa¬ 
men Zusammenwachsen nicht entgegen, 
zumal sich die meisten schon lange kennen 
und mittlerweile eine sehr gute Kommuni¬ 
kation zwischen ihnen besteht. Dies findet 
seinen Ausdruck zum Beispiel in dem 
gemeinsamen Aufbau von Infrastruktur, wie 
Nationalen Infotelefonen (NIT), Mailbo¬ 
xen, Zeitschriften und Versänden. Bereits 
1994 hatte Jürgen Rieger in seinem Buch 
»Funkenflug« für die junge Generation der 
Nazis neu formuliert: weniger auf Part¬ 
eistrukturen achten, sondern an Projekten 
arbeiten 3 . Diese Tendenz scheint sich ange¬ 
sichts der Parteiverbote immer mehr durch¬ 
zusetzen (siehe auch Kasten zu Nazizeitun¬ 
gen), und auf die neu entstehenden Struktu¬ 
ren kommen neue Aufgaben zu. So vermit¬ 
telt zum Beispiel das NIT Rheinland auf 
Anfrage interessierte Nazis an Gruppen in 
ihrer Nähe. 

Regionale Zusammenarbeit 

Nachdem nahezu alle Parteien des neo¬ 
nazistischen Spektrums verboten sind, fin¬ 
det die öffentliche Propagandaarbeit, 
Rekrutierung und ähnliches auf regionaler 
Ebene statt. In einigen Teilen der Bundesre¬ 
publik existieren schon seit einigen Jahren 
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regionale Zusammenschlüsse der verschie- 
denen Naziorganisationen. Diese gewin¬ 
nen nun an Bedeutung und es entstehen 
neue in vielen Gebieten der BRD. Sie alle 
übernehmen einen Großteil der Aufgaben, 
die bisher die Parteien erledigt haben. Bei 
dieser pragmatischen Zusammenarbeit gibt 
es keine Berührungsängste mehr, alle Grup¬ 
pierungen bringen ihre Infrastruktur ein. 

Neben den Nationalen in Berlin-Bran¬ 
denburg und dem Bund Frankenland/Deut- 
scher Freundeskreis Franken, die Vor¬ 
bildcharakter in dieser Entwicklung haben 
und wo Kader aus FAP, JN, NPD, Wiking 
Jugend, NF-Nachfolge, GdNF, Deutscher 
Liga und teilweise auch Republikaner ver¬ 
eint sitzen, gibt es solche Zusammenschlüs¬ 
se mittlerweile auch in Baden-Württem¬ 
berg, Südwestfalen, im Raum Bonn (Initiati¬ 
ve Gesamtdeutschland), im Ostharz (Deut¬ 
scher Freundeskreis Nordharz) und in 
anderen Gegenden. 

Junge Nationaldemokraten 

Die Nazis, die sich nicht an der regio¬ 
nalen- oder der Untergrundstruktur beteili¬ 


gen, gehen verstärkt in die JN. Die letzte 
legale Partei der jungen Nazis öffnet sich 
immer mehr 1 2 3 4 und hat ihren Anspruch, ideo¬ 
logische Kaderschmiede zu sein, anschei¬ 
nend aufgegeben. Sie soll offensichtlich 
gestärkt werden, da die Nazis in ihrem Kon¬ 
zept auch Parteien benötigen. Als Tochter¬ 
organisation der seit Jahrzehnten bestehen¬ 
de NPD ist sie für den Staat schwerer zu ver¬ 
bieten, ohne in Erklärungsnotstand zu gera¬ 
ten. 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß 
die Nazis die Nachteile, die ihnen aus den 
Verboten entstanden sind, organisatorisch 
und in der Struktur schnell und gut aufge¬ 
fangen haben. Sie haben unter dem ent¬ 
standenen Druck ihr Netzwerk gestrafft, 
dessen Organisationsgrad erhöht und 
gehen geschickt arbeitsteilig vor. Sie wis¬ 
sen, daß ihre »Bewegungszeit« momentan 
vorbei ist und passen sich dem an. So wird 
man heute keinen Nazikader mehr an Glat¬ 
ze und weißen Schnürsenkeln erkennen, es 
sei denn, er ist auf Rekrutierung aus. 

Gerade weil ihre Arbeit heute oft in den 
Hintergrund verlagert ist, gilt es, die Augen 
offen zu halten. Wenn sie vom Staat gelas¬ 
sen werden und ihre Zeit reif ist, kommen 
sie wieder, um die Früchte ihrer momenta¬ 
nen Strukturarbeit zu ernten. Es ist zu früh, 
sie totzusagen. ■ 


1) Zitate aus: Hans Westmar, »Eine Bewegung in Waf¬ 
fen«, Horst Wessel Verlag 1992 

2) Gladio oder auch Stay Behind genannt, existiert(e) seit 
den 50er Jahren unter Befehl der NATO. Es handelt sich 
um hauptsächlich unter den Nazis geworbene Terrori¬ 
sten, die im Falle eines Angriffs der Sowjetunion, aber 
auch im Falle eines Wahlsieges einer linken Bewegung, 
Terror verbreiten soll(t)en (siehe AIB Nr. 14). Zu dieser 
Struktur gehören wohl auch die kürzlich in Österreich 
öffentlich gewordenen geheimen Waffenlager. 

3) Z.B. gibt die alte NF-Gruppierung um Harald Mehr 
und Stefan Haase aus dem Raum Lüdenscheid, die auch 
den Landwehr-Verlag und den Donner-Versand betrei¬ 
ben, die seit 1995 erscheinende Zeitung »Widerstand« 
heraus. 

4) so erscheint das Organ der JN »Einheit & Kampf« seit 
der letzten Ausgabe in nahezu doppelter Auflage und 
wird neben den JNlern Jan Zobel und Holger Apfel von 
Steffen Hupka (Sozialrevolutionäre Arbeiterfront) und 
Andre Goertz (ex-FAP) herausgegeben 


Neue Nazizeitungen 
als Ausdruck 
regionaler Organi¬ 
sierung in Franken 
und Thüringen 

Den Nationalen ist es scheinbar 
gelungen, mit dem Jungen Franken und 
der Neuen Thüringer Zeitung zwei weite¬ 
re Nazizeitungen herauszubringen. Damit 
verfügen sie über drei Zeitungen, denn 
schon seit längerer Zeit geben sie die Ber¬ 
lin-Brandenburger Zeitung (ßBZ) heraus. 
Das Junge Franken erscheint schon seit 
geraumer Zeit und wurde von den Natio¬ 
nalen lediglich übernommen. Deren Vor¬ 
sitzender Frank Schwerdt informierte 
bereits im September 1995 die Abonnen¬ 
tinnen der BBZ darüber, daß bald zwei 
lokale Ausgaben der Zeitung in Thüringen 
und in Franken erscheinen würden. 

Im Dezember '95 konnte mensch 
dann aus der Nazi-Zeitung Nation & 
Europa erfahren, daß das Junge Franken 
zusammen mit seinem Schwesterorgan 
Neue Thüringer Zeitung neu erschienen 
ist. Nation & Europa lobt das neue, »seriö¬ 
sere« layoui und erklärt, daß die Redakti¬ 
on der Zeitung bei Christian Wendt und 
Tino Brandt in »jungen, talentierten Hän¬ 
den« liegt. 

Christian Wendt aus Berlin ist stellver¬ 
tretender Vorsitzender der Nationalen und 
leitender Redakteur der Berlin-Branden¬ 
burger Zeitung. Tino Brandt aus Rudolstadt 
ist von der Anti-Antifa Ostthüringen und 
in seiner Gegend für die Nationalen aktiv. 
Er schreibt in der Berlin-ßrandenburger- 
Zeitung und soll unter dem Namen 
»Eulenspiegel« Texte für Thule-Mailboxen 
verfassen. Er gehörte zu den Unterzeich¬ 
nern der »Pulheimer Erklärung«. 

Das Junge Franken hat jetzt, genau 
wie die Berlin-Brandenburger Zeitung, 
seine Adresse beim VBR-Verlag in Berlin- 
Treptow. Alle drei Zeitungen sind profes¬ 
sionell aufgemacht und schwer als Nazi¬ 
zeitungen zu erkennen, faschistische 
Inhalte sind unterschwellig angebracht. 



der Werwolf als Teil der Untergrundstruktur (hier Mitglieder der NF-Nachfolge) 
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Bomben - Wahlen 



Sechs Tage vor den österreichi¬ 
schen Parlamentswahlen, am 11. 
Dezember 1995 schlug die Neo¬ 
naziterrorgruppe »Bajuwarische 
Befreiungsarmee - Salzburger Eid¬ 
genossenschaft« (BBA) erneut zu. 
In einem Briefkasten in Graz deto¬ 
nierten zwei Briefbomben. Ein 
Terrorbrief war für das UN- 
Flüchtlingskommissariat in Wien 
bestimmt, der andere an ein unga¬ 
risches Postfach eines österreichi¬ 
schen Partnervermittlungsinstitu¬ 
tes. Zwei weitere, intakt gebliebe¬ 
ne Bombenbriefe aus dem Postka¬ 
sten explodierten, als sie von der 
Polizei nach Wien transportiert 
wurden. 

Laut Innenministerium waren für diese Art 
der Spurenvernichtung Temperaturschwan¬ 
kungen verantwortlich. Gedacht hatte die 
BBA diese Bomben für eine in Wien leben¬ 
de Familie aus Indien und die Mutter der 
Familie Resetarits. Sie und ihre Söhne, 
besonders der in Österreich populäre Sän¬ 
ger Willi (»Ostbahn Kurti«) setzen sich seit 
Jahren für Flüchtlinge ein. Für dieses Enga- 
ment wurden die Familie bereits in einem 
Schreiben der BBA gewarnt und von Jörg 
Haider attackiert. Antifaschistische Beo¬ 
bachterinnen gehen davon aus, daß die 
BBA selbst für die vorzeitigen Explosionen 
sorgte, denn neuerliche Opfer hätten der 
FPÖ sicherlich mehr Stimmen gekostet. Das 
Kalkül der Neonazis ging auf, während des 
Wahlkampfes spielte diese Briefbombense¬ 
rie keine Rolle. Jörg Haider, laut Gerichts¬ 
urteil der »Ziehvater des rechtsextremen 
Terrors«, kam wieder einmal ungeschoren 
davon und die BBA konnte das Medienecho 
als Propagandaforum nutzen. 

Spuren nach Deutschland 

Bereits Anfang Dezember 1995 berich¬ 
tete die österreichische Tageszeitung »Der 


Standard« über eine »wirkliche heiße Spur« 
zur BBA. Die Terrorfahnder fanden sie in 
der in München herausgegebenen Zeit¬ 
schrift »Vorderste Front (3/1992)« des 
»Nationaldemokratischen Hochschulbun¬ 
des« (NHB). 

Dort erschien im Herbst 1992 ein 
namentlich nicht gekennzeichneter Artikel 
über »Die deutsche Frage in Österreich«. 
Ähnlich wie in den Bekennerschreiben der 
BBA wird darin ein ausführlicher histori¬ 
scher Überblick über die Bajuwaren ver¬ 
mittelt und die »Bajuwarische Einheit«, der 
Anschluß Österreichs an Deutschland 
gefordert. Zusätzlich widmet sich der Arti¬ 
kel dem »nationalistischen Kampf im Zei¬ 
chen verschärfter Repression«. Demzufolge 
sei »sinnvolle politische Arbeit für Nationa¬ 
listen« in Österreich nur mehr im Unter¬ 
grund möglich. Der Autor warnt Aktivistin¬ 
nen davor, »weitere fünf Jahre durchzuhän¬ 
gen«, da es »fünf verlorene Jahre für das 
Volk« sein würden. »Wichtigstes Gebot jed¬ 
weder Untergrundarbeit ist konspiratives 
Verhalten um jeden Preis«. Ziel: »Den Staat 
aus der Reserve locken«. Was in der Folge 
im Detail über Zellenbildung und Kommu¬ 


nikationsstrukturen geschildert wird, dürfte 
weitgehend auf die Struktur der erst ein Jahr 
später in Erscheinung tretenden BBA zutref¬ 
fen. Laut »Standard« könnte der Verfasser 
des Artikels »in engem Zusammenhang mit 
jenem Täterkreis stehen, der seit zwei Jah¬ 
ren in Österreich Bomben legt und ver¬ 
schickt.« 

Als mutmaßlichen Autor dieses Textes 
vermutete die Wiener Antifa-Zeitschrift 
»Lotta Dura«, die bereits im April vergan¬ 
gen Jahres über den Artikel berichtete, den 
ehemaligen Anführer der verbotenen öster¬ 
reichischen Neonazitruppe »Aktion Neue 
Rechte« (ANR) - Dr. Bruno Haas. Dieser 
saß 1984 gemeinsam mit Gottfried Küssel 
und dem deutschen Neonazi-Terroristen 
Ekkehard Weil im sogen. »Wiener ANR- 
Prozeß« auf der Anklagebank und wurde zu 
einer 9-monatigen Bewährungsstrafe 
wegen NS-Wiederbetätigung verurteilt. In 
der Vorläuferzeitung der »Vordersten Front« 
dem »NHB-Report« zählte Haas, wie auch 
der FPÖ-Vordenker Andreas Mölzer, zur 
Autorinnenschaft. In den letzten Jahren trat 
Haas mehrmals bei Veranstaltungen der 
»Jungen Nationaldemokraten« (JN), deren 


FPÖ beendet ihren Höhenflug 

Die österreichischen Parlamentswahlen am 17. Dezember 1995 sorgten für einige 
gewaltige Überraschungen. Erstmals seit 1979 konnten die Sozialdemokraten Stim¬ 
men gewinnen und ihren Vorsprung gegenüber der konservativen Volkspartei aus¬ 
bauen. Der seit 1986 andauernde Höhenflug der Haider-FPÖ wurde gestoppt. Die 
stärkste rechtsextreme Partei Europas büßte Stimmen ein und verlor zwei Parla¬ 
mentssitze. Verluste gab es auch für die Liberalen und die Grünen. 


Wahlen 1995 Wahlen 1994 


SPÖ (Sozialdemokraten): 1.786.960 Stimmen; 38.32% (34.9%) 

ÖVP (Konservative): 1 .319.504 Stimmen; 28.30% (27.7%) 

F (»Freiheitlichen«- Faschisten) : 1.029.550 Stimmen; 22.08% (22.5%) 

LIF (Liberalen): 246.341 Stimmen; 5.28% (6.0%) 

Grüne: 213.038 Stimmen; 4.57% (7.3%) 
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Kader auch den NHB leiten, als Hauptrefe¬ 
rent auf. Zusätzlich war/ist der Jurist als 
Rechtsberater der österreichischen Neona¬ 
zi-Terrorgruppe VAPO (Volkstreue Außer¬ 
parlamentarische Opposition) zu Diensten. 

In der aktuellen Ausgabe der »Vorder¬ 
sten Front (6/1995)« beschäftigt sich die 
NPD Jugend-/Studentlnnenabteilung wie¬ 
der mit Österreich. Im Vorwort wird JÖRG 
HAIDER als der »einzige deutsche politi¬ 
sche Führer, dem man guten Gewissens die 
Regierungsverantwortung wünschen kann« 
gelobt und gehofft, daß es ihm gelingt 
»1998 den österreichischen Lizenz- und 
Mauschelparteien die Regierungsmacht zu 
entreißen.« Bei soviel Hoffnung und Freu¬ 
de, können die Neonazi-Dumpfbacken 
(natürlich) nicht auf Eigenlob verzichten. 
Mit Hinweis auf ein Interview, daß Haider 
dem NHB-Report 1985 gewährte, prahlen 
sie, der NHB hätte ihn schon damals als 
»Mann mit Zukunft erkannt«. 

Ein Interview mit einem Mann mit Ver¬ 
gangenheit findet sich ebenfalls in dieser 
Ausgabe der »Vordersten Front«. Darin 
plaudert der italienische MSI-Europaparla- 
mentsabgeordnete PI NO RAUT1 aus dem 
Nähkästchen. Der ehemalige Führer der 
Geheimdienst- und Faschistenterrorgruppe 



Fünf Jahre Deutschland sind Anlaß 
genug, Rückschau zu halten . In 
dieser Dokumentation versuchen 
Leipziger Antifaschistinnen, die 
Aktivitäten von Faschistinnen, 
Neofaschistinnen und anderer 
Rechtsradikaler in ihrer Stadt 
Revue passieren zu lassen . Diese 
Broschüre ist hauptsächlich als 
Arbeitsmaterial gedacht . 


Bestellung und Versand 

Ein Exemplar kostet 4,-DM + 1,50 DM 
Porto. Zahlbar nur als Vorauskasse in 
Bargeld (bitte keine Schecks, Postanwei¬ 
sungen, Einschreiben etc.). 

Für Weiterverteilerlnnen kosten 
5 Exemplare 20,-DM (incl. Porto), 

10 Exemplare 35,-DM (incl. Porto). 

Ab 20 Stück kostet das Heft 3,-DM 
+ 5,-DM Porto und Versand. 

Bestelladresse: Leipzig ganz rechts; c/o Infobüro; Peterssteinweg 13; 04107 Leipzig 


»Ordine Nuovo« (Neue Or.dung) gilt als 
einer der Väter der »Strategie der Span¬ 
nung«, der in Italien in der 70er und 80er 
Jahren hunderte von Menschen zum Opfer 
fielen. Mit blutigen Terroranschlägen, wie 
etwa auf den Bahnhof von Bologna, wollten 


Rauti und seine Spießgesellen den Staat 
destabilisieren und getreu ihrem Motto 
»Alle Macht den Rechten« eine Diktatur 
errichten. Ein Konzept auf das offensicht¬ 
lich auch die österreichische BBA setzt. ■ 


Heiße - Spuren 



Anleitung zum 
Terror in der 
»Vordersten 
Front« 

»Wichtigstes Gebot jedweder 
Untergrundarbeit ist KONSPIRATIVES 
Verhalten um jeden Preis. Konkret 
heißt dies: Keine Weitergabe von 
Informationen über Telefon oder Post¬ 
weg; es sei denn verschlüsselt, aber 
auch nur an Leute, die schon von der 
STAPO (Anm.: Österreichische Staats¬ 
polizei) erfaßt sind; keine Bekanntma¬ 
chung von Aktivisten, außer einigen 
wenigen führenden Kadern, deren 
Identität sowieso nicht geheimzuhal¬ 
ten ist; Zugang zur Mitgliederkartei 
nur für einen Kreis von Führungsleu¬ 


ten; Organisation nach dem Zellen¬ 
prinzip, also autonome Kleingruppen, 
deren einfache Mitglieder nur die Mit¬ 
glieder ihrer eigenen Zelle kennen; 
Aufnahme in die innere Organisation 
nur nach längerem Auslese- und Beob¬ 
achtungsprozeß. Insbesondere das 
Zellenprinzip macht es in Verbindung 
mit eingeschränkten Kommunikations¬ 
möglichkeiten notwendig, daß die Tei¬ 
leinheiten weitgehend autonom arbei¬ 
ten und einmal gestellte bzw. selbst 
gestellte Aufgaben auch alleine bis 
zum Ziel weiterverfolgen. Dies setzt 
wiederum einen hohen Anteil an 
kaderfähigem Personal und einen 
weitgehenden Verzicht auf die Einbin¬ 
dung der sogenannten Basis voraus . 
Statt dessen sollte man lieber versu¬ 
chen, sich als Fraktion in den zahlrei¬ 
chen vorhandenen Vorfeldorganisatio¬ 
nen des nationalen Lagers zu etablie¬ 
ren, um diese zu radikalisieren. ...« 


Dr. Bruno Haas, ehemaliger Anführer der verbotenen österreichischen Neonazigruppe 
»Aktion Neue Rechte« 
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Alljährlich im Oktober treffen sich am kärntner Ulrichsberg Neo- und 
Altnazis, Militaristen und hochrangige österreichische Politiker, wie 
etwa der konservative Verteidigungsminister Werner Fasselabend, um 
einem 1919 durchgeführten Grenzkrieg gegen Slowenien zu gedenken 
Zeitgleich führen rechtsextreme Gruppierungen eigene, nicht öffentli¬ 
che Treffen durch - mit dabei Jörg Haider. 


sflUKil Ipfeläg ttbufla-JBin: 


Am 14. Dezember strahlte der deutsche 
TV-Sender ARD ein Amateur-Video aus, das 
den FPÖ-Führer Jörg Haider als Gastredner 
bei einer Veranstaltung ehemaliger SS-Män¬ 
ner zeigt. Diese in ihren Heimatländern 
zum Teil wegen schwerster Kriegsverbre¬ 


chen verurteilten Nazis spricht Haider im 
Oktober 1995 im Kärntner Krupendorf als 
seine »lieben Freunde« an. Er freue sich, 
»daß es in dieser Welt einfach noch anstän¬ 
dige Menschen gibt, die einen Charakter 
haben und die auch bei größtem Gegen¬ 


wind zu ihrer Überzeugung stehen und die¬ 
ser Überzeugung bis heute treu geblieben 
sind«. Das sei eine Basis, die »auch an uns 
Junge weitergeben wird«, denn: »Ein Volk, 
das seine Vorfahren nicht in Ehren hält, ist 
sowieso zum Untergang verurteilt.« Man 
werde noch beweisen, »daß 
wir nicht umzubringen sind 
und daß sich Anständigkeit in 
unserer Welt allemal durch¬ 
setzt, auch wenn wir momen¬ 
tan vielleicht nicht mehrheit¬ 
fähig sind. Aber wir sind gei¬ 
stig den anderen überle¬ 
gen«.Nach der Ausstrahlung 
des Videos verteidigte Haider 
seine Rede und meinte die 
Waffen-SS sei ein Teil der 
Nazi-Wehrmacht gewesen. 
Die israelitische Kultusge¬ 
meinde zeigte sich über Hai¬ 
ders Worte erschüttert. »Der 
Ziehvater des Rechtsextremis¬ 
mus« stehe trotz »größtem 
Gegenwind weiter zu seiner 
Überzeugung«. Der Leiter des 
jüdischen Dokumentations¬ 
zentrums, Simon Wiesenthal, 
wies Haiders Aussage, die 
Waffen-SS sei ein Teil der 
Wehrmacht gewesen, zurück. 
Es habe sich um eine »Mord¬ 
brigade« gehandelt. Die 
Reaktionen der demokrati¬ 
schen Politiker reichten von 
Empörung der konservativen 
Volkspartei über Rücktritts¬ 
aufforderungen der Sozialde¬ 
mokraten (»Ein Nazi-Wieder¬ 
betätiger hat im Parlament 
nichts verloren.«) bis hin zu 
einer Anzeige der Grünen. 
Gegen Haider wird nun 
wegen Verdachtes der NS- 
Wiederbetätigung ermittelt. ■ 
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Nazi-Szene 


Der Hans-Münstermann 
Gedenkmarsch *»*, 


2>U(D(±| 




Am Rosenmontag 1993, dem 22.Febru¬ 
ar, wurde im Verlauf einer Schlägerei in der 
Aschaffenburger Innenstadt der 20jährige 
Hans Münstermann durch Messerstiche 
getötet. Da der Täter als » Südosteuropäer « 
beschrieben wurde, durchsuchten Polizei 
und Bundesgrenzschutz teilweise zweimal 
alle Flüchtlingsunterkünfte in Aschaffenburg 
und nahmen ca. 20 »Tatverdächtige« fest. 
Während Lokalpresse, Radio und Fernsehen 
von Mord sprachen, mußte das Gericht den 
Täter, einen Asylantragssteller aus Albanien, 
wegen erwiesener Notwehr freisprechen. 
Nach Rekonstruktion der Geschehnisse 
ergab sich folgendes Bild der »Massenschlä¬ 
gerei zwischen Deutschen und Ausländern«: 

Ca. 20-25 deutsche Jugendliche, darun¬ 
ter der als rassistischer Schläger bekannte 
Kick-Boxer Hans Münstermann und sein 
Freund Robert Iliazovic, ehemaliger Kreis¬ 
vorsitzender der FAP in Asch affen bürg, 
schlugen mit Holzlatten und Pflastersteinen 
auf fünf albanische Flüchtlinge ein. Nach¬ 
dem einer der Flüchtlinge schwer verletzt 
wurde (Nasenbein- und andere Brüche), 
stieß er mit einem Messer, das einem der 
Faschos gehörte, nach Münstermann und 
traf ihn tödlich. 

1993 - Erster Marsch: Schulter¬ 
schluß 

Am darauffolgenden Samstag, dem 
27.Februar versammelten sich rund 800 
Menschen aus Aschaffenburg und Umge¬ 
bung zu einer » Lichterkette gegen Deutsch¬ 
feindlichkeit« mit anschließendem Trauer¬ 
marsch und Fackelzug. Aufgerufen hatten 
die »Eltern und Freunde von Hans«, die sich 
verbal gegen »rechtsradikale Tendenzen« 
abgrenzten und der »Deutsche Freundes¬ 


kreis« (DF), bestehend insbesondere aus Mit¬ 
gliedern von FAP, Wiking Jugend und NPD 
/Jungen Nationaldemokraten. 

Gemeinsam marschierten etwa 400 
»normale« Rassistlnnen wie der CSU-Promi 
Manfred Christ und ungefähr gleichviel 
Nazis und Hools wie Axel Schunk und Falco 
S cHüßLER gemeinsam durch die Innenstadt. 

1994 - Zweiter Marsch: Trauriger 
Haufen 

Am nächsten Jahrestag mobilisierten 
lediglich NPD und JN über ihren Freundes¬ 
kreis »Ein Herz für Deutschland« auf Flug¬ 
blättern und per Zeitungsannonce im Land¬ 
kreis Aschaffenburg-Miltenberg. Anmelder 
war Klaus Beier. Das Ergebnis war mit ca. 30 
JN-Aktivistlnnen, bgleitet von 50 Zivi-Cops 
eher lächerlich. 

1995 - Dritter Marsch: Festung 
Aschaffenburg 

Im letzten Jahr gab es regionale Mobili¬ 
sierung. Hingegen wurde beim Nationalen 
Infotelefon Franken (NIT) zum Münster¬ 
mann-Gedenkmarsch 1995 aufgerufen. Dort 
wurde behauptet, Münstermann sei Aktivist 
der JN gewesen. Ebenso wurde in Hamburg 
und Berlin mobilisiert. 

Die Stadt Aschaffenburg überlegte erst, 
die von der NPD angemeldete Demo zu ver¬ 
bieten, erlaubte sie dann allerdings unter 
solch strengen Auflagen wie einem Teilnah¬ 
meverbot für Günther Deckert (NPD-Vorsit- 
zender) und Jens Pühse. 

Ab ca. 17 Uhr war die Innenstadt von 
Unterstützungskommandos (USK, für ihre 
Brutalität bekannte, bayerische Polizeispe¬ 
zialeinheiten) und Bereitschaftspolizei bela¬ 
gert, Absperrgitter wurden in der Fußgänger¬ 


zone aufgebaut. An allen Einfallstraßen wur¬ 
den Vorkontrollen errichtet, in denen ganze 
acht Nazis hängenblieben. Gefunden wur¬ 
den CS-Gas, Elektroschockgeräte und Base¬ 
ballschläger. An vielen Kreuzungen der 
Innenstadt standen Fascho-Ordner mit Han¬ 
dys und Funkgeräten, teilweise mit USKIern 
im Gespräch. Ein Teil dieser Ordner gehörte 
der NF-Kameradschaft Freising an (so Jens 
Phüse und Wilhelm Straubinger). 

Die aus dem gesamten Bundesgebiet 
ankommenden Nazis wurden zu den 
Absperrgittern geleitet, wo sie nach einer 
Personalien-Überprüfung durchgelassen 



oben: Michael Petri 
nuten links: Axel Schunk 
unten mitte: Jens Pühse 
unten rechts: Kai Dalek 



Antifaschistisches INFO-Blatt Nr. 33, Februar/März 1996 


13 




Nazi-Szene 


W* 9 


M 


Die neue 
Antifa- 

_ Nachrichten- 

Doku 

Jeden Monat gibt die Zeitung einen 
Überblick über rechtsextreme Aktionen und 
Strukturen, über antifaschistische Aktivitäten 
und rum Thema Asyl. 

Die "Was geht ab?" ist ein Blatt für aktive 
Antifas und Interessierte. Mit jeweils über 
IOO Berichten wird ein möglichst großer 
Überblick geboten, der das Durcharbeiten 
anderer Zeitungen erspart. 

Eine Probenummer für 3,50 DM kriegste hier: 
Was geht ab? 

Postfach 110 331 - 10833 Berlin 


wurden. Nazis mit Ordnerbinclen wurden 
nicht überprüft, wie z.B. Achim Ezer und 
Michael Petri, der mit seiner Freundin Mela¬ 
nie (ANTi-ANTiFA-Funktionärin) angereist war. 

Die Autos wurden - von USK und Hun¬ 
destaffeln bewacht - in Parkhäusern unter¬ 
gebracht (Autonummerauswahl: Dortmund, 
Borkem, Gelsenkirchen, Gießen, Jena, Leip¬ 
zig, Rudolstadt, München, Nürnberg, Bay¬ 
reuth, Frankfurt, Hanau ). 

Gegen 18 Uhr begann eine kurze Demo 
durch die Fußgängerzone, angeführt von 
Michael Petri und Kai Dalek und einem 
Transparent: »Hans ist tot; kein Vergeben 
kein Vergessen, niemals!«. 


An der Demo nahmen 120 Nazis teil. 
Unter Ihnen befanden sich allerdings kaum 
Faschos aus der Region, augenommen Wer¬ 
ner Fleckenstein, Jürgen Schwab und Markus 
Schwinger. Dafür wurde Prominenz der 
bundesweiten Naziszene gesichtet, wie z.B. 
Axel Michaelis (JN-Pommersfelden), Karl 
Weise (Duisburg), Hans Schiefer (Ochsenfurt) 
oder Holger Apfel (JN-Bundesvorsitzender). 

Über Mund-zu-Mund-Propaganda wur¬ 
de zu offensivem Vorgehen gegen den Nazi- 
Auftritt mobilisiert. Das Ziel, die Ordnungs¬ 
hüter aus einer Auseinandersetzung mit den 
Faschistinnen herauszuhalten, scheiterte an 
der massiven Präsenz der Grünuniformierten 
aus Sorge um die Faschos und den bayeri¬ 
schen Ruf. Überraschenderweise kamen 
rund 70 Leute aus unterschiedlichen Spek¬ 
tren zum angekündigten »Faschingsumzug«. 
Etliche Personen bekamen gleich mehrfache 
Platzverweise (fürs komplette Stadtgebiet). 
Zu kurzem Hunde- und Schlagstockeinsatz 
kam es, als mittels Trillerpfeifen und »Nazis- 
Raus«-Rufen versuchte wurde, das Absingen 
aller drei Strophen der Nationalhymne zu 
verhindern. Danach aber wurde der Abend 
noch recht sehr erfreulich - zu Ungunsten 
der Nazis! Das Ziel des Abends war, den 
Faschos zumindest die Heimreise zu 
erschweren und ihnen zu zeigen, daß öffent¬ 
liche Demos unangenehme Folgen für sie 
haben können. Da etliche Faschos auf einen 
»geselligen Kameradschaftsabend« hofften, 
andere sich auf einen »Aktionsabend« ein¬ 


gestellt hatten (sie ließen sich »deutschfeind¬ 
liche Ziele« zeigen), versuchten sie ihren 
Bewachern und Beschützer in Grün zu ent¬ 
kommen. 

Aufgrund der breiten Mobilisierung nah¬ 
men recht viele Menschen an dem Spiel 
»Nazis vertreiben« teil. Der größte Teil der 
zurückgebliebenen Faschos - etwa 30 an der 
Zahl - dürfte den Abend nicht gut verdaut 
haben. Es zeigte sich, daß das hohe Aufgebot 
von insgesamt 500 USK- und Bereitschafts¬ 
polizisten nicht in der Lage war, dezentrale 
Aktionen gegen Faschos oder deren Fahr¬ 
zeuge zu verhindern. 

Nachdem gegen ein Uhr die letzten der 
angereisten Faschos die Heimfahrt antraten, 
sollen noch einige ihrer Autos unterwegs lie¬ 
gengeblieben sein. 

1996 - Vierter Marsch ?? 

Auf Basis der Erfahrungen des letzten 
Jahres soll ein Münstermann-Trauermarsch 
1996 nicht zugelassen werden. Da von rech¬ 
ter Seite bundesweit mobilisiert wird, for¬ 
dern Aschaffenburger Gruppen alle Antifa¬ 
schistinnen auf, sich an den Aktionen gegen 
den Marsch zu beteiligen. Als Termin ist der 
25.Februar angesetzt. Geplant ist bisher eine 
regionale Demo mit anschließendem Kon¬ 
zert, um den Abend zu überbrücken. 

Desweiteren organisieren verschiedene 
Leute antifaschistische Straßenfeste und 
Straßenmusik an allen möglichen Ausweich¬ 
terminen. ■ 


Am Hans Münstermannmarsch 
beteiligte Personen 

- Klaus Beier 

JN/NPD-Kreisvorsitzender in Aschaffenburg/M iltenberg, Bezirks¬ 
vorstand Unterfranken, Bund Frankenland, Anmelder der geplan¬ 
ten Rudolf-Hess-Märsche 1995 in Fulda und Wunsiedel, Organi¬ 
sator von Deutschlandtreffen der NPD in Karlstadt und des Kon¬ 
gresses der nationalistischen Jugend in Europa, Deutscher Freun¬ 
deskreis Franken 

- jürgen Schwab 

Bund Frankenland, Deutscher Freundeskreis (DF), ehemals Repu¬ 
blikaner und Nationale Offensive, Schriftleiter des Jungen Franken, 
Autor in Nation Europa, Deutsche Rundschau, Junge Freiheit, 
Deckname »Amor« 

- Kai Dalek 

»Geschäftsführer der GdNF«, Layouter des Einblicks, Thule Mail¬ 
box, Frankenrat, DF 

- Achim Ezer 

JN-Vorsitzender NRW, Ordnerleiter beim Deutschlandtreffen der 
NPD, Autor in Einheit und Kampf 

- Peter Marx 

Fraktionsvorsitzender der NPD in Frankfurt am Main, Spitzenkan¬ 
didat der NPD Landtagswahl in Sachsen 1990 

- Holger Apfel 

Bundesvorsitz JN, Landesvorsitz Niedersachsen, Redakteur von 
Einheit und Kampf 

- Michael Petri 

GdNF Mainz, Einblick, NIT Mainz, ehemals Deutsche Alternative, 
Vorsitzender der Deutschen Nationalisten, ehemals Aktionsfront 
Nationaler Kameraden 


- Falco Schüßler 

DF, Franken rat, e hemals Wiking Jugend, E x-Vo rsitzender der FAP 
in Bayern, JN 

- Jens Pühse 

ex-NF Freising, JN, Blitzversand, »Tonträgervertrieb Jens Pühse« 

- Markus Schwinger 

REP Bezirksverband Unterfranken 

- Werner Fleckenstein 

Naziskin, Schläger, ehemals FAP, während eines JN-Aktionstages 
trieb er drei Menschen in den Main 

- Axel Schunk 

Ex-WJ-Gauführer und WJ-Bundesfahrtenleiter, NPD-Bezirksver- 
band, Huttenbriefe 

- Gerhard Bucka 

JN, GdNF 

- Max Härtel 

JN, Bund Frankenland 

- Manfred Christ 

CSU Landtagsmitglied (MdL), Oberbürgermeisterkandidat Aschaf¬ 
fenburg, aufgefallen durch rassistische Hetze 

- Udo Voigt 

NPD Landesvorsitzender Bayern 

- Karl Weise 

- Michael Pümmer 

- Rolf Giesmann 

- Hans Schiefer 

- Uwe Meenen 

- Andre Goertz 

Mitherausgeber von »Einheit & Kampf«, Ex-Landesvorsitzender 
HH der verbotenen FAP, Burschenschaft »Germania«, NIT-HH 
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Nazi-Szene 


Berlin 

Runder Tisch mit breitem 
Spektrum 

Für den 20.11.95 hatte Peter Dehoust 
im Namen von Nation & Europa zu einem 
»Runden Tisch« in Berlin eingeladen, bei 
dem Karl Richter (Deutsche Liga) referierte. 

Der Einladung, die nur verschickt und 
nicht öffentlich gemacht worden war, folg¬ 
ten neben dem von Runden Tischen in 
anderen Städten bekannten Publikum auch 
viele militante Nazis. So tummelten sich in 



oben: Rita Boeniscli (auch HvFB) beim 
Runden Tisch 
mitte: der Schutz 

unten: Michael Falko , Betreiber der 
Schwabenstuben 



»Falkos Schwabenstuben« ab 19.00 Uhr 
sowohl bekannte REP-Funktionäre wie 
Sascha Kari aus Neukölln, Frank Seifert 
(Landesvorsitzender der Republikanischen 
Jugend) aus Tiergarten und Rita Boenisch 
aus Spandau, als auch führende Militante 
wie Detlef Cholewa und Tino Stange (beide 
Kameradschaft Treptow) und Christian 
Wendt (Die Nationalen). Ebenfalls wieder 
aufgetaucht ist zu diesem Anlaß der länger 
in der Versenkung verschwundene NSDAP- 
Kader Lutz Schillock. 

50 Antifas, die den Veranstaltungsort 
blockierten, wurden von der Polizei vertrie¬ 
ben; es gab einige Festnahmen. Dennoch 
konnte ihre Anwesenheit einige Nazis dazu 
bewegen, von einer Teilnahme an der Ver¬ 
anstaltung Abstand zu nehmen und einige 
Fahrzeuge der Nazis wurden »tiefergelegt«. 
Die Veranstaltung konnte leider trotzdem 
stattfinden. 

Die Kneipe Schwabenstuben in der 
Schöneberger Hauptstraße 70, deren Be¬ 
treiber Michael Falko ist, ist für Nazitreffen 
hinlänglich bekannt. Neben Burschen¬ 
schaften treffen sich hier auch desöfteren 
das Hoffmann-von-Fallersleben-Bildungs- 
werk,(HvFB) die Berliner Kulturgemein¬ 
schaft PREUßEN und Nachfolgeorganisatio¬ 
nen der verbotenen NF. 

Prozeß gegen Berliner Nazi- 
Führungsriege 

Momentan wird der Prozeß gegen die 
am 13.8.94 bei Arnulf Priem festgenomme¬ 
nen Nazis verhandelt. Damals fand eine 
Antifa-Demo zu Priems Haus statt, die 
allerdings von der Polizei nicht bis dorthin 
gelassen wurde. Die Nazis hatten sich den¬ 
noch bei Priem versammelt und konnten es 
nicht lassen, vom Dach mit Zwillen auf ein 
Kamerateam zu schießen. Die Polizei 
stürmte das Haus und nahm 16 Nazis fest. 
Das Verfahren der sechs minderjährigen 
Beschuldigten (u.a. Oliver Werner, der 
mittlerweile in U-Haft sitzt) wurde abge¬ 
trennt und wird später verhandelt. 

Im gerade stattfindenden Verfahren sind 
angeklagt: Kay Diesner, Wolfgang Kaiser, 
Matthias Ridderskamp (Bund vaterland¬ 
streuer Volksgenossen, arbeitete eng mit 
Schweigert zusammen), Mike Schildt, Han- 
Jörg Rückert (NSDAP, Berliner Kulturge¬ 
meinschaft PREUßEN), Katrin Maut (Freundin 
von Schweigert), Enno Gehrmann (Füh¬ 
rungskader der Sozialrevolutionären Arbei¬ 
terfront), Susann Starke, Marcus Bischoff 
(FAP, NS-Denkzettel), Oliver Schweigert 
(Berliner Führungskader der verbotenen 
FAP), Matthias Morell, Marco Lau, Hein¬ 
rich Axt, Detlef Cholewa (Kameradschaft 
Treptow). Die Anklage lautet auf »Bildung 
eines bewaffneten Haufens «, was eine 
Höchststrafe von einem Jahr Gefängnis 
bedeuten kann. Und das obwohl auf dem 


Dach Steinhaufen, Zwillen, Stahlkugeln 
und Molotow-Cocktails gefunden wurden. 

Auf den gut gefüllten Zuschauerbänken 
findet sich fast alles, was in der Berliner 
Naziszene Rang und Namen hat und feixt 
gemeinsam mit den Angeklagten über den 
Richter und den zu erwartenden glimpfli¬ 
chen Ausgang des Prozesses. 

Faschistischer Multifunktionär in 
Freiwilliger Polizeireserve 

Wie Anfang des Jahres durch eine Anfra¬ 
ge von Bündnis 90/Die Grünen im Abge¬ 
ordnetenhaus herauskam, ist der 35jährige 
Aurel Archner Mitglied der Freiwilligen 
Polizeireserve Berlins (FPR). 

Archner, der pikanterweise Nachbar des 
Regierenden Bürgermeisters Diepgen ist, 
war nicht nur Direktkandidat für die Reps in 
Schöneberg bei der Abgeordnetenhauswahl 
05, sondern ist auch Landesvorsitzender 
der Unabhängigen Ökologen Deutsch¬ 
lands (UÖD), einer Rechtsabspaltung der 
ÖDP. Desweiteren schreibt er in der Schül¬ 
erzeitung der JN Denkzettel, fungiert als 
V.i.S.d.P. für Flugblätter der JN und NPD 
und ist auf Veranstaltungen des Hoffmann 
von Fallersleben Bildungswerkes (HvFB) 
und der Berliner Kulturgemeinschaft 
PREU ßEN (BKP) anzutreffen. 

Seit 1993 verbringt er außerdem seine 
Zeit damit, unter dem Namen Profit Mar¬ 
keting Werbeagentur faschistisches Propa¬ 
gandamaterial herzustellen und in großem 
Stil - oft unaufgefordert - zu vertreiben. In 
diesem Rahmen übernahm er auch Arbei¬ 
ten für die rechtsextreme Wochenzeitung 
Junge Freiheit. 

Die FPR war bereits 1993 in die Schlag¬ 
zeilen gekommen als sich herausstellte, daß 
sich dort jede Menge Waffenfanatiker, Kri¬ 
minelle und Neonazis tummeln. Eine Über- 


Aurel Archner (links) 
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Nazi-Szene 



Das CRIDA (Antirassistisches Zentrum für 
Recherche, Information und Dokumentati¬ 
on) bietet einen Überblick über rassisti¬ 
sche Aktionen und über die Szene der 
exremen Rechten im vergangenen Jahr in 
Europa. Der Bericht enthalt über jedes 
Land der EU und der Nachbarländer 
einen detaillierten Artikel sowie übersetzte 
Texte über die extreme Rechte im Internet, 
über das Schicksal der Roma und Cinti in 
Europa und über Revisionisten. 


RAPPORT 

CRIDA 

1996 


Hom .. 

Prtosn 
Adresse. 


P3IX : 75 FRANCS wm?® ... 

Code post* □□□□□ 

Chätjue joint 8 i'ßrcfrcj 

du CRIDA ...,,, 

POtlfl PLUS DE RENSEIGNEMENTS : 

CRIDA 21™ rite Voltaire 75011 Paris M R I R A 
FAX: 331 43 72 15 77 L f ' 


prüfung der Mitglieder, die statt der eigent¬ 
lich nötigen Auflösung angesetzt wurde, 
zeitigte offensichtlich keinen Erfolg. 

(Raibach 

»2. Europäischer KONGREß der 
Jugend« der Jungen Nationalde¬ 
mokraten 

Am 16.12.95 fand in Gaibach im Kreis 
Bamberg der von den Jungen Nationaldemo¬ 
kraten (JN) konspirativ organisierte Kongreß 
statt. 

Ca. 200 Teilnehmerinnen aus einigen 
europäischen Ländern lauschten den Elabo¬ 
raten ihrer Führer Holger Apfel (JN-Bundes- 
vorsitzender), Udo Voigt (NPD-Bayern), 
Mladen Schwartz (»Neue Kroatische Rech¬ 
te«), Tim Mudde (CP '86 aus den Niederlan¬ 
den) und anderen. 

Am Abend gab der WJ-Jammerbarde 
Frank Rennicke sein Geheul zum Besten. 
Nichts Neues also... 


Göppingen 

Jungnazi verurteilt 

Der Göppinger Neonazi Alexander Lar- 
rass (19) wurde am 26. Oktober 1995 vom- 
Göppinger Jugendschöffengericht zu einem 
Jahr Jugendstrafe ohne Bewährung verurteilt. 

Zusammen mit zwei weiteren Neonazis 
(einer davon ist mittlerweile aus der Szene 
ausgestiegen, der andere ist Markus Walter 
aus Pirmasens) verwüstete Larrass im 


Dezember 1994 den jüdischen Friedhof im 
Göppinger Stadtteil Jebenhausen. 

Larrass und Walter sind beide in der Akti¬ 
on Sauberes Deutschland (ASD) organisiert, 
einer Gruppierung des Weidenthaler Neona¬ 
zis Ernst Tag. Im Mai letzten erklärte Larrass 
seinen Austritt aus der »rechten Szene«, was 
offensichtlich nur dazu diente, vor Gericht 
mit einem milderen Urteil davonzukommen. 
Während der Gerichtsverhandlung saßen 
einige Neonazis im Publikum und Larrass 
griff einen Fotografen der Lokalzeitung tät¬ 
lich an. 

Halbe 

Erneutes Fiasko für Heldengeden¬ 
ker 

Wie in den Vorjahren mißlang auch 
1995 der Versuch militanter Naziorganisa¬ 
tionen (u.a. NF und WJ), am »Heldenge¬ 
denktag«. einen Aufmarsch auf dem Solda¬ 
tenfriedhof bei Halbe in Brandenburg durch¬ 
zuführen. Nach längerem juristischen Hick- 
Hack verbot das Oberverwaltungsgericht 
letztendlich den von der Berliner Kulturge¬ 
meinschaft PREUßEN angemeldeten Aufzug 
wegen »Gefährdung der öffentlichen Sicher¬ 
heit und Ordnung « und so schickten am 
19.11. über 1000 Polizisten die angereisten 
Nazis zurück. 

Der Aufmarsch glückte letztmals 1991, 
als ca. 600 Nazis-vor allem Kader- in Reih 
und Glied mit Fackeln durch die Landschaft 
marschierten. Der Versuch der Nazis, am 
Volkstrauertag nicht nur einen pompösen 
Aufmarsch, sondern auch ein Treffen hoch¬ 
karätiger Nazis aus ganz Deutschland zu 


etablieren, kann wohl als gescheitert 
betrachtet werden. 

Naumburg I Saale 

Sehr aktive ANTi-ArsrriFA-Gruppe 

Seit die hinlänglich bekannten Neonazis 
Ilias Casteas und Sascha Chaves-Ramos, die 
unter anderem führend bei den Deutschen 
Nationalisten mitmischten, aus der 
Rhein/Main-Region nach Naumburg in 
Brandenburg gezogen sind, agiert dort eine 
auffällig aktive Anti-Antifa-Infogruppe 
Naumburg, die über das Postfach 141 zu 
erreichen ist und auch als Revolutionäre 
Nationalisten auftritt. 

Die Gruppe meldete unter anderem zwei 
Kundgebungen an, die jedoch beide verbo¬ 
ten wurden, und produzierte Flugblätter 
gegen die PDS-Bundestagsabgeordnete Ulla 
Jelpke und den Grünen-Abgeordneten Cem 
Özdemir mit Adressen und Telefonnum¬ 
mern. Bedroht werden sowohl Schülerinnen 
als auch Bürgerinnen, die gegen sie gerich¬ 
tete Leserbriefe an das Naumburger Tage¬ 
blatt schrieben. 

Ein Arbeitskreis gegen politische Verfol¬ 
gung aus Naumburg, der allerdings unter 
einem anderen Postfach auftritt, veröffent¬ 
lichte ein Flugblatt zur Einschmelzung des 
Autos von Steffen Hupka in Hannover am 
Heilgabend. 

N or theim 

Erneutes Konzert bei Heise ver¬ 
hindert 

Eine Wiederholung des Spektakels vom 
21 .Oktober 95, als ca. 1000 Nazis beim nie¬ 
dersächsischen Landesvorsitzenden der 
mittlerweile verbotenen FAP, Thorsten Heise, 
feierten, konnte im Vorfeld verhindert. 

Heise wollte am 16.12.95 erneut ein 
Konzert veranstalten, diesmal unter anderen 
mit No Remorse aus England. Der Autono¬ 
men Antifa (M) gelang es durch rechtzeitiges 
Öffentlichmachen dieses Vorhabens, ein 
Verbot der Veranstaltung zu provozieren. 
Außerdem hatte ein Bündnis aus Autono¬ 
men, Gewerkschafterlnnen, PDS, Grünen 
und anderen für den 16.12. zu einer Blocka¬ 
de vor Heises Haus aufgerufen, an der sich 
ca. 100 Menschen beteiligten. 


Berichtigung zur Nr. 32 

Bei dem Redner auf dem Bundeskon¬ 
greß der JN in Sachsen-Anhalt handelte 
es sich nicht um Bruno Vogt, sondern 
um Udo Voigt, den NPD-Landesvorsit- 
zenden von Bayern. 
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AntifaschistInnen werden aktiv 



Antifaschistinnen 
werden 
aktiv 


Bmmm 

Auferstanden aus Ruinen 

Seit Oktober 1984 hatte es kein Antifa 
Jugendinfo Bonn/Rhein-Sieg mehr gegeben. 
Grund war ein Brandanschlag am 22. 
Dezember 1994, der das Büro der Antifa 
Bonn/Rhein Sieg und anderer Gruppen zer¬ 
störte. Fast ein Jahr nach dem Anschlag, im 
Dezember letzten Jahres, erschien nun das 
Antifa Jugendinfo wieder. Im Vorwort heißt 
es, die Krise sei überwunden, »und wir hof¬ 
fen i, von nun an wieder in alter Stärke zu 
erscheinen , zum Leidwesen von Faschos, 
Bullen und dem internationalen Monopol¬ 
kapital (Höhöhö)«. 

In jedem Fall werden aber noch Spen¬ 
den für die »Auferstehung aus Ruinen« 
benötigt. 

Spendenkonto: T.GIander, Postbank 
Köln, BLZ 370 100 50, Konto-Nr. 4793 28- 
501, Stichwort »Feuer und Flamme« 


Hagen 

Waffen SS-ler geoutet 

Ungestört wohnte Hubertus Bikker über 
Jahre hinweg in der Dickenbruchstraße 77. 
Doch am 4. November letzten Jahres war es 
mit der Ruhe für den ehemaligen Waffen 
SS-ler vorbei. Etwa 150 holländische und 
deutsche Antifaschistinnen rissen den über 
80jährigen aus seiner Anonymität, machten 
die Nachbarschaft auf ihn aufmerksam. 
Bikker, auch als »Henker von Ommen« 
bekannt, war als Angehöriger der Waffen- 
SS Wächter im Lager »Erika« im niederlän¬ 
dischen Ommen gewesen. Dabei tat er sich 
durch besondere Brutalität hervor, unter 
anderem bei der Suche nach sogenannten 
Underduikers (Untergetauchten). 1949 
wurde Bikker von einem niederländischen 
Gericht wegen Mord und unzähligen 
Mißhandlungen zum Tode verurteilt, was 
jedoch später in lebenslange Haft umge¬ 
wandelt wurde. 

Am 26. Dezember 1952 gelang dem Waf- 
fen-SS'ler die Flucht, woraufhin er sich 
sofort in die Bundesrepublik begab. Hier 
kam er mit zehn Mark Geldbuße wegen 


illegalen Grenzübertrittes davon. Seine 
Auslieferung an die Niederlande wurde 
abgelehnt, schließlich hatten im Mai 1943 
per Führererlaß alle Angehörigen der Waf¬ 
fen die deutsche Staatsbürgerschaft erhalten 
und Deutsche werden nicht ans Ausland 
ausgeliefert. Ein Dortmunder Gericht sah 
1957 »zu wenig Beweise« für eine Verurtei¬ 
lung Bikkers. Seitdem wohnt er in aller 
Ruhe im nordrhein-westfälischen Hagen, 
wo er heute seine Rente aus einer Tätigkeit 
als Hausmeister und Nachtwächter bei der 
Firma Nord-West bezieht. 

»Autonome Antifaschistinnen in Erinnerung 
an Hannie Shaft«* erklärten in einem 
während der Demo verbreiteten Flugblatt: 
»Wir sind heute hier zusammen mit hollän¬ 
dischen Antifaschi- 


Das Archiv ist völlig zerstört und ausge¬ 
brannt. Somit sind die Sammlungen von 
Flugblättern, Zeitungsausschnitten, Bro¬ 
schüren und Plakaten der undogmatischen 
Linken seit 1986 bis heute, das Ergebnis 
achtjähriger Sammel- und Sichtungsarbeit, 
vernichtet. Lediglich einige Zeitungen in 
Boxen sowie Doppelexemlare in einem 
angrenzenden Lagerraum haben das Feuer 
überstanden, wurden aber durch Löschwas¬ 
ser beschädigt. Neben der gesamten Ein¬ 
richtung und den technischen Geräten hat 
auch das FotoArchivKollektiv alle Kontakt¬ 
abzüge und die Systematik verloren; von 
einem Teil der Fotos existieren noch die 
Negative, aber es sind auch eine Reihe von 
Originalen verbrannt. Der materielle 


stlnnen, um dem 
Nazimörder und 
Kriegsverbrecher 
keine Ruhe zu las¬ 
sen und seine Nach¬ 
barn und Bekannten 
in dieser Stadt über 
das 'Vorleben' des 
Herrn zu informie¬ 
ren«. 

* Hannie Shaft bildete 
zusammen mit Freddie 
und Truus Oversteegen 
eine Gruppe, die bewaff¬ 
net gegen deutscehe 
Besatzer, Gestapo und den 
Sicherheitsdienst der SS 
vorging. Am 26. März 
1945 wurde sie verhaftet 
und von Bikkers Kamera¬ 
den tagelang gefoltert. In 
den Dünen von Bloemen- 
daal wurde Hannie Shaft 
am 17. April 1945 
erschossen. 


ffamburg 

»Archiv der 
sozialen Bewe¬ 
gungen« ver¬ 
nichtet 

Am 28.11.1995 um 
2.30 Uhr wurde von 
Anwohnerinnen ein 
Feuer im Oberge¬ 
schoß der Roten 
Flora entdeckt. Das 
Feuer war im 
»Archiv der sozialen 
Bewegungen« aus¬ 
gebrochen und brei¬ 
tete sich schnell auf 
den gesamten Dach¬ 
stuhl aus, der völlig 
zerstört wurde. Erst 
um 8 Uhr morgens 
war das Feuer 
gelöscht. 


Das Antifa-Info... 

... im Abonnement 

Das Antifa-Info ist natürlich auch im Abonnement zu beziehen. Ihr könnt den 
BesteiIvordruck nebenan benutzen, da dürfte eigentlich nichts mehr schief gehen. 
Wichtig ist, ab welcher Ausgabe Ihr das Info haoen wollt und bei Überweisungen 
bitte immer ganz sorgfältig drauf schreiben, von wem und für was das Geld ist. 
Außerdem müssen Abos bezahlt sein, bevor wir sie rausschicken, egal ob bar, per 
Scheck oder mit Überweisung. 

Besonders freuen wir uns über Förderabos und sonstige Spenden, da wir an noto¬ 
rischer Geldknappheit leiden. 

... Nachbestellung 

Alle bereits erschienenen Ausgaben könnt Ihr nachbestellen, ausgegangene Aus¬ 
gaben sind kopiert und entsprechend teurer. Die Preise entnehmt bitte der unten¬ 
stehenden Liste. Es ist immer nur die Liste aus der aktuellen Nummer zu verwen¬ 
den. Zu dem Preis für die Ausgaben kommt nochmal der entsprechende Portobe¬ 
trag dazu und es muß ebenfalls im Voraus bezahlt werden. 

... zum Weiterverkäufen 

Darüber freuen wir uns besonders. Ihr sagt uns, wieviele Ausgaben (mind. drei) Ihr 
haben wollt und ab welcher Ausgabe, wir verschicken die Ausgaben mit beilie¬ 
gender Rechnung. Vorkasse ist schön, aber nicht Bedingung. Die Preise stehen 
unten. Nicht verkaufte Exemplare könnt Ihr zurückschicken. 

... Preise 

Abo (5x eine Ausgabe/ca. ein Jahr): 30,00 DM 

Doppelabo (5x zwei Ausgaben): 50,00 DM 

zum Weiterverkäufen: 

ab drei Stück pro Ausgabe: 5,00 DM 

ab fünf Stück: 20% Rabatt 

ab 50 Stück: 25% Rabatt 

(alle Preise inclusive Porto & Verpackung) 

... Überweisungen: 

Bitte bei allen Zahlungen auf unser Konto deutlich schreiben, von wem und wofür 
das Geld ist. Als Absender bitte Name und Adresse angeben, wenn bereits eine 
Lieferung erfolgt ist, unbedingt die Lieferadresse angeben. 


Bereits erschienene Infos: 

(Portokosten: 3,- DM bis fünf Stück, 
darüber 7,- DM) 


INFO 0 
INFO 1 
INFO 2 
INFO 3 
Sondern r. 
INFO 4 
INFO 5 
INFO 6/7 
INFO 8 
INFO 9 
INFO 10 
INFO 11 
INFO 12 
INFO 13 
INFO 14 
INFO 15 
INFO 16 
INFO 17 


87 

6/87 

12/87 

3/88 

5/88 

9/88 

11/88 

2/89 

5/89 

10/89 

2/90 

5/90 

9/90 

Win/90 

Früh/91 

Som/91 

Win/91 

3/92 


3,00 DM 
6,00 DM 

4.50 DM 

6.50 DM 

3.50 DM 

7.50 DM 
6,00 DM 

8.50 DM 

8.50 DM 

9.50 DM 
7,00 DM 
3,00 DM 
7,00 DM 
3,00 DM 
3,00 DM 
3,00 DM 
3,00 DM 
4,00 DM 


INFO 18 5/92 4,00 DM 

INFO 19 7/92 4,00 DM 

INFO 20a/b 11/92 Kop. 10,50 DM 
INFO 21 3/93 4,00 DM 

INFO 22 5/93 4,00 DM 

INFO 23 Som/93 4,00 DM 

INFO 24 10/93 4,00 DM 

INFO 25 12/93 4,00 DM 

INFO 26 3/94 5,00 DM 

INFO 27 6/94 5,00 DM 

INFO 28 11/94 5,00 DM 

INFO 29 3/95 5,00 DM 

INFO 30 6/95 5,00 DM 

INFO 31 9/95 5,00 DM 

INFO 32 11/95 5,00 DM 

INFO-Paket 1: 11,13,14,17,18,23 
gibt's für 12,- DM incl. Porto. 
INFO-Paket 2: 25,26,27,28,29,30 
gibt's für 18,- DM incl. Porto. 

INFO-Paket 1 +2 zusammen 
gibt's für 27,- DM incl. Porto. 
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Gesamtschaden beläuft sich auf mindestens 
70.000 DM, der immaterielle Verlust ist 
nicht abschätzbar. 

Das Erd- und Kellergeschoß war voll mit 
Löschwasser. Entgegen der ersten Befürch¬ 
tungen ist die Statik des Gebäudes jedoch 
nicht beschädigt, so daß kein Vorwand 
besteht, die Rote Flora abzureißen. 

Den ganzen Tag waren viele Leute an 
der Flora, haben zusammen aufgeräumt, 
gerettet, was zu retten war, und begonnen, 
ein Notdach aufzusetzen. In einem Zelt 
wurde eine Infostelle eingerichtet und 
Spenden entgegengenommen. Überein¬ 
stimmend war die Meinung:»Weiterma- 
chen«. 


Obwohl in ersten Meldungen von 
einem technischen Defekt ausgegangen 
waren, scheinen sich die Hinweise auf 
Brandstiftung zu bestätigen. 

Die Außentür war beschädigt und eine 
zugemauerte Tür zum Archiv aufgebro¬ 
chen. Ursprünglich waren die Leute der 
Flora sowie die Brandermittler des LKA 
davon ausgegangen, daß die Feuerwehr die 
Tür und die Mauer aufgebrochen hatten, 
um an den Brandherd zu gelangen. Bei 
einer Ortsbegehung stellten die Feuerwehr¬ 
leute aber klar, daß das Loch in der Mauer 
schon bei ihrem Eintreffen vorhanden war 
und daß sie es lediglich vergrößert hatten. 
Ein in den Räumen des Archiv installierter 
Bewegungsmelder, 
der wegen mehrerer 
Fehlalarme lediglich 
an einen Anrufbe¬ 
antworter an ge¬ 
schlossen war, löste 
um ca. 1.30 Uhr und 
ca. 1.40 Uhr Alarm 
aus. Zudem versi¬ 
cherten die Leute, 
die am Abend vor 
dem Brand als letzte 
im Archiv waren, 
daß sie garantiert 
alle Geräte abge¬ 
schaltet hatten. So 
kann mit großer 
Wahrscheinlichkeit 
von einem Brandan¬ 
schlag ausgegangen 
werden, der gezielt 
einen wichtigen Teil 
linker Infrastruktur 
treffen sollte. 
Unabhängig von der 
Brandursache soll 
das Projekt Rote 
Flora als selbstver¬ 
waltetes Stadtteil- 
kulturzentrum und 
als Teil der linken 
Gegenöffentlichkeit 
auf jeden Fall wei¬ 
terbestehen. 

Die Flora und das 
Archiv brauchen 
dringend Spenden! 
Alle sind aufgefor¬ 
dert, ihre Privat¬ 
sammlungen durch¬ 
zuforsten und alles, 
was an Flugis, Bro¬ 
schüren und Plaka¬ 
ten zu entbehren ist, 
dem Archiv zur Ver¬ 
fügung zu stellen. 
Sobald geeignete 
Ersatzräume gefun¬ 
den sind, werden 
sich die Archivleute 


dann melden. Sie hoffen auf Papierberge 
und Spendengelder! 

Spendenkonto: Flora e.V., Postgiroamt 
Hamburg, BLZ 200 100 20, Kontonr. 29 
492-202. Bei Spenden für das Archiv bitte 
Stichwort »Archiv« angeben. 

Hannover 

Feuriger Weihnachtsgruß 

Unangenehm endete ein Weihnachtlsbe- 
such Steffen Hupkas bei seinen Eltern in der 
Wißmannstraße 14. In der Nacht zum 
25.Dezember letzten Jahres setzte ein 
»Autonomes Festtagskomitee« sein Auto 
mit dem Kennzeichen QLB-XC 79 in 
Brand. 

Hupka sei seit 1982 in der rechten Szene 
aktiv, heißt es in der Erklärung zum Bran¬ 
danschlag. Zunächst bei den Jungen Natio¬ 
naldemokraten, dann in Michael Kühnens 
Aktionsfront Nationaler Aktivisten, für die 
Neonazi-Postille Sieg und das Vertriebenen- 
blättchen Der Schlesier aktiv, landete er 
schließlich bei der Nationalistischen Front 
(NF). Nachdem er 1987 von Hannover 
nach Detmold gezogen war, nahm er in der 
Partei Meinolf Schönborns eine wichtige 
Stellung ein. Schulungsprogramme und das 
interne Blättchen Aufbruch lagen in seiner 
Verantwortung. Als sich die NF 1992 spal¬ 
tete, verließ Hupka zusammen mit Andreas 
Pohl die Partei und zog Ende 1993 nach 
Quedlinburg, um die dortige Neonaziszene 
in Zellen zu organisieren. So treten in der 
Region Ostharz mittlerweile verschiedene 
Gruppen mit Namen wie »Unabhängiger 
Arbeitskreis«, »Harzer Heimatschutzbund«, 
»Aufbruch« oder »Harzfront« auf. Hupka 
koordiniert bzw. befehligt diese Zusam¬ 
menschlüsse, die als »Deutscher Freundes¬ 
kreis Nordharz« mit Gruppen wie NPD, JN, 
REPUBLiKANERn oder der Deutschen Liga 
Zusammenarbeiten. 

Laut seiner Erklärung handelte das »Auto¬ 
nome Festtagskomitee« getreu dem Motto 
»Wenn du Nazis nicht triffst , um sie zu 
schlagen , dann brenne wenigstens ihre 
Autos nieder«. Außerdem berichtet es, 
Hupka besuche seine Eltern regelmäßig. 

Solingen 

Antirassistischer Verein 

»Mit gefletschten Zähnen kann man nicht 
lächeln und mit geballten Fäusten kleine 
Hände schütteln«. 

Mit diesem Zitat Bertha von Suttners 
wirbt der Verein zur Förderung der Völker¬ 
verständigung e.V., der sich gründete, um 
der rassistischen Entwicklung in der Bun¬ 
desrepublik »nicht länger hilflos gegenü- 


An das Antifa-Info, Gneisenaustr. 2a, 10961 Berlin 

Abobestellung 

1 _I Abonnement: Ich möchte das Antifa-Info für fünf Ausgaben zu 30,- DM abon¬ 

nieren. Mit der letzten Ausgabe erhalte ich eine Rechnung für die nächsten fünf 
Ausgaben. Wenn ich diese bezahle, läuft das Abo weiter, wenn nicht, gilt dies als 
Kündigung. 


CD Bitte sendet mir ab Ausgabe Nr. 
an folgende Adresse: 


(incl.) die weiteren fünf Ausgaben 


!Z] Geschenkabo: Ich möchte an die folgende Person ein Abo verschenken: 
EU Knastabo: Ich übernehme ein Knastabo. 


Den Betrag von DM 
(Beleg liegt bei). 

Für ein Fördera 

□ dm 


habe ich bar / als Scheck beigelegt / überwiesen 

bo bekommt Ihr 





(Preise siehe Liste, Inhaltsverzeichnis 0-20 gegen Rückporto) 


□ 

We 

mit 

Heft 


Weiterverkauf 


terverka uf: Ich möchte das 
ler Rechnung, die 
Nr. 


Antifa-Inf o Weiterverkäufen. Ich erhalte die Hefte 
uer Konto überweise. Bitte sendet mir 
. J planqe, bis ich Euch eine Änderung 


Konto: J. Lehmann, Kto-Nr.: 411 960 - 105, 
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AntifaschistInnen werden aktiv 



Verwirrung beim Republikaner- 
Parteitag: Geht's da lang oder dort oder 
hier entlang??? 

berstehen« zu müssen. Rassismus diene 
dazu, »Menschen in gut und schlecht [zu] 
unterteilen, um somit Führungspositionen 
herauszubilden und Unterdrückung [zu] 
legitimieren«. 

SOS Rassimus Solingen arbeitet dabei 
mit Bürgerinis, Kirchen, Wohlfahrtsverbän¬ 
den, anderen Vereinen und Gruppen und 
auch mit Parteien zusammen. 

Kontakt über: SOS Rassismus e.V., Post¬ 
fach 10 11 89, 42611 Solingen oder per Fax: 
0212-205137. 

J^ippstadt! NRW 

Dumm wie Bohnenstroh 
oder: ein lustiger REP-Parteitag 

Kurze Haare, schwarze Bomberjacke und 
hohe Kampfstiefel, so steht der Ordner an 
der Einfahrt des kleinen Parkplatzes an der 
Autobahnabfahrt Beckum. Mit kritischem 
Blick prüft er das ankommende Auto und 
winkt es dann zu dem weiter hinten stehen¬ 
den Auto. Ein junger Mann steigt aus, legt 
das Funktelefon aus der Fland begrüßt die 
Republikaner. Dann läßt er sich deren Mit¬ 
gliedsausweis zeigen, trägt die Namen sorg¬ 
sam in seine Teilnehmerinnenliste ein, 
reicht die Wegbeschreibung ins Auto, 
wechselt noch einige Worte und wünscht 
den Kameraden eine gute Fahrt. 

Es ist Samstag, der 18.November 1995 
gegen 8.00 Uhr, und der Landesverband 
NRW der Republikaner hat zum Landespar¬ 
teitag geladen. Was die anreisenden REP's 


zu diesem Zeitpunkt nicht bemerken und 
wissen: Schon seit 7.00 Uhr sind 30 bis 40 
Antifaschistinnen vor Ort. Sie hatten die 
republikanische Kontaktperson, welche 
den Teilnehmerinnen des Parteitages den 
Veranstaltungsort mitteilen sollte, gewalt- 
frei aber bestimmt zum Verlassen des Ortes 
aufgefordert, was dieser mit quietschenden, 
durchdrehenden Reifen sogleich tat. 

Schon kurze Zeit später nahm ein ande¬ 
res Auto den Platz ein, die Anitfaschistlnnen 
verzogen sich hinter die nächste Ecke. Als 
die von der Zivilpolizei angeforderten Ein¬ 
satzkräfte eintrafen, war wieder alles in 
Ordnung. In aller Ruhe wurden die Wegbe¬ 
schreibungen ausgeteilt, alles friedlich, 
alles okay. 

Überrascht waren die antifaschistischen 
Schleuser, welche die Rep's mit ihren 
falschen Wegbeschreibungen zu zehn ver¬ 
schiedenen angeblichen Veranstaltungsor¬ 
ten leiteten, als gegen 9.00 Uhr die republi¬ 
kanische Ablösung eintraf. Aber - kein Pro¬ 
blem, diese wurden kurz eingewiesen, daß 
die Wegbeschreibungen nur nach Vorlage 
des Mitgliedausweises abgegeben werden 
dürften und man selbst noch einige Sicher¬ 
heitsaufgaben zu erledigen habe. Später 
würde man sich am Veranstaltungsort Wie¬ 
dersehen. Immerhin 15 Minuten brauchten 
die REP's, um zu merken, daß etwas nicht 
stimmen konnte. Schließlich führten die 
Wegbeschreibungen ja alle zu verschiede¬ 
nen Orten. 

Als den Antifaschistinnen klar wurde, 
daß der Schwindel aufgeflogen war, besetz¬ 
ten sie den Parkplatz. Lange Gesichter 
machten die REP's, als sie ihre 
»Kameraden« von vorhin bei 
der Gegenseite entdeckten. Lei¬ 
der war es ab diesem Zeitpunkt 
wegen der Polizeipräsenz nur 
noch möglich, das Weiterleiten 
der REP's zu be- und nicht mehr 
zu verhindern. Allerdings ließen 
sich einige REP's in Sichtweite 
des Schwarzen Haufens abfan- 
gen und ins Irgendwo leiten. 

Letztlich schafften es die REP's 
doch noch, ziemlich viele Per¬ 
sonen zum richtigen Veranstal¬ 
tungsort zu leiten. Nach ganzen 
drei Stunden tauchten dann 
jene Autos wieder auf, welche 
schon einmal begrüßt und wei¬ 
tergeleitet worden waren. 

Nach Antifaschistischen 
Informationen sind einige Leute 
nicht am Parteitag im nord¬ 
rhein-westfälischen Cappel 
angelangt, andere brauchten 
ewig. An den eingesammelten 
Adressen werden Antifaschistin¬ 
nen viel Freude haben. 

Daß es nicht möglich gewe¬ 
sen ist, den Parteitag zu verhin- 



Auch bei diesem republikanischen Herrn 
mochte keine rechte Freude aufkommen 

dern, ist zwar bedauerlich, doch sorgte die 
Aktion auf dem im Lippstädter Vorort Cap¬ 
peln stattfindenden Parteitag für einigen 
Streit und Verwirrung. Ob die REP's wohl 
gelernt haben, daß nicht alle Menschen, die 
kurze Haare haben, Rechte sind? Oder daß 
nicht alle Leute, die ordentlich auftreten, 
und mit »Kamerad« grüßen, zu ihnen 
gehören? 

Die anwesenden Ordnungshüter waren 
übrigens anfangs genauso leichtgläubig wie 
die Republikaner. Später amüsierten sie 
sich teilweise köstlich über die Aktion, ein 
anderer Teil war ziemlich sauer. Auf jeden 
Fall ließen sie die Antifaschistinnen in 
Ruhe. 


CWII»7iWITaT 


mit den angeklagten Antifaschistinnen 
und Antifaschisten aus Göttingen 

Am 576. Juli 1994 kam es in Göttingen nach über zweijähriger 
Ermittlung nach §129/129a (Unterstützung von, Werbung für oder 
Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung) zu einer 
Großrazzia durch das Bundes- und Landeskriminalamt sowie den 
örtlichen Behörden. 

Nach über einjährigem Presse- und Bchörden-Hick-Hack entschied 
der Bundesgerichtshof am 6. August 1995 17 Antifaschistinnen und 
Antifaschisten den Prozeß nach §129 (kriminelle Vereinigung) vor der 
Staatsschutzkammer Lüneburg zu machen. 

Alle 17 Angeklagten sollen von Mai 1996 bis April 1997 an zunächst 
114 Verhandlungstagen vor Gericht stehen. Pro Woche sind 3 Ver¬ 
handlungstage angesetzt. Der Antrag auf Verlegung dieses Mam¬ 
mutprozesses nach Göttingen wurde abgelehnt. Damit erhalten die 
angeklagten Antifaschistinnen und Antifaschisten schon vor Ende 
des Prozesses ein Urteil: Arbeitslosigkeit, mindestens 114 Tage Frei¬ 
heitsentzug und finanzieller Ruin. 

Mit diesem Prozeß gegen Antifaschistinnen und Antifaschisten soll 
bundesweit ein Exempel statuiert werden, welches für die<repressi- 
ve Stoßrichtung bundesdeutscher Innenpolitik einschneidende 
Bedeutung hat. 

Mit der Kriminalisierung der Autonomen Antifa (M) droht ein Präze¬ 
denzfall, der jede außerparlamentarische Arbeit, die sich nicht in das 
enge Korsett behördlicher und juristischer Reglementierung pressen 
läßt, von vorne herein - präventiv - zur kriminellen Tat erklärt. 

Ein Schwerpunkt der Göttinger Antifa-Arbeit, die Bündnisarbeit, 
d.h. mit vielen antifaschistischen Kräften gegen den Neofaschis¬ 
mus in der Region mittels Demonstrationen vorzugehen sowie die 
Beteiligung am Aufbau einer bundesweiten antifaschistischen 
Organisation sollen unmöglich gemacht werden. 

Angegriffen werden einige - gemeint sind viele! 

Spendenkonto für Prozeßkosten: 


Antifaschistische Liste /Wc 

Konto.-Nr.: 150 497 006 
Sparkasse Göttingen • BLZ: 26050001 
Stichwort: „SolidariTAT" 
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Staat & Repression 


Verfolgung von Kurdinnen 
und Kurden in Berlin 


Schwerpunkte dieser Broschüre sind, 
zwei Jahre nach dem Verbot kurdischer Ver¬ 
einigungen durch den Bundesinnenminister, 
die Übergriffe und die Verletzung von Bür¬ 
gerrechten durch die Polizei, die deutsch tür¬ 
kischen Polizeizusammenarbeit, Anwer¬ 
bung von Spitzeln, die Vorverurteilung 
durch die öffentliche Meinung und die 
Abschiebung und die Folgen die aus allem 
resultieren. 

Die Broschüre ist gut lesbar und über¬ 
sichtlich aufgebaut, bezieht sich in dabei in 
vielen Punkten auf die parlamentarischen 
Anfragen des Abgeordnetenhauses vor allem 
von Sigrun Steinborn (PDS) und Ismaeil 
Hakki Kosan (Bündnis 90/Grüne). Um das 
Verbot kurdischer Vereinigungen und Orga¬ 
nisationen durchzusetzen, wurde ein 
umfangreicher Überwachungs- und Verfol¬ 
gungsapparat auf Kurden angesetzt. Die Bro¬ 
schüre soll eine vorläufige Dokumentation 


der systematischen Verfolgung von Kurdin¬ 
nen auch oder gerade hier in der BRD auf¬ 
zeigen.Gerade die Berliner Polizei nimmtfür 
sich in Anspruch, bei der »Bekämpfung von 
PKK-Aktivitäten« an der Spitze zu stehen. 
Übergriffe bei Hausdurchsuchungen durch 
die Polizei, z. Teil ohne Durchsuchunsbefehl 
durchgeführt, teilweise in Begleitung von 
Staatsanwälten, sind an der Tagesordnung. 
Das Kurdenzentrum in der Zossener Strasse, 
Berlin, wurde 1995 fünfmal durchsucht. Die 
Regel ist, daß gegen die unterschiedlichen 
Gruppen und Organisationen, welche dort 
ihre Treffen und Veranstaltungen abhalten, in 
völlig indifferenter Weise gegen »PKK-Terro- 
risten« in der Zossener Strasse« vorgegangen 
wurde und wird.Aufgrund einer Kleinen 
Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke (PDS) 
vom 7.8.95 ist es inzwischen bekannt, daß 
deutsche und türkische Sicherheits- und 
Innenbehörden in Sachen »Rückführung von 
Flüchtlingen« und im 
Zusammenhag Kurden 
und PKK Zusammen¬ 
arbeiten. 

Anscheinend läut aber 
die Zusammenarbeit 
auf der Berliner Ebene 
eher auf eine informel¬ 
le Kooperation hinaus. 
Informationen von 
Nachrichtendiensten 
werden dazu verwen¬ 
det, um ein härteres 
und provokatives Vor¬ 
gehen der Polizei 
gegenüber kurdischen 
Aktionen in der 
Öffentlichkeit zu 
rechtfertigen. Der tür¬ 
kische Botschafter 
Onur Öymen berich¬ 
tet, daß an Ankara eine 
Liste über in Deutsch¬ 
land an PKK-Aktionen 
beteiligten Asylbewer¬ 
ber übermittelt wurde. 
Der Verfassungschutz 
versucht, unter kurdi¬ 
schen Immigranten 
und Flüchtlingen 
Informanten anzuwer- 
ben. An mehreren Bei¬ 
spielen wird in dieser 
Broschüre versucht, 
die Vorverurteilung 
durch Innenverwal¬ 
tung, Polizei und 
Geheimdienst deut¬ 
lich zu machen. In der 



Regel wird erst versucht, Simmung gegen die 
PKK aufzubauen, um dann letztendlich in 
diesem Klima der Hysterie die Art und Weise 
der Polizeieinsätze zu rechtfertigen. Im Som¬ 
mer 1995, wärend des Hungerstreiks von 
Kurdinnen in Berlin wurden Gerüchte aus¬ 
gestreut, die PKK würde demnächst Scharf¬ 
schützen gegen bundesdeutsche Polizisten 
einsetzen. Später dann, folgten Dementis. 

Wobei der Zweck, die Verunsicherung 
von Demonstrationsteilnehmerinnen sowie 
Polizei, erfüllt war. Im März 1995 Unter¬ 
zeichneten Innennminister Mentes und 
Kanther ein Abkommen über die »Abschie¬ 
bung« von türkischen Staatsangehörigen, die 
sich an Straftaten im Zusammenhang mit der 
Tätigkeit der PKK und anderer Terrororgani¬ 
sationen in der BRD beteiligt haben«. Und 
noch ein Zitat von Innenstaatsekretär Kuno 
Böse: »Niemand« kommt ungeschoren 
davon. Jeder Kurde, der sich nicht an Recht 
und Gesetzhält, unser Gastrecht 
mißbraucht, wird »abgeschoben«. 

Im Zusammenhang mit der Durchset¬ 
zung des PKK-Verbots und der damit zusam¬ 
menhängenden Kriminalisierung ist zu 
befürchten, daß Abschiebungen im größeren 
Ausmaß stattfinden werden. ■ 


Verfolgung von Kurdinnen und Kurden in Berlin, her¬ 
ausgegeben von Genocide Watch und der Roten Hilfe 
Berlin, Berlin November 1995, Broschüre, zu beziehen 
über: Genocide Watch, Schliemannstr. 23, 10437 Ber¬ 
lin 


Wo liest mensch schon mal was über Leute in 
Cottbus , Neuruppin oder Berlin-Prenzlauer Berg? 
Natürlich , und dieses 4 mal im Jahr ; in: 

...hinter den Kulissen 

Zeitschrift für Subkultur: Regionales 
und Antifaschismus 
in Berlin und Brandenburg 

Wir berichten über: 

-Situation vor Ort in Berlin und Brandenburg 
-Alternative Jugendkultur und Klubszene 
-Umtriebe in der Naziszene 
-Machenschaften von Politikern, Polizei und 
Justiz 

-Musik und Kultur 
-Historische Hintergründe u.s.w. 

Wir wollen Entwicklungen in unserer Regi¬ 
on beobachten, den Widerstand darstellen 
und damit Tips und Anregungen geben. 

Ein Jahresabo (4 Ausgaben) könnt Ihr für 
12,-DM (incl. Porto) bestellen. 

...hinter den Kulissen, Schliemannstr.23 
10437 Berlin 
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fjamburg 

Scheinhinrichtungen 

Erstmals sagte ein Opfer polizeilicher 
»Scheinhinrichtung«, der Ghanaer Jael 
Boaleng, vor der Hamburger Dienststelle 
für interne Ermitiungen (DIE) über seine 
Mißhandlung durch zwei Polizisten am 
Hamburger Hafen im Februar v 95 aus. Einer 
der Beamten hätte hin zum Geschlechtsver¬ 
kehr gezwungen und als er sich wehrte mit 
der Dienstwaffe niedergeschlagen. Dann 
setzte er die Waffe wieder an seinen Kopf 
und drückte wahrscheinlich mit entladener 
Pistole ab. Boaleng bestätigte seine Aussa¬ 
gen im ARD-Magazin »Panorama« und 
dem Hamburger Stadtmagazin »HH19«. 

Dies ist nicht der erste Fall dieser Art, 
der bekannt wird. Schon Anfang März 
wurde eine »Scheinhinrichtung« durch die 
Aussagen des Kronzeugen und Kriminal¬ 
kommissars Chrobok im Zuge des Hambur¬ 
ger Polizeiskandals, in dessen Mittelpunkt 
die Revierwache 11 stand, bekannt. Damals 
hatten die Beamten auf der Wache 11 damit 
geprahlt, daß sich » der Neger vor Angst fast 
beschissen und bepißt hat«. Innensenator 
Werner Hackmann trat wegen den 
Mißhandlungsvorwürfen und der Verhinde¬ 
rung der Aufklärung von Beamten-Strafta- 
ten durch den » unseligen Corpsgeist « im 
Apparat zurück und eine Ermittlungskom¬ 
mission wurde gebildet. Die Mißhandlung 
von Boaleng fand zu einem Zeitpunkt statt, 
als bereits gegen 80 namentlich bekannte 
Polizisten Ermittlungen liefen! Der jetzt 
amtierende Innensenator Wrocklage 


sicherte zwar dem Ghanaer Zeugenschutz 
zu, aber daß es zu diesem Zeitpunkt zu die¬ 
ser Tat kommen konnte, zeigt wie sicher 
sich die Polizisten trotz der Ermittlungen 
fühlen. 



VS stellt Broschüren vor 

Am 15.1.95 trat der Berliner Chef des 
Landesamtes für Verfassungsschutz (LfV), 
Eduard Vermander, vor die Presse, um zwei 
Broschüren unter dem Titel »Durchblicke« 
zu den Themen »linksextremistisch moti¬ 
vierter Terrorismus« und »militante autono¬ 
me Bewegung« vorzustellen. In dem 200 
Seiten umfassenden Werk wird festgestellt, 
daß sich zwar die autonome Szene in einer 
Krise befindet, sich in ein Ost-Westlager 
gespalten hat und die Zahl der Gewalttaten 
1995 um 25 Prozent im Vergleich zum Vor¬ 
jahr zurückgegangen sei, wird aber gleich¬ 
zeitig behauptet, daß der Linksextremismus 
eine größere Gefahr als der Rechtsextremis¬ 
mus darstellt. Dies wird mit der Bereitschaft 
der Linksradikalen zur Abschaffung des 
Gesellschaftsystems und dem Handeln mit 
einer »wie auch immer zu bewertenden, 
intellektuellen Komponente« begründet, 
während rechtsextremistische Straftaten oft 
mit jugendspezifischer Gewalt verbunden 
seien. 

Weitere Erkenntnisse über die linke 
Szene, wie 1200 in Berlin lebende Autono¬ 
me, 50 Personen, die dem RAF-Umfeld 
zugerechnet werden können und über 
Bestrebungen zur Vernetzung der Szene 


und ihrer Umorientierung wurden bekannt 
gegeben. Allein die Ermittlungen gegen 
»Klasse gegen Klasse« (KgK) kommen nicht 
so recht voran und so wird wohl KgK nach 
bisher 38 Anschlägen in über 3 Jahren auch 
1996 den Verfassungsschützerinnen Kopf¬ 
schmerzen bereiten. 

j\/f ittenwald 

Gebirgsjäger-Kameraden halten 
an NS-Tradition fest 

Der einflußreiche Kameradenkreis der 
Gebirgjäger hat den Befehl des Verteidi¬ 
gungsministers Rühes zur Kasernenumben- 
nenung als eine »rein opportunistisch-poli¬ 
tische Entscheidung« kritisiert. In dem 
Kameradenkreis sind Wehrmachts- und SS- 
Veteranen sowie Bundeswehrsoldaten und 
-Reservisten organisiert. Nach jahrzehnte¬ 
langer Kritik an der besonderen Art der Tra¬ 
ditionspflege seitens der Bundeswehr hatte 
Rühe zwei besondere Exponenten militäri¬ 
scher Tradition tilgen lassen: Zwei Kasernen 
sollten nicht mehr die Namen des Hitler- 
Intimus Eduard Dietl und von Ludwig 
Kübler, wegen Kriegsverbrechen in Jugosla¬ 
wien verurteilter General, tragen. 

Die Zeitung des Kameradenkreis »Die 
Gebirgstruppe« erklärte, »kompromißlos« 
sich allen Versuchen zu widersetzen, die 
Bundeswehr von der » bewährten stolzen 
Tradition deutschen Soldatentums abzu¬ 
koppeln«. Weiter: »Ein gesünderes Verhält¬ 
nis zur Tradition, zu dem , was war, wird zur 
Überlebensfrage. Wer nicht weiß , woher er 
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Jetzt abonniere ich... 

die junge Welt für mindestens ein halbes Jahr 
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□ Solidaritätspreis: monatlich 59 Mark 
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kommt, wird die Zukunft nicht gewinnen 
können.« 

Daran wollen wir anknüpfen: Wer nicht 
weiß, woher die Bundeswehr kommt, wird 
ihre zukünftige Rolle schwer erfassen kön¬ 
nen. 

Ihre gemeinsame Tradition pflegen 
Wehrmachts- und Bundeswehrgebirgsjäger 
auch dieses Jahr wieder bei ihrem traditio¬ 
nellen Pfingsttreffen am 25./26. Mai auf 
dem Bundeswehrgelände bei Mittenwald. 

Bonn 

Elitetruppe jetzt auch beim Heer 

Eine Eliteeinheit für Spezialeinsätze 
wird auch beim Heer geschaffen. Nach 
einem Befehl Rühes soll die Bundeswehr 
die »Kommandos Spezialkräfte« aus der 
Luftlandebrigade 25 in Calw bilden. Anstoß 
für die Neuschöpfung soll die Geiselnahme 
der Mitarbeiter der Deutschen Welle in der 
ruandischen Hauptstadt im April 1994 
gewesen sein. Damals waren die Deut¬ 
schen von belgischen Fallschirmjägern 
befreit worden. 

Dieser neue GSG 9-Verschnitt für 
militärische Auslandseinsätze soll je nach 
Bedarf den Krisenreaktionskräften, der Lan¬ 
des- oder der Bündnisverteidigung zur Ver¬ 
fügung stehen. Vier Einsatzkommandos mit 
insgesamt ca. 1000 Mann (Fallschirm- und 
Gebirgsjäger mit ScharfschützenAusbil- 
dung, Fernspäher und Fernmeldespeziali¬ 
sten) sollen entstehen Die Spezialausbil¬ 
dung soll 18 Monate betragen, in Frage 
kommen dafür nur Berufssoldaten. Bei der 
Marine gibt es eine vergleichbare Einheit. 
Die 211 sogenannten Waffentaucher in 
Eckernförde werden auch für für Stoßtrupp- 
und Kommandounternehmen zu Wasser, 
zu Lande und aus der Luft ausgebildet. 

Saarland 

Schwarz-grüne Schützenhilfe für 
die Saarlandbrigade 

Der saarländische Kreistag Merzig- 
Wadern hat der »Aktion 3. Welt Saar« die 
bisherigen Fördergelder von 25.000 DM 
gestrichen. Dies war möglich mit den Stim¬ 
men der CDU und mit Stimmenthaltung der 
Grünen. Ab jetzt muß jedes Projekt einzeln 
beantragt und abgerechnet werden. Der 
Anstoß: In den letzten jahren hatte »Aktion 
3.Welt Saar« Aufklärungsarbeit über eine 
Eliteeinheit der Bundeswehr, die Saarland¬ 
brigade, gemacht. Die sieht sich in der Tra¬ 
dition der mörderischen Falschirmtruppe 
der Wehrmacht und pflegt deren Liedgut 
(bei öffentlichen Gelöbnissen erschallt 
noch immer Görings Lieblingslied »Rot 


scheint die Sonne«). Die »Aktion 3. Welt 
Saar« hatte auch öffentlich gemacht, daß 
die Saarlandbrigade regelmäßig an 
Manövern zusammen mit der türkischen 
Armee in Türkisch-Kurdistan teilnimmt. 


Arolsen 

Anwerbungsversuche 

Der hessische Verfassungsschutz ver¬ 
sucht seit November 1994 Personen aus der 
Arolser Antifa-Szene anzuwerben. Die 
Anwerbungsversuche der beiden VS-Mitar- 
beiterlnnen (siehe Foto) waren hartnäckig 
und fanden jedesmal auf die selbe Art statt. 

Die Verfassungsschützerinnen wollten 
über einen Vorfall in Rennertehausen, bei 
dem der damalige Aktivist der Sauerländi¬ 
schen Aktionsfront, Thomas Kubiak, ange¬ 
griffen und verletzt wurde, weshalb die bei¬ 
den anvisierten Personen angeklagt waren 
und über ihre Bedrohung durch Faschistin¬ 
nen ins Gespräch kommen. 

Einer der Antifas wurde mit einer 
Falschmeldung zur Post gelockt, wo die VS- 
Leute schon warteten. Mit kleinen, »unver¬ 
bindlichen« Geschenken, wie einer Bahn¬ 
card und einem Antifa-Kalender sollte ihm 
die Zusammenarbeit versüßt werden. Er 
wurde noch mindestens vier Mal angespro¬ 


chen, indem er auf der Arbeitsstelle, beim 
Trampen oder vor der Haustür abgefangen 
wurde. Bei der zweiten Person lief es ähn¬ 
lich, denn auch diese wurde am 9. 
August'94 vor ihrer Arbeitsstelle angespro¬ 
chen und dann noch ein zweites Mal wieder 
vor der Arbeit. Ihr wurde die finanzielle 
Unterstützung des Studiums für die Mitarbeit 
angeboten. Trotzdem die beiden sich auf 
keine verbindlichen Sachen einließen und 
einer von beiden sogar umzog, meldeten 
sich die VSIerlnnen kontinuierlich über 
Wochen und Monate bei ihnen. 

Das wahre Interesse an den Antifas 
wurde bald klar. Es schien auf Informationen 
über die lokale Arolser Szene, den Arolser 
Büchertisch und das autonome Zentrum in 
Kassel gerichtet zu sein. Es ging den VS-Leu- 
ten jedenfalls nicht um Kleinichkeiten son¬ 
dern um Aktionen, wie sie sagten. 

Seit diese ihnen klar sagten, daß sie keine 
weiteren Treffen wollten und der VS wohl 
auch merkte, daß die Versuche gescheitert 
waren, haben sie sich über einen längeren 
Zeitraum nicht mehr gemeldet. Die Veröf¬ 
fentlichung dieses Vorfalls ist dazu gedacht, 
daß sich die Geheimdienstlerlnnen aus Arol¬ 
sen verpissen und daß die Menschen, die 
woanders mit Anwerbeversuchen konfron¬ 
tiert sind/waren, diese veröffentlichen und 
sich auf keinerlei Gespräche, mögen sie 
noch so harmlos erscheinen, einlassen. 


Dieses Foto, auf dem die beiden VS-Leute abgebildet sind, entstand beim einem 
Amverbungsversuch der zweiten Person beim Verlassen des Lokals, indem das 
Gespräch stattfand. Der etwa 28jährige Mann zeigte dem ersten Antifa einen VS-Aus- 
weiß, der auf den Namen Thomas Danner ausgestellt war, allerdings kein Foto 
enhielt. Die Frau ist ca. 26 Jahre alt und 1,65 m groß. 
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Rundreise mit Jonathan Mozzochi 
aus den USA im Februar und März 1996 


»Nach Oklahoma: 
Faschismus in den USA« 



Der Terroranschlag in Oklahoma City vom 19. April 1995 mar¬ 
kiert ein neues Stadium der Entwicklung des Faschismus in 
den USA. Die rechtsradikale Gefahr droht nicht mehr von 
dem immer schwächer werdenden Ku-Klux-Klan, sondern 
von kleinen faschistischen Terrorzellen. Sie sind Teil der 
j. Bewegung der sogenannten »Christlichen Patrioten«, 
die ihrerseits zu der breiten Bewegung der Bürger¬ 
milizen (Militias) gehören. Timothy McVeigh und 
Terry Nichols, die beiden Hauptverdächtigen von 
Oklahoma, kommen direkt aus diesem Milieu. Die 
Milizen haben das erreicht, womit der KKK ge¬ 
scheitert ist: Eine Massenbewegung zu schaffen. 


Der Anschlag von Oklahoma war der vorläufige 
Höhepunkt einer Welle von faschistischen Morden 
und Mordversuchen. Diese Gewalt richtet sich ge¬ 
gen Umweltschützerinnen, Afroamerikanerlnnen, 
Schwule und Lesben und gegen Abtreibungs- 
Ärztinnen. Die radikale Rechte hat der ganzen 
demokratischen Gesellschaft den Krieg erklärt. 


Die Veranstaltungen mit Jonathan Mozzochi bieten deut¬ 
schen Antifaschistinnen die seltene Gelegenheit, sich aus 
erster Hand über die Bedingungen und Aktionsformen der 
Antifa-Bewegung in den USA zu informieren. Er wird die 
Probleme des antifaschistischen Kampfes in den USA dar¬ 
stellen. Die Antifa-Bewegung in den USA ist, im Gegensatz 
zur europäischen, mit schwer bewaffneten, extremistischen 
Lobbies der Waffenbesitzer konfrontiert, mit einem rassisti¬ 
schen, antisemitischen Christlichen Fundamentalismus, der 
mit der Bibel um sich schlägt und einer rechtsradikalen Mas¬ 
senbewegung unter der Führung der Militias. 


Graeme Atkinson, Searchlight Magazine 


Mozocchi wird auch die internationalen Verbindungen der radi¬ 
kalen Rechten thematisieren und ein Bild von der großen Gefahr 
vermitteln, die von der »Amerikanisierung« eines Teil der euro¬ 
päischen Hardcore-Naziszene ausgeht. Auch der gegenseitige 
Erfahrungsaustausch soll nicht zu kurz kommen. 


Die Rundreise des US-Antifaschisten Jonathan »Coalition for Human Dignity« aus Portland (Oregon) 
Mozzochi organisiert »Searchlight« zusammen mit wird im Februar und Anfang März 1996 in der BRD 
den deutschen Antifa-Zeitschriften »Antifa-Infoblatt« unterwegs sein. Portland liegt im äußersten 
(Berlin), »ATZE« (Kiel), »Der Rechte Rand« Nordwesten der USA - der Region, in der die US- 
(Hannover), »Antifaschistische NRW-Zeitung« (Wup- Faschisten und »christlichen Patrioten« ihre »weiße 
pertal) und «Rabaz« (Nürnberg). Mozzochi von der Republik« errichten wollen. 
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Nazis, Patrioten 
und Milizen 


ln den USA gibt es verschiedene 
rechtsradikale Organisationen und 
Strömungen, die einander teilweise 
bekämpfen, teilweise nebeneinan¬ 
der her existieren, teilweise (und 
zunehmend) aber auch Zusammen¬ 
arbeiten. Die Liste der verschiede¬ 
nen Ku-Klux-Klan-, Nazi- und 
Skinhead-Gruppen ist lang. Es gibt 
keine eindeutige Führungsperson 
oder -Organisation. 

Historisch war der rassistische Geheim¬ 
bund Ku-Klux-Klan die bedeutendste Strö¬ 
mung (siehe Glossar). In den letzten 30 Jah¬ 
ren haben die verschiedenen KKK-Organi- 
sationen aber an Bedeutung verloren. 
Früher hatte der US-patriotische KKK wenig 
mit den »deutsch-freundlichen« Neonazis 
zu tun. Heute gibt es immer mehr Zusam¬ 
menarbeit und Überschneidungen. Diese 
Kooperation zeigte sich zum ersten Mal 
1979 in dem Ort Greensboro (North Caro¬ 
lina). Dort griff eine Gruppe von KKK-Leu- 

Ku Klux Klan, Wahington D.C., 1925 


ten und Neonazis eine antifaschistische 
Demonstration an und erschoß fünf Mit¬ 
glieder der »Communist Workers Party«. 
Obwohl die Polizei Informanten bei den 
Rechtsradikalen eingeschleust hatte und 
mehrere Fernsehkameras den Angriff 
gefilmt hatten, wurde nie jemand wegen 
dieser Morde verurteilt. Seither hat sich die 
Zusammenarbeit verschiedener rechtsradi¬ 
kaler Strömungen (KKK, Neonazis, 
Skinheads, etc.) kontinuierlich verstärkt. 

Viele dieser Gruppen sind schwer 
bewaffnet. Insofern sind die rechten »Bür¬ 
germilizen«, die in den letzten beiden Jah¬ 
ren zu Hunderten im ganzen Land entstan¬ 
den sind, keine neue Erscheinung. Rechts¬ 
gerichtete paramilitärische Verbände haben 
eine lange Geschichte in den USA. Dazu 
gehörte schon im 19. Jahrhundert und 
Anfang des 20. Jahrhunderts der Ku-Klux- 
Klan mit seinem organisierten Terror vor 
allem gegen Schwarze in den Südstaaten. In 
den 1960er Jahren gab es die »Minutemen« 
(Gründer: Robert DePugh), ein landeswei¬ 
ter Verbund aus antikommunistischen para¬ 


militärischen Gruppen. Die »Minutemen« 
waren überzeugt davon, daß sich die US- 
Bundesregierung bereits in der Hand von 
Kommunisten und Verrätern befand. Spek¬ 
takuläre Erfolge hatten die »Minutemen« 
keine. 

»Christliche Patrioten« 

Mitte der siebziger Jahre entstand eine 
neue rechtsradikale, aber nur wenig organi¬ 
sierte Bewegung, die sich »Christian Patrio- 
ts« nennt (nicht zu verwechseln mit der 
gleichzeitig entstehenden organisierten 
christlichen Rechten der Fernsehprediger). 
Die »christlichen Patrioten« sind gegen die 
Bundesregierung, Einkommenssteuern, die 
US-Bundesbank und die »Rassen«-Integra- 
tion - alles unter Berufung auf die Bibel und 
die US-Verfassung. Diese lose Strömung 
besteht aus einer Vielzahl von kleinen 
Gruppen und Einzelpersonen (mehrere Mil¬ 
lionen). Viele »christliche Patrioten« 
bezeichnen die US-Bundesregierung als 
»ZOG« (Zionistische Besatzungsregierung). 
Sie wollen eine Loslösung der nordwestli¬ 
chen Bundesstaaten, in denen sie eine 
»weiße Republik« errichten wollen. 

Mit zeitweise mehreren zehntausend 
Aktiven war die wichtigste paramilitärische 
Organisation aus diesem Spektrum der 
»Posse Comitatus« (Latein für »Macht des 
Landkreises«), der in Vielem der heutigen 
Miliz-Bewegung ähnelt. Oberste Autorität 
für den »Posse« war der Landkreis-Sheriff, 
die höheren Instanzen (Einzelstaat und 
Bundesregierung) waren illegitim und von 
der US-Verfassung angeblich nicht vorgese¬ 
hen. Die stärkste Basis hatte der »Posse« in 
den Farm-Staaten des Mittleren Westens, in 
denen Anfang der 80er Jahre zehntausende 
von Familienbetrieben pleite gingen. Die 
Erklärung des »Posse«: Schuld am Farm- 
Sterben sind die jüdischen Banker und die 
von ihnen kontrollierte Bundesregierung. 
Diese Propaganda fiel einige Jahre auf 
fruchtbaren Boden. Heute spielt der 
»Posse« keine Rolle mehr. 

»The Order« 

Im Umfeld der »Patriots« entstanden 
Anfang der 1980er Jahre mehrere konspira¬ 
tive Terrorgruppen. Die bekannteste davon 
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Unterstützerinnen der Aryan Nations / 1989 


war »The Order«, der »bewaffnete Arm« 
der Nazi-Organisation »Aryan Nations« 
(siehe Glossar). 

Das Vorbild von »The Order« stammt 
aus dem Roman »Turner Diaries« von Wil¬ 
liam Pierce. Der ehemalige Physikprofessor 
und heutige Chef der Nazi-Organisation 
»National Alliance« schrieb das Buch 1978 
unter dem Pseudonym Andrew Macdonald. 
Das »Turner Tagebuch« schildert im Scien¬ 
ce-Fiction Stil die Aktionen eines straff orga¬ 
nisierten Netzwerks von Terror-Zellen. 
Deren Mordanschläge gegen Afroamerika- 
nerlnnen, Jüdinnen, »gemischtrassige« Pär¬ 
chen und gegen Polizei und andere Regie¬ 
rungsinstitutionen führen schließlich zu 
einem großen Rassenkrieg in den USA. 
Auch das Attentat von Oklahoma City 
scheint aus den »Turner Diaries« kopiert zu 
sein (siehe Kasten auf Seite IV). Von diesem 
Buch wurden angeblich bisher über 
200.000 Exemplare verkauft, vor allem 
über den Versandhandel. Auch in Europa 
kursiert dieser Nazi-Roman. 

Der echte »Order« mit mehreren Dut¬ 
zend Mitgliedern unter Führung von Robert 
Mathews verübte Anfang der 1980er Jahre 
eine lange Serie von Mordanschlägen und 
Banküberfällen. Mathews war ein Mitglied 
der »National Alliance« von Pierce und 
wechselte zu den Aryan Nations. Die Grup¬ 
pe erbeutete mehrere Millionen Dollar. Ein 
Teil des Geldes landete bei verschiedenen 
rechtsradikalen Organisationen, die damit 
ihre politische Arbeit und ihre paramilitäri¬ 
schen Trainingslager finanzierten. Nach 
mehreren Schußwechseln mit dem FBI 
wurde »The Order« 1985 von der Polizei 
zerschlagen. Mathews wurde bei einem 
36stündigen Feuergefecht mit dem FBI 
erschossen. 

Eine andere bewaffnete Gruppe mit 
engen Verbindungen zu den »Aryan Nati¬ 
ons« nannte sich »The Covenant, the Sword 
and the Arm of the Lord« (etwa: »Der Bund, 
das Schwert und der Arm des Herrn«). Die 
Gruppe plante 1983 einen Raketenwerfer- 


Anschlag auf dasselbe Bürogebäude in 
Oklahoma City, das 12 Jahre später zerstört 
wurde. Der Anschlag wurde jedoch nie 
durchgeführt und die »Covenant«-Gruppe 
wurde vom FBI zerschlagen. Einer der 
damals Beteiligten, der »Christian Identity«- 
Anhänger Richard Snell, wurde im April 
1985 wegen zwei Morden an einem (ver¬ 
meintlich) jüdischen Geschäftsmann und 
einem schwarzen Polizisten zum Tode ver¬ 
urteilt. Er wurde am 19. April 1995 - dem 
Tag des Oklahoma-Anschlags - im Nach¬ 
barstaat Arkansas hingerichtet. 

»Führerloser Widerstand« 

Ein weiteres »Covenant«-Mitglied war 
Louis Beam, ein ehemaliger KKK-Führer, 
der sich später den »Aryan Nations« 
anschloß. Beam ist heute einer der wichtig¬ 
sten Nazi-Figuren in den USA. Er vertritt das 
Konzept des » führerlosen Widerstands «. 


Sein Aufsatz (Titel: »Leaderless Resistance«) 
aus dem Jahre 1992 ist inzwischen in ver¬ 
schiedenen rechtsradikalen Zeitschriften 
erschienen und wird heftig diskutiert. 
Beams »führerloses« Widerstandsmodell 
besteht aus einzelnen konspirativen Zellen, 
die völlig unabhängig voneinander operie¬ 
ren. Sie sind nicht über Führungspersonen, 
sondern nur über eine gemeinsame Ideolo¬ 
gie miteinander verbunden. Beam: »Auf 
den ersten Blick sieht diese Art von Organi¬ 
sation gar nicht wie eine Organisation aus«. 
Das ganze sei ein » Kind der Notwendig¬ 
keit«, denn hierarchische Organisationen 
ließen sich allzu leicht von Spitzeln infil¬ 
trieren. 

Zitate aus Beams Papier: »Nach der 
Strategie des führerlosen Widerstands ope¬ 
rieren alle Individuen und Gruppen unab¬ 
hängig voneinander und fragen nie bei 
einem zentralen Hauptquartier und Einzel- 


Das Attentat von Oklahoma City 

169 Tote und über 500 Verletzte - das ist 


die grausige Bilanz des Bombenattentats 
von Oklahoma City am 19. April 1995. In 
dem völlig zerstörten Bürogebäude waren 
verschiedene Bundesbehörden (Polizei 
und Sozial Verwaltung) sowie ein Kinder¬ 
garten untergebracht. Die genauen Hin¬ 
tergründe des Terror-Anschlags sind 
immer noch ungeklärt. 

Bereits zwei Stunden nach der Explo¬ 
sion wurde Timothy McVeigh festgenom¬ 
men, wenige Tage später auch sein Freund 
Terry Nichols. Beide sitzen seitdem in 


Untersuchungshaft. Die beiden stammen 
aus dem Umfeld der paramilitärischen 
Bürgermiliz »Michigan Militia«. Weitere 
Verdächtige mußten mangels Beweisen 
wieder freigelassen werden. Das Haupt¬ 
verfahren gegen McVeigh und Nichols 
soll im Mai 1996 beginnen. Die US-Bun- 
desanwaltschaft will die Todesstrafe bean¬ 
tragen. 

Der Anschlag fand auf den Tag genau 
zwei Jahre nach der polizeilichen Erstür¬ 
mung des Hauptquartiers einer Psycho- 
Sekte in Waco (Texas) statt. Dabei kam es 


zu einem Großfeuer, bei dem 86 Mitglie¬ 
der der »Brauch Davidian«-Sekte ums 
Leben kamen. Das rücksichtslose Vorge¬ 
hen von FBI und anderen Polizeikräften 
gegen die (schwerbewaffnete) Sekte gilt in 
rechtsradikalen Kreisen seither als Fanal. 
Die 86 Toten gelten als Märtyrer, die nur 
ihr »Grundrecht auf Waffenbesitz« vertei¬ 
digen wollten und deswegen vom FBI in 
einen »Holocaust« getrieben wurden. Vor 
dem Oklahoma-Attentat hatte McVeigh 
verschiedentlich angekündigt, daß die 
Toten von Waco gerächt werden sollten. 


»Nach Oklahoma: Die faschistische Szene in den USA« 
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Führer nach Anweisungen. ... Die Teilneh¬ 
mer in einem Programm des führerlosen 
Widerstands durch Phantomzellen oder 
individuelle Aktionen müssen genau wis¬ 
sen, was sie tun und genau , wie sie es tun. 
... Allgemein zugängliche Organe der Infor¬ 
mations-Verbreitung wie Zeitungen, Flug¬ 
blätter, Computer ; etc. halten jede Person 
auf dem Laufenden und ermöglichen damit 
eine geplante Reaktion in vielerlei Variatio¬ 
nen. Niemand muß irgend jemand einen 
Befehl erteilen. ... Dies führt zu sehr kleinen 
oder sogar Ein-Personen-Zellen .« Vieles 
spricht dafür, daß auch das Oklahoma- 
Attentat von einer solchen Klein-Zelle aus¬ 
geführt wurde. Dieses Modell der »führer¬ 
losen« Zellen wird inzwischen auch von 
deutschen Neonazi-Organisationen aufge¬ 
griffen. 

Beam stellte sein Papier im Oktober 
1992 auf einem »fraktions-übergreifenden« 
Treffen von rund 150 rechtsradikalen 
Kadern in Estes Park (Colorado) vor. Zu die¬ 
sem Treffen hatte der »Pastor« Pete Peters 
von der nazistischen »Christian Identity«- 


Strömung eingeladen. Der unmittelbare 
Anlaß war die mehrtägige FBI-Belagerung 
des Aryan-Nations-Anhängers Randy Wea- 
ver wenige Wochen zuvor in Idaho. (Wea- 
ver wurde wegen unerlaubten Waffenbesit¬ 
zes gesucht und verschanzte sich in seiner 
Berghütte. Während der Belagerung kam es 
zu mehreren Schußwechseln, bei denen ein 
Polizist, Weavers Frau und sein Sohn getö¬ 
tet wurden. Gleichzeitig versammelten sich 
hunderte von Rechtsradikalen aus den 
gesamten USA außerhalb des Belagerungs¬ 
rings, um ihre Unterstützung für Weaver zu 
demonstrieren. Weaver ergab sich schließ¬ 
lich.) 

Auf dem Estes-Park-Treffen sprach 
neben Beam und Peters auch Larry Pratt, 
ein ehemaliger Landtags-Abgeordneter aus 
Virginia. In den vergangenen zehn Jahren 
hat Pratt bei verschiedenen rechtskonserva¬ 
tiven Organisationen eine wichtige Rolle 
gespielt. FHeute ist er der Chef der »Gun 
Owners of America«, einer reaktionären 
Waffenbesitzer-Organisation mit über 
100.000 Mitgliedern (siehe Glossar). Die 


Teilnahme von Pratt, der bisher kein ein¬ 
deutiger Rechtsradikaler war, bedeutete 
einen dramatischen politischen Durch¬ 
bruch für die US-amerikanischen Nazis. 

Paramilitärische Bürgermilizen 

Auf dem Treffen wurde der Aufbau von 
»Bürgermilizen« beschlossen. Die Nazi- 
Organisationen sehen die bewaffneten 
paramilitärischen Verbände als ideales 
Rekrutierungsfeld. Die versammelten Kader 
schritten zur Tat. So gründete das langjähri¬ 
ge Aryan-Nations-Mitglied John Trochmann 
die »Militia of Montana«, die heute als eine 
der am besten organisierten Milizen in den 
USA gilt. 

Zwar gibt es schon lange rechtsradikale 
paramilitärische Verbände in den USA, 
aber zu einer regelrechten Massenbewe¬ 
gung wurden die Bürgermilizen erst in den 
vergangenen zwei bis drei Jahren. Diese 
Gruppen sind meist auf Landkreis- (County- 
) oder Bundesstaats-Ebene organisiert. Sie 
nennen sich »Michigan Militia«, »Militia of 
Montana«, »Arizona Patriots«, »Texas Light 
Infantery«, »Constitutional Defense Militia« 
(New FHampshire) oder »Citizens for the 
Reinstatement of Constitutional Govern¬ 
ment« (North Carolina). Ihre Stärke bewegt 
sich von wenigen Dutzend bis mehreren 
tausend Aktiven; landesweit wird ihre Mit¬ 
gliederzahl inzwischen auf einige Zehntau¬ 
send geschätzt (nach eigenen Angaben 
sogar 200-300.000). In fast allen US-Bun- 
desstaaten gibt es inzwischen derartige 
Milizen. Der Schwerpunkt liegt im Mittle¬ 
ren Westen und in den Rocky-Mountains- 
Staaten. 

Über ausformulierte politische Pro¬ 
gramme verfügen die Milizen nicht. In der 
Öffentlichkeit betonen sie vor allem ihre 
Opposition gegen »gun control«, also 
gegen alle Versuche, den Privatbesitz an 
Schußwaffen zu regulieren. Dazu kommt 
meist eine gehörige Portion Ver- 


The Turner Diaries - Auszug (s. 38-42): 


Gestern früh um 9.15 Uhr ging unsere Bombe in der nationalen 
FBI-Zentrale hoch. Unsere Sorge wegen der relativ kleinen 
Sprengladung war unberechtigt; der Schaden ist riesig. Wir 
haben sicherlich einen großen Teil der FBI-Operationen für mim 
destens die nächsten paar Wochen unterbrochen. 

Mein Tagewerk begann gestern kurz vor 5 Uhr morgens, als 
ich Ed Sanders in der Garage von Einheit 8 half, He izöl mit dem 
Ammoniumnitrat-Dünger zu mischen (die gleiche Mischung 
wurde auch in Oklahoma City verwendet, Anm. d. Ü.). 
Währenddessen stahlen George und Henry einen Lastwagen. Da 
wir nur zweieinhalb Tonnen Sprengstoff hatten, brauchten wir 
keinen großen LKW. Deswegen beschlossen wir, den kleinen 
Lieferwagen einer Sch reib warenfirma zu klauen. Als der Fahrer 
- ein Neger - die Hintertür des Wagens öffnete und hineinklet¬ 


terte, sprang ihm Henry hinterher und beseitigte ihn schnell und 
lautlos mit seinem Messer. 

Nach jüngsten Schätzungen wurden etwa 700 Personen 
durch die Explosion getötet oder starben danach in den Trüm¬ 
mern. Es wird zwei Wochen dauern, bis die ganzen Trümmer 
beseitigt sind. Es gibt keinen Weg, in dem wir das System zer¬ 
stören können, ohne viele tausend unschuldiger Leute zu schä¬ 
digen. Es ist ein Krebs, der zu tief in unserem Fleisch sitzt. Wenn 
wir das System nicht zerstören, bevor es uns zerstört, wenn wir 
diesen Krebs nicht aus unserem Fleisch herausschneiden, dann 
wird unsere ganze Rasse sterben. Die Korrumpierung unseres 
Volkes durch die jüdisch-liberale-demokratische-egalitäre Pest 
zeigt sich in unserer Weichsinnigkeit, unserem Unwillen, die 
harte Realität des Lebens zu erkennen. 
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schwörungstheorie: Angeblich bereitet 
Washington eine totale Diktatur vor, in Ver¬ 
bindung mit den Vereinten Nationen. Die 
»New World Order« und »Big Govern¬ 
ment« sind die Feindbilder, die US-Bundes- 
regierung ist der konkrete Gegner. Vorbe¬ 
dingung für eine Diktatur sei freilich die 
Entwaffnung der US-Bürger - angeblich der 
Hintergedanke bei allen »gun control«- 
Gesetzesvorhaben. 

Auch manche Milizen propagieren das 
Konzept des »führerlosen Widerstands«. So 
betont das Handbuch der »Wisconsin Free 
Militia«, das unter den verschiedenen 
Miliz-Gruppen zirkuliert, die » dezentrali¬ 
sierte Taktik und Aktion«. Einerseits müsse 
es » Gehorsam gegenüber einem höheren 
Kommando geben«, andererseits »sollte die 
konkrete Taktik den einzelnen Teilen über¬ 
lassen bleiben , damit die Enttarnung eines 
Teils nicht das Ganze entblößt .« Louis 



Oklahoma: Tatverdächtiger Timothy 
McVeigh 


Beam würde es wohl nicht sehr viel anders 
formulieren. Auch die Informations-Struk¬ 
turen der Milizen entspricht Beams Kon¬ 
zept. Es gibt keine zentrale Führung, kein 
zentrales Büro und keine zentrale Zeit¬ 
schrift. Stattdessen kommunizieren die 
Milizionäre landesweit mit hochmodernen 
dezentralen Medien: Internet, Fax-Netz¬ 
werke, Kurzweilen-Radios, etc. 

Das politische Umfeld: Rechtspo¬ 
pulismus 

Die politischen Inhalte der Miliz-Bewe¬ 
gung sind eingebettet in den gegenwärtigen 
rechtspopulistischen Trend in der US- 
Gesellschaft. Gegen »Big Government«, 
gegen (zu hohe) Einkommenssteuern, 
gegen die Zentralregierung und für erwei¬ 
terte Befugnisse der Einzelstaaten, gegen 
»gun control«, gegen Einschnitte in das 
»Recht auf Privateigentum« zugunsten des 
Umweltschutzes - für dieses Programm 


steht auch die republikanische Mehrheit im 
US-Kongreß. Eine Handvoll republikani¬ 
scher Abgeordneter macht sich unverhoh¬ 
len zum Sprachrohr der Milizen. 

Auch die unterschwelligen Ressenti¬ 
ments, die die Milizen antreiben (obwohl 
sie dort nur selten öffentlich propagiert wer¬ 
den), werden von den Rechtspopulisten im 
Kongreß bedient: Gegen Schwarze und 
Immigrantinnen, gegen Feminismus, etc. 

Am krassesten ist der Anti-Washington- 
Populismus in den ländlichen Regionen im 
Mittleren Westen und Nordwesten der USA 
ausgeprägt. Dort verweigern zehntausende 
die Bundessteuern, benutzen keine Führer¬ 
scheine (Personalausweise gibt es in den 
USA sowieso keine), etc. Die meisten 
davon sind relativ harmlose Spinner, die nur 
von den Behörden in Ruhe gelassen werden 
wollen - und in den äußerst dünn besiedel¬ 
ten Landstrichen auch oft in Ruhe gelassen 
werden. Allerdings bieten sie ein ideales 
Potential für Rekrutierungsversuche von 
Rechtsradikalen. 

Insgesamt gesehen handelt es sich bei 
der Miliz-Bewegung jedoch nicht um ewig- 
gestrige Waffennarren - auch wenn die bür¬ 
gerlichen Medien gerne dieses Bild vorge¬ 
ben. Die Bewegung ist hochmodern. Sie ist 
in allen Landesteilen aktiv und hat »Stütz- 



Oklahoma: Tatverdächtiger Terry 
Nichols 


punkte« in vielen wichtigen Institutionen, 
einschließlich des US-Kongresses. 

Mit den Bürgermilizen ist es der radika¬ 
len Rechten in den USA zum ersten Mal seit 
der Blütezeit des Ku-Klux-Klans in den 
1920er Jahren wieder gelungen, eine 
bewaffnete Massenbewegung aufzubauen. 
In den vergangenen Jahren ist das politische 
Klima in den USA bereits weit nach rechts 
gerückt. Die Existenz von schwerbewaffne¬ 
ten rechtsradikalen Verbänden ist eine 
große Bedrohung für die demokratischen 
Freiheiten in den USA. ■ 


Aryan Nations 

Die seit über 20 Jahren bestehende 
Aryan Nations (Arische Nationen) ist 
heute die wohl wichtigste nazistische 
Organisation in den USA. Sie ist der 
»politische Arm« der sogenannten 
»Church ofJesus Christ Christian« mit 
Hauptquartier in Hayden Lake (Idaho). 
Ihr Ziel ist eine »weiße Republik« im 
Nordwesten der USA. Führungsperso¬ 
nen: Der inzwischen verstorbene Robert 
Miles, der inzwischen todkranke Rich¬ 
ard Butler, sowie der (leider immer noch 
recht lebendige) ehemalige KKK-Aktivist 
Louis Beam. Die Aryan Nations haben 
enge Verbindungen zur »Militia of Mon¬ 
tana« (vermutlich auch zu anderen Mili¬ 
zen), zur NSDAP/AO und zu rechtsradi¬ 
kalen Skinheads. Die AN veranstalten 
jährliche Feiern zum Hitler-Geburtstag 
und einen regelmäßigen »World Aryan 
Congress«. Nachdem die Organisation 
lange Zeit auf den US-Nordwesten kon¬ 
zentriert war, sind in den vergangenen 
beiden Jahren auch in anderen Regio¬ 
nen der USA Ableger entstanden. 

Christian Coalition 

Die »Christian Coalition« ist die mit¬ 
gliederstärkste Organisation der »Reli¬ 
giösen Rechten« in den USA, mit (nach 
eigenen Angaben) über zwei Millionen 
Mitgliedern. Führungspersonen: Ralph 
Reed und der Fernsehprediger Pat 
Robertson. Robertsons internationales 
TV-Netzwerk »Christian Broadcasting 
Network« hat Jahreseinnahmen von 
rund 150 Millionen Dollar. Die CC 
unterwandert systematisch die republi¬ 
kanische Partei und kontrolliert bereits 
über ein Dutzend Landesverbände der 
Partei. Die Organisation vertritt nicht 
nur die traditionellen fundamentalisti¬ 
schen Ziele (Verbot der Abtreibung, Ein¬ 
führung des Schulgebets, etc.) sondern 
auch detaillierte Positionen in der Sozi¬ 
al- und Steuerpolitik. Robertson vertritt 
zwar unterschwellig antisemitische Ver- 
schwörungstheorien, ist aber kein »rich¬ 
tiger« Faschist. 

Christian Identity 

Die »christliche Identität« bietet eine 
wichtige ideologische Klammer für ver¬ 
schiedene rechtsradikale Strömungen. 
Zu dieser Lehre gehört, daß die Weißen 
in Nordamerika und Nordwest-Europa 
das eigentliche »auserwählte Volk« der 
Bibel seien, Schwarze und andere 
Nicht-Weiße eine »prä-adamische« 
(also vor-menschliche) Gattung seien, 
und Jüdinnen von Satan abstammen. 
Keine zentrale Organisation, sondern 
eine Vielzahl von (nur teilweise mitein¬ 
ander verbundenen) Kirchengemeinden 
und Gruppen. Wichtigste Führungsper¬ 
son: »Pastor« Pete Peters. Zeitschrift: 
»Jubilee«. Wichtig: Die offen biologi¬ 
stisch-nazistische »Christian Identity« 
hat nichts mit der christlichen Rechten 
(»Christian Coalition«, »Lebensschüt¬ 
zer«, Fernsehprediger, etc.) zu tun. 
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Die Amerikanisierung 
der europäischen 

Nazi-Bewegung 


Schon lange gibt es Verbindungen 
zwischen Rechtsradikalen in Euro¬ 
pa und in den USA. Seit dem Zwei¬ 
ten Weltkrieg gibt es einen engen 
Austausch zwischen den verschie¬ 
densten Strömungen - nicht zuletzt 
zwischen den organisierten Ausch¬ 
witz-Leugnern - auf beiden Seiten 
des Atlantiks. Einige Beispiele: 

Die Rolle des Deutsch-Kanadiers Ernst 
Zündel (Toronto) wurde in der antifaschisti¬ 
schen Presse vielfach dokumentiert. Zündel 
hat jahrelang Bela Ewald Althans (Mün¬ 
chen) gefördert und ihm ein Monatshonorar 
von 2.500 Mark gezahlt. Vor kurzem wurde 
Hans Schmidt in Schwerin verhaftet. 
Schmidt führt den GANPAC (German-Ame- 
rican National Political Action Committee), 
das Verbindungen mit Zündel, mit den 
Aryan Nations in Idaho und mit der Liberty 
Lobby von Willis Carto hat. An den jährli¬ 
chen Tagungen des berüchtigten »Institute 
for Historical Review« nehmen regelmäßig 
zahlreiche deutsche und europäische Aus¬ 
chwitz-Leugner teil (siehe Glossar). 

Auch verschiedene Gruppen des Ku- 
Klux-Klans haben Kontakte nach Europa. 
Die KKK-Führer Bill Wilkinson, David 


Duke, James K. Warner, James W. Farrands 
und Dennis Mahon haben alle Europa 
besucht - zum Teil auch in Konkurrenz 
zueinander. Allerdings sind sie hier alle nur 
auf relativ wenig Resonanz gestoßen. 
Europäische Faschisten lassen sich nun mal 
kaum von einer Geheimorganisation begei¬ 
stern, deren Mitglieder in weißen Bettlaken 
herumlaufen. 

Aber auch andere Kräfte haben Kontak¬ 
te nach Europa. Dazu gehören Gary Lauck 
von der NSDAP/AO (siehe Glossar) und die 
heidnisch-nazistische »Church of the Crea¬ 
tor« (Kirche des Schöpfers). Die COTC 
wurde von dem inzwischen gestorbenen 
US-Millionär Ben Klassen gegründet und 
hat Ableger in Großbritannien (unter Mit¬ 
gliedern der British National Party) und in 
Schweden (dort spielt der COTC-Chef 
Tommy Ryden eine führende Rolle in der 
terroristischen VAM). 

Die COTC hat einen großen Einfluß 
unter rechten Skinheads auf beiden Seiten 
des Atlantiks, vor allem wegen ihrer Unter¬ 
stützung für rassistische Rockbands wie 
Bound for Glory, The Voice und Rahowa 
(Rahowa ist der Slogan der COTC und steht 
für »Racial Holy War«). 

Dieser »Hate Rock« ist ein wichtiges 
Mittel für nazistische Propaganda. Dabei 


Institute for Historical Review 

Das IHR mit Sitz in Kalifornien ist DIE 
internationale Zentrale der Holocaust-Revi¬ 
sionisten. Auf den jährlichen Tagungen spre¬ 
chen regelmäßig alle prominenten Ausch¬ 
witz-Leugner (u.a. David Irving, Robert Fau- 
risson, Fred Leuchter, Ernst Zündel). Im 26- 
köpfigen Beirat des Instituts sitzen auch drei 
Deutsche: Georg Franz-Willing (Überlingen), 
Wilhelm Stägllch (Badenweiler) und Udo 
Walendy (Vlotho). Enge Verbindung auch zu 
Otto Ernst Remer. Der Gründer des IHR, Wil¬ 
lis Carto, verlor 1993 nach bitteren internen 
Auseinandersetzungen die Kontrolle über das 
Institut. Bei dem Konflikt geht es u.a. um eine 
7,5 Millionen-Dollar Erbschaft, die zwar für 
das IHR gedacht war, die sich aber Carto unter 
den Nagel gerissen hat. Das IHR wird jetzt von 
Mark Weber geführt. Im April 1990 nahm 
Weber an einem u.a. von B.E. Althans organi¬ 
sierten internationalen Revisionistentreffen in 
München teil. Weber hat gute Kontakte zu 
dem Berliner Historiker Ernst Nolte. Ob das 
IHR die Trennung von Carto langfristig über¬ 
lebt, ist noch ungewiß. 

KKK 

Der Ku-Klux-Klan war jahrzehntelang die 
wichtigste Strömung der ÜS-amerikanischen 
rechtsradikalen Bewegung. Dieser rassistische 
Geheimbund wurde nach dem Bürgerkrieg 
und der Sklavenbefreiung vor rund 130 Jahren 
gegründet und war immer in eine Vielzahl von 
Einzelorganisationen zersplittert. Zunächst 
terrorisierte der KKK die afroamerikanische 
Bevölkerung in den Südstaaten, später war er 
auch gegen katholische und jüdische Immi¬ 
grantinnen aktiv. Seine größte Stärke erreichte 
er in den 1920er Jahren mit mehreren Millio¬ 
nen Mitgliedern; heute dürften es nur noch 
wenige Tausend sein. 

Die letzte einigermaßen US-weite Klan- 
Fraktion sind die »Knights of the KKK« (Ritter 
des KKK) von Thom Robb aus Arkansas. Seit 
einigen Jahren versuchen verschiedene KKK- 
Gruppen, ihr »altmodisches« Image (weiße 
Kostüme, brennende Holzkreuze, etc.) loszu¬ 
werden. Inzwischen dürfen auch Frauen und 
Katholiken beitreten. Zahlreiche Klan-Führer 
haben aber auch das »altmodische« Schiff 
verlassen (z.B. David Duke oder Louis Beam). 

Liberty Lobby 

Wichtige Schaltstelle der radikalen Rech¬ 
ten mit Sitz in Washington, D.C. Gegründet 
vor 40 Jahren von Willis Carto (siehe auch 
»Institute for Historical Review«). Die Liberty 
Lobby gibt die antisemitische Wochenzeitung 
»Spotlight« mit angeblich über 100.000 Auf¬ 
lage heraus und betreibt das Radio-Netzwerk 
»Radio Free America«. Das »Spotlight« ist das 
wohl wichtigste »fraktions-übergreifende« 
Organ der rechtsradikalen Szene in den USA. 
Wegen interner Differenzen zerbrach vor 


Dänemark; 1995: NSDAP/AO-Unterstützer auf dem Rückzug 
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kurzem die langjährige Verbindung mit der 
rechtsradikalen Populist Party. Nachdem 
Carto die Kontrolle über das IHR verlor, grün¬ 
dete er die revisionistische Zeitschrift »Barnes 
Review«. 

National Rifle Association and Gun 
Owners of America 

Neben der »Christian Coalition« ist die 
Waffenlobby die wichtigste rechtskonservati¬ 
ve Massenbewegung in den USA. Die führen¬ 
de Organisation ist die National Rifle Asso¬ 
ciation (NRA) mit über drei Millionen Mit¬ 
gliedern. Daneben gibt es die Gun Owners of 
America (GOA) von Larry Pratt mit rund 
100.000 Mitgliedern, denen die NRA noch zu 
zahm ist. Beide Organisationen verlangen 
uneingeschränkten Privatbesitz von Schuß¬ 
waffen und fördern den Aufbau von Bürger¬ 
milizen. Beide haben direkten Einfluß auf die 
republikanische Partei im U$-Kongreß. 

NSDAP/AO 

»NSDAP-Auslands/Aufbauorganisation«, 
geführt von Gary Lauck mit Postadresse in 
Lincoln (Nebraska). Jahrelang der wichtigste 
Lieferant von nazistischem Propagandamate¬ 
rial, das tonnenweise in die BRD geschmug¬ 
gelt wurde (u.a. die Zeitschriften »New 
Order« und »NS-Kampfruf«). Seit Laucks 
Festnahme in Dänemark im März 1995 und 
seiner Auslieferung an die BRD-Justiz ist 
unklar, wie es mit der US-Organisation weiter 
gehen wird. Verschiedene Faschisten haben 
bereits Anspruch auf Laucks »Nachfolge« 
angemeldet, u.a. Harold Covington von der 
»International Union of National Socialists«. 
In den USA selbst hat die NSDAP-AO immer 
nur eine relativ kleine Rolle gespielt. 

White Aryan Resistance 

Der »Weiße Arische Widerstand« wird von 
dem ehemaligen KKK-Führer Törn Metzger 
und seinem Söhn John Metzger geleitet 
(Hauptquartier in der Nahe von Los Angeles). 
Rekrutiert vor allem unter rechtsradikalen 
Skinheads an der US-Westküste. Metzger pro¬ 
duziert das Kabel-TV-Programm »Race and 
Reason« und verschiedene Info-Telefone. 
Ideologisch vertritt WAR die sogenannte 
»Third Position« (Strasserismus), also einen 
»antikapitalistischen« Nazismus. Strategisch 
propagiert Metzger zusammen mit Louis 
Beam den »führerlosen Widerstand« von ein¬ 
zelnen Terror-Zellen ohne zentrale hierarchi¬ 
sche Führung. 

Wise Use Movement 

Wörtlich: Vernünftiger-Gebrauch-Bewegung. 
Lockerer Verbund von über 1.000 verschie¬ 
denen Anti-Umweltschutz-Gruppen. Führ¬ 
ungspersonen; Ron Arnold und Alan Gottlieb. 
Ähnlich wie die Bürgermilizen wehren sich 
die Wise-Use-Gruppen gegen angeblich ille¬ 
gitime Bundesgesetze. Es geht vor allem um 
die Ausbeutung von Bodenschätzen sowie 
um den Gebrauch von Wasser und von Wei¬ 
deflächen auf den riesigen staatlichen 
Flächen im Westen der USA. Die Wise-Use- 
Leute beanspruchen hier ein »Recht auf Pri¬ 
vateigentum« und gehen mit Waffengewalt 
gegen Bundesbeamte vor, die unerlaubtes 
Abholzen oder Abweiden von ökologisch 
gefährdeten Landstrichen verhindern wollen. 
Die Wise-Use-Leute stellen sich in der 
Öffentlichkeit meist als kleine Rancher und 
Cowboys dar. Finanziert werden sie von 
großen Konzernen, die auf eine profitable 
Ausbeutung der Bodenschätze hoffen. 



$12,5 Mio. - Strafe: Tom Metzger (2.v.r.) bei der Versteigerung seines Lkws, 1991. 


hat sich vor allem die Plattenfirma »Resi¬ 
stance Records« aus Detroit hervorgetan, 
die auch die Hochglanz-Zeitschrift »Resi¬ 
stance Magazine« herausgibt (Auflage 
angeblich 15.000). Resistance Records 
wurde 1994 von dem 24jährigen George 
Burdi (alias George Eric Hawthorne) und 
Mark Wilson gegründet. Resistance hat sich 
zum wichtigsten Organ für Nazi-Skinheads 
in Nordamerika entwickelt. Viele dieser 
Skinheads gehören zu dem lockeren Ver¬ 
bund der »Hammer Skins«. 

Das terroristische VAM/Storm-Netz¬ 
werk in Schweden hat den Ball bereits auf¬ 
genommen und publiziert ein eigenes 
Hochglanz-Magazin (»Nordland«). Resi¬ 
stance und Nordland werden von dem 
deutschen Nazi-Blatt Nationaler Beobach¬ 
ter (aus Frankfurt/Oder) unterstützt. Auch 
deutsche Naziskins organisieren sich nach 
dem »Hammer«-Modell, u.a. in Berlin, 
Brandenburg, Sebnitz in Thüringen und 
Burladingen in Baden-Württemberg. Ähnli¬ 
che Gruppen existieren auch in Polen, 
Tschechien und in der Schweiz. 

Der bedrohlichste Aspekt der Amerika- 
nisierung der europäischen Nazi-Szene ist 
allerdings die Verbreitung des Konzepts des 
»führerlosen Widerstands« und die Verherr¬ 
lichung der früheren US-Terror-Organisati- 
on »The Order«. Europäische Skinhead- 
Magazine verehren Robert Mathews als 
Märtyrer (siehe S. III). »The Order« gilt auch 
als Vorbild der britischen Terror-Organisati¬ 
on Combat 18 und des VAM/Storm-Netz¬ 
werks in Schweden (VAM/Storm kopiert die 
Aktionen von The Order: Angriffe auf Poli¬ 
zeibehörden, Militärdepots, Banken und 
Regierungsbüros). 


Die »Vorlage« für »The Order«, der 
Roman »Turner Diaries« von William Pier- 
ce (siehe Kasten auf Seite IV), zirkuliert bereits 
in halb Europa und wird seit Neuem auch 
in der BRD verbreitet. Die fiktiven Terrori- 
stlnnen der »Turner Diaries« sind zwar 
streng hierarchisch organisiert (Pierce lehnt 
das Konzept des »führerlosen Widerstands« 
ab), aber ihre blutrünstigen Aktionen 
stoßen offensichtlich auch bei europäi¬ 
schen Neonazis auf Begeisterung. Mörderi¬ 
sche Angriffe von kleinen, autonom operie¬ 
renden Zellen sollen politische Gegner und 
staatliche Organe schwächen. Die folgende 
politische Destabilisierung soll zu einem 
offenen »Rassenkrieg« führen. Die Über¬ 
nahme solcher Terrorstrategien durch 
europäische Nazi-Gruppen ist besonders 
bedrohlich. Auch in Deutschland sind ver¬ 
botene Organisationen wie die NF und die 
FAP bereits dabei, konspirative paramilitäri¬ 
sche Zellenstrukturen aufzubauen. ■ 


VAM, Schweden 
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Die Arbeit der »Coalition for Human Dignity« 


Die »Coalition for Human Dignity« 
(Koalition für die menschliche Würde) 
wurde 1988 gegründet. Der Auslöser war 
der Mord an dem äthiopischen Immigran¬ 
ten Mulegeta Seraw durch drei Nazi-Skins 
in Portland (Oregon). Heute hat CHD 
Büros in Portland und in Seattle (Was¬ 
hington) und ist darüber hinaus in Monta¬ 
na und Idaho aktiv (die vier Bundesstaaten 
liegen alle im Nordwesten der USA). 
CHD beschäftigt sich mit drei Problemen: 

1) Die Gewalt von »Haßgruppen«, beson¬ 
ders von paramilitärischen Bürgermilizen 
und rechtsradikalen Skinheads, 

2) schwulen- und lesbenfeindliche Orga¬ 
nisationen und 

3) der wachsende Einfluß der religiösen 
Rechten. 

CHD organisiert Bündnis-Demonstra¬ 
tionen und direkte Aktionen gegen 
Rechtsradikale. Außerdem macht CHD 
Recherche-Arbeit, um die Verbindungen 
zwischen den verschiedenen rechten 
Organisationen zu dokumentieren. Diese 
Herangehensweise ist wichtig, um die 
Trennung zwischen den verschiedenen 
gesellschaftlichen Gruppen zu überwin¬ 


den, damit sie gemeinsam gegen Haß und 
Vorurteile kämpfen können. 

CHD hat mitgeholfen, neue Organisa¬ 
tionen und Bündnisse aufzubauen. So 
arbeiteten 1992 im »Oregon Democracy 
Project« großstädtische Linke, Schwulen- 
und Lesbenorganisationen, Bürgerrechts¬ 
gruppen und andere zusammen mit Akti¬ 
vistinnen aus den ländlichen Regionen. 
Das Projekt war eine gemeinsame Kam¬ 
pagne gegen die christliche Rechte. 

[Anm. d. Ü.: Diese umfassende Her¬ 
angehensweise ist eine Seltenheit in den 
USA. Meistens haben afroamerikanische 
Bürgerrechtlerinnen, jüdische Organisa¬ 
tionen, Schwule- und Lesben, Gewerk¬ 
schaften, städtische »Autonome«, etc. so 
viele Vorbehalte und Berührungsängste 
gegeneinander, daß es nur selten zu einer 
antifaschistischen Zusammenarbeit 
kommt.] 

Im vergangenen Jahr veröffentlichte 
CHD eine umfassende Dokumentation 
über die radikale Rechte im US-Nordwe- 
sten (»The Northwest Imperative«. 
Bestelladresse : Coalition for Human Dig¬ 
nity, P.O.Box 40344, Portland, OR 97240, 


USA). Zum Thema »rechtsradikale Bür¬ 
germilizen« erstellte CHD 1995 eine Zei¬ 
tung mit Massenauflage (100.000). CHD 
publiziert den vierteljährlichen »Dignity 
Report«, der an 2.000 Adressen in der 
Region verschickt wird. 

Rassismus, Antisemitismus, Ultra- 
Nationalismus und Fremdenhaß sind 
internationale Erscheinungen. Holocaust- 
Leugnung, die Skinhead-Bewegung und 
gewalttätigen Haß gibt es anderswo eben¬ 
so wie in den USA. Die USA spielen eine 
wichtige Rolle beim Export rechtsradika¬ 
ler Ideologien und Ressourcen (z.B. das 
Schmuggeln von Nazi-Materialien nach 
Deutschland). 

Die Notwendigkeit für internationale 
Zusammenarbeit ist besonders groß im 
Nordwesten der USA, wo Skinheads, 
Neonazis, »Christian Identity«-Leute und 
andere ständig über die US-kanadische 
Grenze hin- und her reisen. Amerikani¬ 
sche Menschenrechts-Gruppen und anti¬ 
faschistische Organisationen (wie CHD) 
und ähnliche Gruppen im Ausland kön¬ 
nen viel voneinander lernen. 


»Nach Oklahoma: 

Faschismus in den USA« 


Eine Veranstaltungsreise mit dem amerikanischen Antifaschisten 
Jonathan Mozzocki von der »Coalition for Human Dignity« aus 
Portland, Oregon, USA. 


Veranstaltungstermine 19$6: 

Nürnberg: Samstag, lO.Februar 
Stuttgart: Montag, 12. Februar 

Reutlingen: Dienstag, 13. Februar 
Wuppertal: Donnerstag, 15. Februar 
Bielefeld: Freitag, 16. Februar 

Oldenburg: Montag, 19. Februar 
Bremen: Dienstag, 20. Februar 


Dresden: 

Leipzig: 

Bräun schweig: 
Hamburg: 

Kiel: 

Potsdam: 

Luckenwalde: 


Donnerstag, 22. Febr. 
Freitag, 23. Februar 
Montag, 26. Februar 
Dienstag, 27. Februar 
Mittwoch, 28. Febr. 
Freitag, 1. März 
Sonntag, 3. Marz 


Die Veranstaltungsreise wird von den Antifa-Zeitungen »Antifaschistisches Infoblatt« (Berlin), »ATZE« (Kiel), 
»Der rechte Rand« (Hannover), »Antifa-NRW-Zeitung« (Wuppertal), »Rabaz« (Nürnberg), der internationalen 
Antifazeitung »Searchlight« sowie der Antifagruppe »antifaschistisches komitee« (Bremen) unterstützt. 


»Nach Oklahoma: Die faschistische Szene in den USA« 









Frauen 


Zwangsprostitution im Nationalsozialismus - Teil 1 


Frauen in Lagerbordellen 


Der NS-Staat betätigte sich als Zuhälter. Auf Wunsch der Wehrmacht wurden im Sommer 1940 die ersten Bor¬ 
delle für Soldaten eingerichtet, auf Himmlers Initiative entstanden ab 1942 zahlreiche Bordelle für Häftlinge 
in Konzentrationslagern. Tausende weiblicher Häftlinge wurden gezwungen, hier als Prostituierte zu arbeiten. 
Im ersten Teil berichten wir über Zwangsprostituierte in den Häftlingsbordellen der Konzentrationslager sowie 
über die Stellungnahmen männlicher politischer Häftlinge dazu. Der zweite Teil, in der nächsten Ausgabe, 
beschreibt die Bordelle der Wehrmacht, der SS und der Fremd- und Zwangsarbeiter. Wir geben die Meinun¬ 
gen weiblicher Mithäftlinge wieder und berichten über die Nichtanerkennung von Zwangsprostituierten als 
Verfolgte des Naziregimes. 


1927 wurde die Strafbarkeit der Prostitu¬ 
tion weitgegehend aufgehoben, die Kontrol¬ 
le und Erfassung vermeintlicher oder tatsäch¬ 
licher Prostituierter jedoch erweitert. Nach 
der Machtergreifung verhafteten die Nazis 
tausende Prostituierte. Die nationalsozialisti¬ 
sche Frauenpolitik gewährte nur »arischen« 
Frauen gewisse Privilegien, die sich bedin¬ 
gungslos in die nationalsozialistische 
»Volksgemeinschaft« eingliederten. Alte, 
biologistische Theorien wurden wieder auf¬ 
genommen und rassistische »Merkmale« 
konstruiert, Prostituierte mit »Gemeingefähr¬ 
lichen« und »Gewohnheitsverbrechern« 
gleichgestellt. 1 

Mit dem »Reichsgesetz zur Bekämpfung 
von Geschlechtskrankheiten« wurde nicht 
nur verschärft gegen Prostituierte vorgegan¬ 
gen. Jede Frau, die »öffentlich in geeigneter 
Weise« die Allgemeinheit belästigte oder zur 
»Unzucht« aufforderte, konnte verhaftet 
werden. So wurden Frauen, die bei Razzien 
ohne Begleitung eines männlichen Familien¬ 
mitgliedes aufgegriffen wurden, zwangswei¬ 
se auf Geschlechtskrankheiten untersucht. 
Wurde eine Frau mehrmals bei einer Razzia 
aufgegriffen, drohte ihr die Registrierung als 
Prostituierte und staatliche Kontrolle. 

Ab Dezember 1937 wurde die Verfol¬ 
gung von Menschen, die sich der Anpassung 
an nationalsozialistische Normen wieder¬ 
setzten, verstärkt. Registrierte Prostituierte 
wurden als »asoziale weibliche Elemente« in 
»Vorbeugehaft« genommen oder in Konzen¬ 
trationslager deportiert. Dort erhielten sie 
den »schwarzen Winkel«, in der Lagerhier¬ 
archie eine niedrige Stufe. Doch den »Sau¬ 
bermännern« ging es nicht um die Prostituti¬ 
on an sich, sondern nur darum, sie aus der 
Öffentlichkeit zu vertreiben. 

Im Zuge der Kriegsvorbereitungen wurde 
vom Oberkommando der Wehrmacht 
bereits 1936 der Wunsch geäußert, Bordelle 
für Soldaten einzurichten. In einer Rede vor 
SS-Gruppenführern im Februar 1937 sprach 
sich Himmler dafür aus, die Prostitution als 
Mittel zur Bekämpfung der männlichen 
Homosexualität einzusetzen. Und die IG 
Farben forderten seit Mitte 1942 die Ein¬ 


führung des Akkordsystems für das KZ Aus¬ 
chwitz und einhergehend damit den Besuch 
von »Freudenhäusern« zur Leistungssteige¬ 
rung. 2 

Bordelle für Lagerhäftlinge 

Nach der Niederlage bei Stalingrad 
mobilisierte die SS alle Häftlingsarbeitskräfte 
für die Rüstungsindustrie. Am 15.Mai 1943 
wird die sogenannte »Prämienverordnung« 
erlassen. Neben »Hafterleichterungen«, 
»Verpflegungszulagen«, »Geldprämien« und 
»Tabakwarenbezug« wird ausgewählten 
Gefangenen, die sich durch »Fleiß, Umsich¬ 
tigkeit, gute Führung und besondere Arbeits¬ 
leistung auszeichnen«, als dritte Prämienstu¬ 
fe der »Bordellbesuch« in Aussicht gestellt. 
Diese Prämienverordnung sollte die Bereit¬ 
schaft zur Solidarität unter den Häftlingen 
Vermindern und so die gewünschte Anpas¬ 
sungsbereitschaft an die Regeln des Überle¬ 
bens im KZ fördern, da nur diejenigen Häft¬ 
linge Vergünstigungen erhielten, die sich im 
Lagersystem als brauchbares »Instrument« 
der SS einfügten. 

Auf Befehl Himm¬ 
lers wurde bereits im 
Sommer 1942 das erste 
Lagerbordell im KZ 
Mauthausen eingerich¬ 
tet. Es folgten: Au¬ 
schwitz , Buchenwald, 

Sachsenhausen (1943), 

Neuengamme, Flos- 
senbürg, Dachau, und 
Mittelbau- Dora 

(1944). 

Nur ausgewählte 
«•Häftlinge durften das 
Bordell besuchen, 

»Bordellscheine« mit 
dem Aufdruck »... bittet 
gehorsamst, das Bor¬ 
dell besuchen zu kön¬ 
nen« wurden auf die 
Häftlingsnummer aus¬ 
gestellt, konnten aber 
weitergegeben 
werden 3 . Gleichzeitig 


gestaltete sich die SS eine weitere Einnah¬ 
mequelle. »Für den Besuch des Bordells 
haben die Häftlinge eine Gebühr von RM 2,- 
zu entrichten. (...) Von diesem Betrag erhält 
die Insassin des Bordells RM 0,45/ der auf¬ 
sichtsführende weibliche Häftling RM 0,50, 
der Rest in Höhe von RM 1,50 ist vorläufig 
zu hinterlegen 4 . Zeitzeuginnen berichten, 
sie hätten niemals Geld erhalten. Ab 1944 
wurde der Betrag pro Besuch auf 1 RM 
gesenkt. Dies deutet darauf hin, daß die 
Häftlinge nicht so oft ins Bordell gingen, wie 
es sich die SS erhofft hatte. 5 

Selektionen 

Nach Aussagen von Zeitzeuginnen 
konnten sich die Frauen angeblich freiwillig 
zur Prostitution melden. Sie hätten das Ver¬ 
sprechen erhalten, nach sechsmonatiger 
Tätigkeit in den Bordellen entlassen zu wer¬ 
den. Andere Überlebende sind sicher, keine 
einzige der Frauen habe sich freiwillig 
gemeldet. Erstaunlicherweise wird in Berich¬ 
ten die »Freiwilligkeit« im Zusammenhang 
mit Lagerbordellen viel häufiger betont als 


Auszug aus der »Prämienverordnung« vom Mai 1943 
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Frauen 


bei anderen Arbeiten, sei es in der Häftlings¬ 
selbstverwaltung oder der Rüstungsindustrie. 
Dies hängt mit der gesellschaftlichen Äch¬ 
tung der Prostitution zusammen. 

Sicher ist: Unter den Bedingungen der 
KZ-Haft kann nicht von einer freiwilligen 
Entscheidung für die Prostitution gesprochen 
werden, denn der Begriff »freiwillig« hat in 
einem Konzentrationslager, in dem die Herr¬ 
schaft der SS absolut ist, keine Relevanz 6 . 
Und: Keine der Frauen kam frei. 

Selektiert wurden Frauen, die laut Akten 
als Prostituierte inhaftiert worden waren und 
solche, die aus anderen Gründen in Ravens¬ 
brück eingewiesen worden waren. Aber 
nicht alle registrierten Prostituierten wurden 
automatisch für die Zwangsarbeit bestimmt. 
Der Nationalität nach waren es zum großen 
Teil deutsche Frauen, aber auch Roma und 
Sinti und Frauen aus Osteuropa waren dar¬ 
unter. Über jüdische Frauen finden sich in 
Bezug auf die Häftlingsbordelle keine Hin¬ 
weise. 

Auf Himmlers Anweisung, strotzend vor 
menschenverachtendem Zynismus, sollten 
für die Arbeit im Bordell nur solche Frauen 
ausgesucht werden, bei denen: »von vorn¬ 
herein anzunehmen ist , daß sie nach Vorle¬ 
ben und Haltung für ein späteres geordnetes 
Leben nicht mehr zu gewinnen sind, bei 
denen wir uns also bei strengster Prüfung 
niemals den Vorwurf machen müssen, einen 
für das deutsche Volk noch zu rettenden 
Menschen verdorben zu haben.« 7 

Nach Recherchen von Christa Paul wur¬ 
den allein in den Jahren 1940-1942 an die 
35.000 Frauen zur Prostitution in den Häft¬ 
lingsbordellen gezwungen. 

Während die Zwangsprostituierten in 
Auschwitz aus Auschwitz selbst kamen, 
wurden die Frauen für die anderen KZ aus 
Ravensbrück selektiert. Der Ravensbrücker 
Lagerkommandant wählte zusammen mit 
dem Kommandanten des betreffenden Män¬ 
nerlagers die Frauen aus. Sie wurden nackt 
im Revier den SS-Offizieren vorgeführt und 
von diesen klassifiziert: die »minder gute 
Ware kam in die KZ, bessere zur Wehr¬ 
macht, die schönsten und kräftigsten 
Mädchen in die Häuser für die Offiziere und 
die SS. « ö 


Die zur Prostitution vorgesehenen Frau¬ 
en und Mädchen wurden durch Essen und 
Höhensonne präpariert und schließlich 
durch SS-Männer im Operationssaal »aus¬ 
probiert«. Am nächsten Morgen wurden sie 
unter Bewachung von zwei SS-Aufseherin- 
nen in einem verschlossenen Personenwa¬ 
gen in das Bordell des KZ transportiert. Der 
»Sonderbau«, abgetrennt mit einem Bretter¬ 
oder Stacheldrahtzaun, stand abseits der 
anderen Baracken. Es gab einen Aufenthalts¬ 
raum, sowie einen gemeinsamen Schlaf¬ 
raum, von dem nach zwei Seiten kleine Zim¬ 
mer abgingen. Diese konnten vom Flur aus 
durch ein Guckloch eingesehen werden und 
die SS kontrollierte die Prostituierten und 
ihre Freier. 

Margarethe W., Zwangsprostituierte in 
Buchenwald berichtet: »Unsere Bekleidung 
warein weißer Faltenrock, kleiner Schlüpfer 
darunter und ein Büstenhalter. Wir mußten 
nun jeden Abend acht Männer über uns 
rübersteigen lassen, innerhalb von zwei 
Stunden. Das hieß, die konnten rein, mußten 
ins Ärztezimmer, sich eine Spritze abholen, 
konnten zu der Hummer, also dem Häftling, 
konnten ihre Sachen da verrichten: rein, 
rauf, runter, raus, wieder zurück, kriegten 
nochmals eine Spritze und gingen wieder. 
Wir hatten ein Badezimmer mit Bidet und 
WC. Also an Sauberkeit hat es da nicht 
gefehlt« 9 . 

Die Lebensbedingungen für die Zwangs¬ 
prostituierten waren besser als die der übri¬ 
gen Häftlinge. Sie brauchten nicht zusätzlich 
zu arbeiten, erhielten besseres Essen und 
zusätzlich Lebensmittel und kleine 
Geschenke von Freiern. Dies provozierte 
den Neid anderer Häftlinge und ließ oftmals 
ein verzerrtes Bild ihrer Lage, bestimmt 
durch sexuelle Ausbeutung, Gewalt und 
Zwang, entstehen. Sie waren vom Rest des 
Lagers völlig isoliert, durften sich nicht auf 
dem Rest des Lagergeländes bewegen und 
mußten auch am Sonntag arbeiten. 

Verhütungsmittel gab es nicht. In Sach¬ 
senhausen wurden weibliche Häftlinge der 
Lagerbordelle, die schwanger wurden, 
umgebracht. Andere starben bei Zwangsab¬ 
treibungen. Säuglinge waren in den Augen 
der SS »nicht verwertbar«, in Auschwitz wur¬ 
den Neugeborene direkt ins Feuer 
geworfen 10 . Waren die Frauen 
krank oder ihre sexuelle Attrakti¬ 
vität verbraucht, wurden sie 
durch »Unverbrauchte« ersetzt 
und nach Ravensbrück zurückge¬ 
schickt. Meist fand dieser Aus¬ 
tausch nach einigen Monaten 
statt, einige Frauen mußten 
jedoch bis Kriegsende im Lager¬ 
bordell arbeiten. Waren sie infi¬ 
ziert mit Geschlechtskrankheiten 
wurden sie mit medizinischen 
Versuchen gequält, man ließ sie 
ohne Behandlung liegen und 


sterben oder schickte sie auf den Vernich¬ 
tungstransport. 

Die SS war sich ihrer Doppelmoral 
durchaus bewußt. So durften bei Lagerbe¬ 
sichtigungen Bordelle und Verbrennungsan¬ 
lagen nicht gezeigt werden, zu den Besichti¬ 
gungsteilnehmern durfte nicht darüber 
gesprochen werden, Schriftstücke darüber 
trugen den Stempel »Geheim«. 

Der SS war der Besuch der Häftlingsbor¬ 
delle strengstens verboten, obwohl sie sich 
nicht daran hielt. Dafür wurden eigene 
Lagerbordelle für die SS eingerichtet (siehe 
Artikel nächste Ausgabe). 

Stellungnahmen männlicher Häft¬ 
linge 

Viele ehemalige Häftlinge erwähnen in 
Berichten die Bordelle, ihre Aussagen sind 
unterschiedlich. Laut Christa Paul sind dieje¬ 
nigen, die sich diskriminierend äußerten in 
der Minderheit, viele erkannten, welche 
Demütigungen und Gewalt die Frauen zu 
erleiden hatten, relativierten den äußeren 
Anschein und stellten vor allem die »Frei¬ 
willigkeit« in Frage. Manche weigerten sich 
den Bordellschein zu nutzen, die politischen 
Häftlinge riefen zum Boykott der Lagerbor¬ 
delle auf. 

Ein extremes Beispiel lieferte der Schrift¬ 
steller Jorge Semprun, der Zwangsprostitu¬ 
ierte ausschließlich als »Nutten« bezeichnet 
und ihre Lage so schildert, als würden sie zur 
Arbeit ins KZ und anschließend wieder nach 
Hause gehen. Zudem listet er ihre Nachna¬ 
men auf, voller Ignoranz welche Brisanz dies 
für die betroffenen Frauen hat. 11 

Für Eugen Kogon, ehemaliger Häftling 
des KZ Buchenwald, war die Einrichtung 
von Bordellen der Versuch, die politischen 
Häftlinge in den Konzentrationslagern zu 
korrumpieren, zu bespitzeln und von der 
Politik abzuhalten. Die Bordelle sollten boy¬ 
kottiert werden, nicht nur aus Gründen der 
Korruption sondern auch aus sozialen Grün¬ 
den, denn es sei eine Schande wenn die 
Häftlinge das ihnen von Familienmitgliedern 
mühsam ersparte und übersandte Geld für 
Bordellbesuche nutzten. Doch auch poli¬ 
tisch-moralische Gründe spielten eine Rolle. 
Ein Häftling von politischer Ehre lasse sich 
nicht von der SS zum Bordellbesuch kom¬ 
mandieren, meine Joseph Joos. Manfred 
Schiffko-Pungartnik, ein ehemaliger Maut- 
hausener Häftling, bezeichnet das Häftlings¬ 
bordell als »neues Verbrechen, sowohl 
gegenüber den Frauen, als auch gegenüber 
den Häftlingen.« 12 

Einem Bericht des Dachauer Häftlings 
Joseph Zeidler zufolge sei von allen politi¬ 
schen Häftlingen der Boykott des Bordells 
geplant worden. So habe die Masse der aus¬ 
gemergelten Häftlinge kein Verlangen oder 
Kraft gehabt zu einer Frau zu gehen. Die 
deutschen politischen Häftlinge wären über 
viele Jahre daran gewöhnt gewesen, keinen 


Gemeinschaftsraum des »Sonderbaus« im KZ 
Buchenwald 
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sexuellen Verkehr zu haben und es gab 
»genügend Gründe gegenüber den weibli¬ 
chen Häftlingen, die sich angeblich »freiwil¬ 
lig« gemeldet hatten ...« 13 

Die SS versuchte den Widerstand der 
politischen Häftlinge zu brechen. So zwang 
sie im KZ Buchenwald den Lagerältesten das 
Bordell aufzusuchen, sonst hätte er seine 
Funktion verloren, »was schwerwiegende 
Folgen für das ganze Lager heraufbeschwo¬ 
ren hätte. «^ 4 

Doch trotz des Boykottaufrufes beantrag¬ 
ten politische Häftlinge den Bor¬ 
dellbesuch. Heinz Junge schreibt 
dazu: »Da die geheime Lagerlei¬ 
tung der Häftlinge durch die 
Blockältesten Kontrolle darüber 
hatte, wer den Sonderbau besuch¬ 
te, konnte mit solchen, wenn sie 
zum politischen Kreis gehörten, 
geredet werden. War das zweck¬ 
los, wurde der Häftling aus dem 
Kollektiv der Politischen langsam 
entfernt , da jeder Besucher des 
Sonderbaus von der SS erpresst 
werden konnte, wodurch Gefahr 
für den Untergrund bestand.«^ 5 

Laut Auskunft einer Mitarbeite¬ 
rin der Mahn- und Gedenkstätte 
Buchenwald hatteein Lagerschrei¬ 
ber beim Abendappell, entgegen 
der sonst üblichen Praxis, im Falle 
der genehmigten »Bordellbesu¬ 
che« nicht nur die Nummern son¬ 
dern auch die Namen der Häftlin¬ 
ge aufgerufen um sie moralisch unter Druck 
zu setzen. 

Nach Kriegsende wurden die Bordellauf¬ 
enthalte politischer Häftlinge unter anderem 
von der Parteikontrollkommission der KPD 
thematisiert. Nach einem Protokoll vom 
April 1945 wurden 626 aktive Genössen und 
ehern. Häftlinge auf ihr Verhalten in 
Buchenwald überprüft. Von den 626 wurden 
fünfzehn gemaßregelt. Neun dieser fünfzehn 
wurden gerügt, weil sie das Häftlingsbordell 
aufgesucht hatten. 16 

Christa Paul stieß bei den Recherchen zu 
ihrem Buch oftmals auf Unverständnis und 
Unmut über das Interesse an den Häftlings¬ 
bordellen. Einige ehemalige politische Häft¬ 
linge befürchteten, daß dadurch falsche Vor¬ 
stellungen über die Lebensbedingungen in 
den Konzentrationslagern entstünden. Dies 
ist sicherlich auch ein Grund dafür, daß 
weder in den Plänen noch in Führungen auf 
die Häftlingsbordelle hingewiesen wird. 
Doch dieses Argument ist unstimmig, denn 
gerade durch die Tabuisierung der Bordelle 
wird ein falsches Bild vermittelt. Die Häft¬ 
lingsbordelle waren Teil des Lageralltages, 
auch wenn sie nur wenigen Häftlingen 
offenstanden. Sie waren Orte an denen Frau¬ 
en Gewalt angetan wurde. 

Und es gibt das Beispiel zweier politi¬ 
scher Häftlinge, die sich vor allem um die 


Zwangsprostituierte Margarethe W. in 
Buchenwald »kümmerten«. Sie brachten ihr 
Lebensmittel und kauften Freier für sie. »D. 
und N., die haben natürlich ihr Recht ver¬ 
langt, dem konnte ich mich nicht widerset¬ 
zen. Von Anfang an wurde gleich beschlos¬ 
sen: Die gehört uns. Wir schicken die Häft¬ 
linge, die tun Dir nichts, aber wenn wir kom¬ 
men, wir wollen unseren Teil. So ist es auch 
gewesen. Damit war ich einverstanden, 
denn das war mir lieber als die ewigen acht 
Männer - jeden Abend. « 17 Nach dem Krieg 


erklärte Heinz N. Margarethe, dies sei dama¬ 
lige Strategie der illegalen kommunistischen 
Lagerleitung Buchenwalds gewesen, um die 
Frauen möglichst unbeschadet durchzubrin¬ 
gen. Dies läßt sich durch andere Quellen 
weder bestätigen noch dementieren. 

Es ist schwierig, als Nachkriegsgenerati¬ 
on, die den Nationalsozialismus nicht selbst 
durchlebt hat, moralische Verurteilungen 
über das Verhalten von Häftlingen zu treffen. 
Aber es ist legitim, eine Auseinandersetzung 
einzufordern über diskriminierende Äuße¬ 
rungen und diskriminierendes Verhalten 
ehemaliger Häftlinge, die Ausdruck sind von 
Ignoranz gegenüber sexueller Gewalt an 
Trauen und der traditionellen moralischen 
Verurteilung von Prostitution. 

Doch sollte über das Thema Zwangspro¬ 
stitution nicht versucht werden, im Rahmen 
der bundesrepublikanischen »Geschichts¬ 
neuschreibung«, die Arbeit der kommunisti¬ 
schen Lagergemeinschaften zu diskreditie¬ 
ren. 

Nach der Befreiung - Vorurteile 
und Schweigen 

Nach der Befreiung gibt es kaum eine 
Auseinandersetzung mit der Zwangsprostitu¬ 
tion. Auch die Opfer waren, und sind oftmals 
bis heute, nicht in der Lage über die an ihnen 
verübten Verbrechen zu reden. Nur dem Mut 


einiger Frauen, über das zu berichten was 
ihnen angetan wurde, ist es zu verdanken, 
daß heute eine Diskussion über Zwangspro¬ 
stitution im Nationalsozialismus beginnen 
kann. 

Die ehemaligen weiblichen Häftlinge, 
die in den Lagerbordellen arbeiten mußten, 
haben in der Regel keinen Kontakt zu den 
Lagergemeinschaften. 

Aus Scham und befürchteten Schuldzu¬ 
weisungen verschweigen die meisten in 
einem KZ-Bordell gearbeitet zu haben. Da 
Diskussionen erst begonnen 
haben, werden vielgelesene 
Bücher wie Kogons »SS-Staat« 
durch eher diskriminierende 
Aussagen bestimmt. 
Häftlingsberichte, die sich kri¬ 
tisch auseinandersetzen, sind 
in kleineren Auflagen erschie¬ 
nen. Insofern ist die Diskussion 
notwendig, um die bestim¬ 
mende Meinung über Zwangs¬ 
prostituierte im Nationalsozia¬ 
lismus auf die Realität hin zu 
relativieren und die Würde 
dieser Frauen nicht immer wie¬ 
der zu verletzen. 

Für eine Weiterbeschäftigung 
mit dem Thema empfehlen wir 
das hervorragende Buch 
»Zwangsprostitution. Staatlich 
errichtete Bordelle im Natio¬ 
nalsozialismus« von Christa 
Paul, das bisher umfassendste 
Werk, kritisch und gleichzeitig sensibel 
geschrieben. ■ 


Anmerkungen, Quellen: 

1) Lombroso führte bereits 1894 rassistische Untersu¬ 
chungen an Prostituierten durch. Seine Berichte lesen 
sich wie die nationalsozialistische »Rassenkunde«. 

2) C.Füllberg-Stolberg u.a. (Hrg.): Frauen in Konzentra¬ 
tionslagern. Bergen-Belsen Ravensbrück 1994, S.138. 

3) Im KZ Mauthausen erhielten 1 942 nur Deutsche und 
Österreicher die Erlaubnis, ab 1943 auch andere Natio¬ 
nalitäten. Juden, Russen und Südeuropäern war der Bor¬ 
dellbesuch generell verboten. Paul S.59f 

4) Füllberg, S.138 

5) Christa Paul: Zwangsprostitution. Staatlich errichtete 
Bordelle im Nationalsozialismus. Edition Hentrich 
1994, S.72 

6) Paul S.33 

7) Paul S.31 

8) Füllberg S.139 

9) Paul S.55 

10) Wolf H. Wagner: Wo die Schmetterlinge starben. 
Kinder in Auschwitz. Dietz Berlin 1995, S.15 

11) Paul S.87 

12) ebd. S.88 

13) ebd. S.82 

14) ebd. 

15) ebd S.83 

16) ebd. S.84 

17) Füllberg S.144. »Das große Schweigen« Bordelle in 
Konzentrationslagern. Maren Niemeyer, Caroline von 
der Tann. ORB 1995. Frauen-Lesben-Info von Radio 
Dreyeckland, 19.4.95 

Literaturhinweise: 

Zum Thema Verfolgung von Prostituierten im National¬ 
sozialismus siehe auch Angelika Ebbinghaus (Hrg.): 
»Opfer und Täterinnen. Frauenbiographien des Natio¬ 
nalsozialismus.« Greno, Nördlingen, 1987, S.91ff. 
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»Humanitäre Ausgleichzahlung« 


Schwierigkeiten bei der »Entschädigung« sowjetischer NS-Opfer 


Mehr als 50 Jahre nach Kriegsende 
wird den ca. 500 000-700 000 
sowjetischen Opfern der NS-Dikta- 
tur eine »humanitäre Ausgleichs- 
Zahlung« von insgesamt einer Mil¬ 
liarde DM als Entschädigung zur 
Verfügung gestellt. Roman Herzog 
erklärte zwar den 27.Januar zum 
»Tag des Gedenkens an die Opfer 
des Nationalsozialismus«, aber die 
Entschädigung der Opfer, ihre 
Schicksale auch nach der Rückkehr 
aus den Konzentrationslagern, aus 
der Zwangsarbeit ist noch lange 
nicht entgolten. Die »biologische 
Lösung« ist wohl das politisch favo¬ 
risierte Modell. 

Am 16.Dezember 1995 jährte sich zum 
dritten Mal die Unterzeichnung der 
gemeinsamen Erklärung von Bundeskanz¬ 
ler Helmut Kohl und Boris Jelzin in Moskau. 
In dieser Erklärung wurden Fragen der wirt¬ 
schaftlichen und kulturellen Zusammenar¬ 
beit behandelt und die »humanitäre Rege¬ 
lung für nationalsozialistisches Unrecht in 
besonderen Härtefällen« bestätigt. Die Bun¬ 
desrepublik verpflichtete sich, eine huma¬ 
nitäre Ausgleichszahlung von einer Milliar¬ 
de DM der Russischen Föderation, der 
Ukraine und Weißrußland zur Verfügung 
zu stellen. Oie Einzelheiten wurden in 
einem späteren gemeinsamen Notenwech¬ 
sel im März 1994 vereinbart. 

Die Mittel der Humanitären Ausgleichs¬ 
zahlung wurden nach Gründung der Stif¬ 
tungen tür Verständigung und Aussöhnung 1 
in Moskau, Kiew und Minsk in 4 Raten im 
Verhältnis 40:20:20 überwiesen. Mit der 
Vorgabe, daß die Zahlungen für Sowjetbür¬ 
ger, die durch das »nationalsozialistische 
Regime verfolgt« worden sind einschließ¬ 
lich der »Schwere des zugefügten Gesund¬ 
heitsschadens« und der »gegenwärtigen 
wirtschaftlichen Notlage«, bestimmt sind. 

Fast unbemerkt von der deutschen 
Öffentlichkeit ist die Humanitäre Aus¬ 


gleichsregelung in bilateralen Vereinbarun¬ 
gen zwischen den Staaten abgeschlossen 
worden. 

Ein Freikaufen von Schulden! 

Auf Grundlage des Londoner Schulden¬ 
abkommens - das 1954 die deutschen 
Kriegs- und Nachkriegsschulden regelte - 
hatte Deutschland alle Reparationszahlun¬ 
gen auf einen Friedensvertrag abgescho¬ 
ben. Vor diesem Hintergrund wurde nach 
der Wiedervereinigung Deutschlands ein 
Zwei-plus-Vier-Abkommen geschlossen - 
kein Friedensvertrag - und von Huma¬ 
nitären Ausgleichsleistung gesprochen, um 
die Frage der Entschädi¬ 
gung nicht mehr aufrol- 
len zu müssen. 

Durch das zur Verfü¬ 
gungstellen der Pau¬ 
schalsumme an die drei 
Staaten wird der Ein¬ 
druck einer Good-Will- 
Geste erweckt und der 
deutschen Wirtschaft 
die Tür zum 'russischen 
Markt'geöffnet. Die Ver¬ 
antwortung lag in den 
Händen der Stiftungen, 
die alle weiteren Aufga¬ 
ben zu bewältigen 
haben. In der öffentli¬ 
chen Wahrnehmung ist 
Deutschland nicht mehr 
verantwortlich. 

Den Opfern fühlte 
sich Deutschland 
nicht verpflichtet 

Nach dem Überfall 
Deutschlands auf die 
Sowjetunion wurden 4 
Millionen Kriegsgefan¬ 
gene und Zivilisten zur 
Zwangsarbeit nach 
Deutschland ver¬ 

schleppt. Ihnen wurde 
das Los von Sklaven und 
die Behandlung als bol¬ 


schewistische Untermenschen zuteil. Sie 
waren billigste Arbeitskräfte für den deut¬ 
schen »Endsieg« in der Industrie, im Berg¬ 
bau und in der Landwirtschaft. Viele über¬ 
lebten nicht! 

Der Stukenbrocker Appell nahm 
sich der Opfer an 

Die Klagen der Überlebenden, der 
Umgang der russischen Bürokratie mit 
ihren Forderungen, erreichten in Deutsch¬ 
land zuerst Gedenkstätteninitiativen und 
Historiker. Sie nutzten im Frühjahr 1994 
eine Tagung in Stukenbrock am Rande des 
Teutoburger Waldes - dem Ort des Stalag 


Sowjetische Kriegsgefangene - sie sind noch immer von 
Entscliiidigungszahhingen ausgenommen 
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226, wo ca. HK) ()()() sowjetische Kriegsfe- 
tangene interniert waren. 65 ()()() überleb¬ 
ten nicht - und initiierten den Stuken- 
brocker Appell, um den Opfern Gehör zu 
verschaffen. Adressaten waren die politisch 
Verantwortlichen und die Öffentlichkeit in 
den jeweiligen Ländern und in Deutsch¬ 
land. 

Durch die Meldungen in der russischen 
Presse im Dezember 1992 über die geplan¬ 
ten Kompensationszahlungen aus Deutsch¬ 
land, waren große Hoffnungen bei den 
geschundenen, geschlagenen und benach¬ 
teiligten Opfern der NS-Willkürherrschaft 
geweckt worden. Das Vertrauen in die rus¬ 
sische Bürokratie war gering. Viele 1 Sowjet¬ 
bürger waren Doppelopfer. Sie durchliefen 
die Intiltrationslager, wurden als Kollabora¬ 
teure verteufelt und verschwanden oft in 
Stalins GULAG. Viele vertauschten so den 
einen Stacheldraht mit dem anderen! Viele 
wurden in der offiziellen Sowjetgesellschaft 
ausgegrenzt, und im persönlichen und 
beruflichen Fortkommen erheblich benach¬ 
teiligt 

Sie richteten ihre Fragen nach den Aus¬ 
zahlungsmodalitäten an den Bundeskanz¬ 
ler. Der St. Petersburger KZ-Häftlingsver¬ 
band stellte über einen Bundestagsabgeord¬ 
neten eine Anfrage an die Bundesregierung. 
Die ließ durch das Auswärtige Amt verlau¬ 
ten, daß allgemeine völkerrechtliche 
Grundsätze, Einzelansprüche von Geschä¬ 
digten, nicht gegen verantwortliche Staaten 
erhoben werden können. Die Sowjetunion 
habe 1952 gegenüber der DDR - im Ver¬ 
ständnis der Bundesrepublik gegenüber 
Deutschland insgesamt - auf weitere Repa¬ 
rationsleistungen verzichtet, verantwortlich 
lür die Verteilung der Mittel seien nun allei¬ 
ne die 1 Stiftungen. 

In dieser Haltung verbirgt sich eine 
komplizierte 1 völkerrechtliche, juristische, 
sozialrechtliche und politische Realität. Die 
Bundesregierung arbeiten an diesem Punkt 
mit vied diplomatischem Geschick, zuvor 
schon erprobt in Abkommen mit westeu¬ 
ropäischen Ländern. 

Die deutsche Seite spricht es nicht aus, 
sieht aber Zwangsarbeit als »normales 
Kriegsrecht«, elas somit unter Reparations¬ 
zahlungen fällt und ke'in »NS-Unrecht« ist. 
Bei der historisch belegten Rolle der Wehr¬ 
macht im »Blitzkrieg« gegen die Sowjetuni¬ 
on eine schwierige Angelegenheit! 

Was ist seither passiert? 

Die Stiftungen arbeiten seit über 2 Jah¬ 
ren. Seit Sommer 1994 wird von allen drei 
Stiftungen - sie hatten untereinander die 
Vergabekriterien, Auszahlungsmodalitäten 
abgesprochen - ausbezahlt. 

Die drei Stiftungsvorsitzenden aus 
Moskau, Kiew und Minsk befanden sich im 
Herbst 1995 aut einer Informationsreise in 
Deutschland und besuchten die Aktion 


Sühnezeichen/Friedensdienste, unter deren 
Trägerschaft wurde der Stukenbrocker 
Appell koordiniert, und berichteten über 
den aktuellen Stand der Arbeit in ihren Stif¬ 
tungen. Sie mußten in kürzester Zeit arbeits¬ 
fähige Strukturen aufbauen und beklagten 
die fehlende Unterstützung mit dem reich¬ 
haltigen Know-How von deutscher Seite. 

Bis Oktober 1995, so war im Gespräch 
zu erfahren, wurden in Rußland von 145 
000 eingegangenen Anträgen ca. 116 000 
bewilligt und ausbezahlt. Die ukrainische 
Stiftung hatte bei 650 000 geschätzten 
Anspruchsberechtigten über 505 000 

Anträge erhalten, etwa 450 000 bearbeitet 
und 260 000 Betroffenen Pauschalen von 
durchschnittlich 600 DM gezahlt. Die 
weißrussische Stiftung hat mit 65 000 
bewilligten Anträgen bereits fast der Hälfte 
aller geschätzten Opfer geholfen. 

In Rußland und der Ukraine bilden die 
zur Zeit der deutschen Besetzung noch 
Minderjährigen mit ca. 70 Prozent die weit¬ 
aus größte Opfergruppe. In Weißrußland 
dagegen sind über die Hälfte der damals 
Erwachsenen in der Überzahl. Die Erwach¬ 
senen wurden unterteilt in KZ- und Ghetto- 
Häftlinge und die »Ostarbeiter«. 

Sie erklärten, daß die Arbeit in vollem 
Gange ist und in diesen laufenden Prozeß 
nicht mehr eingegriffen werden kann. Sie 
sind jetzt zum erstenmal in der Lage, mehr 
Anträge von Anspruchsberechtigten bear¬ 
beiten zu können wie eingehen. Die Vertre¬ 
ter brachten ihre Zuversicht zum Ausdruck, 
die Arbeit bis Ende 1996 abschließen zu 
können und hoffen auf Unterstützung bei 
dem schwierigsten Problem, der Beschaf¬ 
fung von Dokumenten für die Opfer. 

Was bleibt? 

Die deutsche Bürokratie hat den Ball 
den Stiftungen zugespielt. Den Opfern und 
ihrer Verbände und Bürgerrechtsorganisa¬ 
tionen wurde die Mitarbeit in der Stiftung 
verweigert, demokratische Kontrolle ist 
nicht erwünscht. 

Die damals minderjährigen Opfer 
genießen gegenüber den damals Erwachse¬ 
nen - unterteilt in KZ- und Ghetto-Häftlin¬ 
ge sowie »Ostarbeiter« - Privilegien und 
sind durch die Sozialgesetze bevorteilt. 

Die »Ostarbeiter« haben keine Lobby 
und die Kriegsgefangenen können aus völ¬ 
kerrechtlichen Gründen nicht berücksich¬ 
tigt werden. Die staatlichen Vertreter sind in 
den Stiftungsgremien überrepräsentiert. Die 
Auszahlungskategorien sind nicht an der 
Schwere des Leides, sondern am Alter ori¬ 
entiert. Die Schwächsten und Ältesten 
scheinen wieder ausgegrenzt zu werden, 
nicht zu ihrem Recht zu kommen. 

Wahrscheinlich bleibt Geld übrig. Zwei 
Stiltungsvoisitzende stellen Überlegungen 
an, das Geld für Rehabilitationseinrichtun¬ 
gen für Opfer bzw die »Kriegsgräberfürsor¬ 


ge« lür deutsche Soldaten auf dem Gebiet 
der ehemaligen Sowjetunion umzuwid¬ 
men. Die Opfer und ihre Interessenvertreter 
fordern, daß in einer zweiten Runde die 
restlichen Mittel vor allem an die benach¬ 
teiligten Optergruppen ausgezahlt werden 
sollen. Die Kriegsgefangenen wollen betei¬ 
ligt werden. 

Es bleibt das millionenfach erlittene 
Unrecht, das unsägliche Leid, das nicht zu 
entschädigen ist. Es scheint der politische 
Wille zu fehlen, den ()pfern unbürokratisch 
zu helfen. Die Überlebenden setzen ihre 
Hoffnungen immer wieder auf Deutsch¬ 
land. ■ 


SPUREN SUCHEN 
SPUREN SICHERN 

Internationales 
lugend-Workcamp 
in Bergen-Belsen 

09 .- 14 . 04.1996 

Auf dem Gelände des ehemaligen KZ 
Bergen-Belsen finden sich zahlreiche 
bauliche Reste, die in den vergangenen 
Jahren durch Projekte der Jugendarbeit 
erforscht und vorsichtig freigelegt wur¬ 
den. 

Die Freilegungsarbeiten sollen im Rah¬ 
men des Internationalen Workcamps 
fortgeführt werden. Darüber hinaus sol¬ 
len die Geschichte der Gebäude 
erforscht und dokumentiert sowie Fund¬ 
stücke analysiert und katalogisiert wer¬ 
den. Alle Arbeiten werden mit Foto und 
Video dokumentiert. 

Die Teilnehmerinnen werden auf dem 
Gelände und im Archiv der Gedenkstät¬ 
te arbeiten. Daneben finden Gespräche 
mit Zeitzeuginnen statt, werden Filme 
gezeigt, Hintergründe beleuchtet sowie 
Gespräche und Diskussionen zum 
Thema geführt. Höhepunkt und 
Abschluß des Jugendcamps ist die 
Gedenkfeier zum 51. Jahrestag der 
Befreiung des KZ am 14.4.96. 

Die Teilnahme kostet pro Person DM 
100 ,-. 

Anmeldeschluß ist der 23.2.96. 

Anmeldung bei: 

DGB-Gewerkschaftsjugend Niedersach¬ 
sen, z.Hd. H-D Charly Braun, Dreyerstr. 
6, 30451 Hannover, Tel 051 1 -456 252 
oder 

Landesjugendring Niedersachsen, 
Maschstr. 24, 30169 Hannover. 
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Neonazis in der »Hermann-Niermann-Stiftung<< 


An der langen 
Leine der Behörden 


schalten und walten lassen, ohne über¬ 
haupt die Bücher zu prüfen. In dieser Zeit 
wurde der Wahlkampf des österreichischen 
Rechtsextremen Otto Scrinzi finanziert. 
Geld gab es auch für die Verteidigung der 
Schwarzen Wölfe, einer elsässischen Sepa¬ 
ratistengruppe, die Anschläge gegen das 
ehemalige KZ Struthof verübt hatte und sich 
deshalb vor Gericht verantworten mußte. 
Bei dubiosen Geschäften mit Stiftungsim¬ 
mobilien fiel ca. eine halbe Million DM für 
Burger ab, deren Verwendung völlig unge¬ 
klärt ist. Ungefähr eine Million DM wurde 
an »bedürftige Bergbauern« im nicht gera¬ 
de armen Südtirol gezahlt. Nur die Hälfte 
kam nach Nachforschungen der Bozener 
Staatsanwaltschaft überhaupt bei den Leu¬ 
ten an. Den Rest, so vermuten Verfassungs- 


Der »Minderheitenspezialist« aus 
Bonn steigt ein 

Mit dem Ableben Hermann Niermanns 
wurde das Kuratorium mit alten Kameraden 
Burgers besetzt. Unter anderem waren dies 
der Südtirolbomber Dr. Erhard Hartung, 
der Chef des rechtsextremen Aula- Verlages 
Herwig Nachtmann oder der CSU-Rechts- 
ausleger von der Heydte. Erst 1986 setzte 
die Stiftungsaufsicht einen Sachverwalter 
ein und ließ die Konten sperren. Die Auf¬ 
klärung der Vorgänge war wegen fehlender 
Belege jedoch äußerst mühsam und die 
verantwortlichen Stellen in Düsseldorf dürf¬ 
ten kein allzugroßes Interesse an dem 
gehabt haben, was unter ihrer »Aufsicht« 
vor sich gegangen war. So wurde, nachdem 



»Nein zur hegemonialen deutschen Außenpolitik« - 
Eine Gruppe von Demonstrantlnnen protestiert am 29. Mai 1995 in Brüssel vor der 
Botschaft der Bundesrepublik Deutschland 


Vier Jahre verhandelten nord¬ 
rhein-westfälische Behörden mit 
dem Neonazi Norbert Burger um 
die Einrichtung der gemeinnützi¬ 
gen »Hermann-Niermann-Stif- 
tung«. Acht Jahre finanzierte der 
Südtirolterrorist steuerbegünstigt 
Gesinnungskameraden und Sepa¬ 
ratisten im Ausland. Die NRW- 
Behörden, denen die Stiftungsauf¬ 
sicht oblag und für die Burger 
kein Unbekannter war, ließen jede 
Kontrolle vermissen. Sie warnten 
nicht einmal die entsprechenden 
Stellen im befreundeten 
Ausland. In Belgien ist dieser Vor¬ 
gang noch heute ein Skandal. 


Norbert Burger, Bundessprecher der 
österreichischen Nationaldemokratischen 
Partei (NDP), Burschenschaftler und 
Südtirolbomber, war einer der bekanntesten 
Neonazis Österreichs. Es ist also wenig ver¬ 
wunderlich, wenn ein Großdeutscher übe¬ 
rall dort Subversion betreibt, wo deutsche 
Minderheiten in ehemals deutschen Gebie¬ 
ten siedeln. Als Berater des millionen¬ 
schweren Düsseldorfers Hermann Nier- 
mann, der ebenfalls ein Herz für deutsche 
Minderheiten besaß, gründete Burger des¬ 
halb die gemeinnützige Herrmann-Nier- 
mann-Stiftung (HNS) in Düsseldorf. Das 
von Niermann beigesteuerte Kapital war 
u.a. in den Ziegeleien der Familie von 
Zwangarbeitern erwirtschaftet worden. Ziel 
der mildtätigen Stiftung ist die Unterstüt¬ 
zung des Deutschtums im Ausland bzw. die 
Unterstützung europäischer Minderheiten. 
Den zuständigen Behörden, nämlich den 
Düsseldorfer Regierungspräsidenten als 
Stiftungsaufsicht und dem NRW-Innenmini- 
sterium, war keinesfalls entgangen, mi^ 
wem sie es zu tun hatten. Daher durfte Bur¬ 
ger selbst keinen Posten in der 1978 
gegründeten Stiftung einnehmen. Als eng¬ 
ster Berater des senilen Stifters Niermann 
behielt er jedoch die Fäden in der Hand. 

Was in Folge geschah, ist nur noch 
lückenhaft zu rekonstruieren, denn eine 
ordentliche Buchführung der steuerbegün¬ 
stigten Stiftung fand der Sachverwalter Ton¬ 
dorf, der 1986 eingesetzt wurde, nicht vor. 
Acht Jahre hatten die Behörden den Neona¬ 
zi und seine »Kameraden« offensichtlich 


Schützer des Kölner Bundesamtes im Spie¬ 
gel (45/94), könnte »zur Unterstützung ter¬ 
roristischer Aktivitäten in Südtirol verun¬ 
treut worden sein«. In Bozen prüft die 
Staatsanwaltschaft, ob Niermanngelder an 
die Terrortruppe Ein Tirol geflossen sind, 
die von 1986 bis 1988 insgesamt 40 
Anschläge verübten. Nicht zuletzt wurden 
die Parteikassen der Partei der deutschspra¬ 
chigen Belgier (PDB) gefüllt. 


der Bericht des Sachverwalters Tondorf 
1987 in den Aktenschränken der Behörde 
verschwunden war, nicht etwa das Kurato¬ 
rium verabschiedet, sondern weitgehend 
im Amt belassen. Neu hinzu kamen aller¬ 
dings der führende PDB-Politiker und bis¬ 
herige Nutznießer Lorenz Paasch als 
Geschäftsführer und der Ministerialbeamte 
und Minderheitenspezialist aus dem Mini¬ 
sterium für »innerdeutsche Beziehungen«, 
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Uwe Stiemke als Stiftungsvorsitzender. 
Stiemke, Besitzer eines SPD-Parteibuches, 
ließ ganz im Sinne der Düsseldorfer Behör¬ 
den nichts auf die Stiftung kommen und 
leugnete in ostbelgischen Medien, daß Bur¬ 
ger überhaupt etwas mit der Stiftung zu tun 
gehabt habe. Dieses Vorgehen war nicht 
gerade ein Bruch mit der bisherigen Stif¬ 
tungspolitik. Auch scheint es nicht beson¬ 
ders glaubwürdig, daß der Minderheiten¬ 
spezialist der Bundesregierung der HNS 
ausschließlich als Privatmann vorsteht, wie 
sein heutiger Dienstherr behauptet. Für das 
Privatvergnügen eines Sozialdemokraten 
dürfte die Gesellschaft, in der er sich dort 
bewegte, nämlich arg gewesen sein. 

Denn vorerst blieb das alte Kuratorium 
im Amt. Noch 1990 sitzen dort Hartung, 
Nachtmann, das ehemalige Bundesvor¬ 
standsmitglied des WiTiKOBUNDes Oskar 
Böse, der ehemalige N DP-Vorsitzende 
Rudolf Watschinger, der ehemalige »Bun¬ 
desführer« des Bundes Heimattreuer Ju¬ 
gend, Gernot Mörig, der Südtirolterrorist 
Kienesberger und der ehemalige Sprecher 
der Burschenschaft Danubia, Michael 
Vogt. Mit dabei ist auch Peter Iver Johann- 
sen, vom Verwaltungsrat des Vereins für das 
Deutschtum im Ausland (VDA). 

Immerhin ist seit 1987 einigermaßen 
durchschaubar, wohin die Gelder aus dem 
ca. 120 Millionen betragenden Vermögen 
der Stiftung fließen. Zuschüsse erhält der 
Sudentendeutsche Rat, der VDA oder die 
Förderaustische Union Europäischer 
Volksgruppen (FUEV). Millionen gehen 
weiterhin in das kleine Ostbelgien, wo der 
ehemalige PDB-Politiker und jetzige 
Geschäftsführer der HNS als Weihnachts¬ 
mann auftreten kann. Eine knappe Million 
vereinnahmt die Stille Hilfe Südtirol. Nicht 
nur die unvermeidlichen »Bergbauern« 
profitieren davon, sondern auch der rechts¬ 
extreme »Türmer-Verlag. Mit Paletten pan- 
germanischen Schrifttums beliefert der Vor¬ 
sitzende Bletschacher das Südtiroler Kul¬ 
turinstitut. Darauf angesprochen beruft er 
sich auf Dr. Rudolf Aschenauer, einen alten 
Nazi, berüchtigten NS-Verteidiger und 
Antisemiten. Aschenauer, der auch schon 
mal für Nation Europa schrieb, ist ehemali¬ 
ger Vorsitzender des VDA. 

»Als ob es schon zu Deutschland > 
gehören würde« 

Die Abberufung des Kuratoriums zog 
sich hin. Noch 1993 wird sie vom Bundes¬ 
gerichtshof als »unwirksam« erklärt, in Ein¬ 
zelfällen wurde noch länger prozessiert. 
Zwei Gründe waren entscheidend für die 
Zögerlichkeiten der Behörden. Zum einen 
wußten die Neonazis in der HNS, was die 
Stiftungsaufsicht wußte oder zumindest 
hätte wissen müssen, aber gerne verschwei¬ 
gen wollte, zum anderen hätte ein öffentli¬ 
cher Skandal Fragen nach der Tätigkeit des 



In deutscher Tradition: 

Reichspräsident Paul von Hindenburg (ganz rechts) empfängt Pfingsten 1932 unifor¬ 
mierte Aktivisten des Vereins für das Deutschtum im Ausland - VDA (Foto oben) 
Hitler-Stellvertreter Rudolf Heß (Bildmitte) im Oktober 1940 auf der Haupttagumg 
des Volksbundes für das Deutschtum im Ausland (Foto mitte) 

Helmut Kohl (Bildmitte) empfängt 1982 in seiner Funktion als CDU-Vorsitzender 
führende Personen des Vereins für das Deutschtum im Ausland, unter Ihnen das CSU- 
Mitglied Hans Klein (ganz links im Bild), der heute Vizepräsident des Bundesinnenmi¬ 
nisterium ist (Foto unten) 
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EDITION ID-ARCHIV 


Nr. 8/Winter 95 

now! 

Black Panthers - 
Foucault - Hippies 

144 Seiten 
14- DM 

They really had to become Panthers. Melvin und 
Mario van Peebles zu ihrem Film über die Black 
Panther • Das Subjekt der Revolten. Michel 
Foucaults Ästhetik der Existenz. Thomas Seibert 
• Die Krone der Schöpfung. Hippies, Outlaws, 
Sonnenkinder. Diedrich Diederichsen/Juliane 
Rebentisch • u.a. 

Joachim Hirsch 
Der nationale 
Wettbewerbs¬ 
staat 

Staat, Demokratie 
und Politik im globa¬ 
len Kapitalismus 

214 Seiten, 28- DM 

Ausgehend von der Frankfurter Schule, dem 
französischen Neo-Marxismus und der neueren 
Regulationstheorie bietet >Der nationale Wett- 
bewerbsstaat< auch einen ersten Einstieg in die 
materialistische Staatskritik. 

Ronald Fritzsch, 

Ralf Reinders 

Die Bewegung 
2. Juni 

Gespräche über Hasch¬ 
rebellen, Lorenzent¬ 
führung, Knast 

190 Seiten, 18-DM 

»Bommi Baumanns einstiger Bestseller >Wie alles 
anfmg< galt lange Zeit als das unterhaltsamste Buch 
zum 2. Juni. Jetzt ist in der Edition ID-Archiv ein 
neuer Band mit Gesprächen der Aktivisten Ralf 
Reinders und Ronald Fritzsch erschienen.« 

(WoZ, Zürich) 

Kurdistan 

Ein Fotobuch 
von R. Maro 

Mit Texten von 
Ronald Ofteringer 
und Ralf Bäcker 
Herausgegeben von 
medico international 

Mit diesem Buch wird die jüngere Entwicklung 
in allen Teilen Kurdistans beschrieben. Beein¬ 
druckende Sozialfotografie und informative Tex¬ 
te zu einem Krieg ohne Grenzen. 

122 Seiten, 120 z.t. ganzseitige Fotos, 28,- 
Großformat, Fadenheftung 


▲ Postfach 360205 ▼ 10972 Berlin ▲ 






Ministerialbeamten Stiemke aufgeworfen 
und nach der verdeckten Außenpolitik, die 
über Jahre von der HNS betrieben wurde. 
Das Wesen der verdeckten Außenpolitik ist 
aber in erster Linie die Nichtöffentlichkeit. 

Vor allem in Ostbelgien gab es jedoch 
Leute, die wissen wollten, woran sie waren, 
und hinter der Stiftung eine völkische 
Anschlußpolitik vermuteten. In der kleinen 
deutschsprachigen Minderheit von ca. 
68.000 Menschen ließ sich mit den Nier- 
mann-Millionen erheblicher Einfluß gel¬ 
tend machen. Landesweit machte darum 
die Niermann-Affäre Schlagzeilen. Das 
Regionalparlament verhandelte die Angele¬ 
genheit und offizielle ostbelgische Stellen 
bemühten sich beim NRW-Innenminister 
vergeblich um Aufklärung. Letztlich warnte 
der Ministerpräsident Maraite die Be¬ 
völkerung vor der Annahme der Niermann- 
gelder. In den Genuß staatlicher Kulturför¬ 
derung kommt in Ostbelgien heute nur, wer 
kein Niermann-Geld annimmt. Seitdem hat 
auch die HNS ihre Förderung eingestellt 
und versucht nun, steuerbegünstigt und auf 
dem Gerichtswege gegen Kritiker vorzuge¬ 
hen. Bruno Kartheuser und Freddy Der- 
wahl, zwei ostbelgische Journalisten, die 
sich besonders um die Aufklärung der Nier¬ 
mann-Affäre verdient gemacht haben, sol¬ 
len durch diese Prozesse zum Schweigen 
gebracht und finanziell ruiniert werden. 
Dabei hatten Kartheuser und Derwahl nicht 
viel anderes gesagt als auch hierzulande 
beispielsweise im Spiegel nachzulesen war. 
Dagegen forderten Stiemke & Co. nicht ein¬ 
mal Gegendarstellungen ein. 

Alfred Evers, Senator und Bürgermeister 
von Eupen hat mit mehreren Briefen an den 
NRW-Innenminister und die Bundesregie¬ 
rung versucht, Licht in das Dunkel zu brin¬ 
gen. Doch Antworten blieben aus oder 
waren nichtssagend. »Ursprünglich hoffte 
ich«, so Evers in einem Gespräch mit der 
'Jungen Welt , »daß es sich dabei um einen 
unzuständigen Beamten unterer Ebene 
handelt, der Außenpolitik auf eigene Faust 
betreibt. Mittlerweile sieht es nach Schlim¬ 
merem aus (...) Sie behandeln Ostbelgien, 
als ob es schon zu Deutschland gehören 
würde.« 

Im Netz des deutschen Pangerma- 
nismus 

Seit Ende 1993 haben sich die Nier- 
männer im Netz des deutschen Pangerma- 
nismus behaglich eingerichtet. Die offen 
auftretenden Neonazis sind abberufen und 
die HNS macht den Eindruck einer Regie¬ 
rungsagentur. Neben dem Vorsitzenden 
Ministerialrat Stiemke und dem Geschäfts¬ 
führer Paasch hat der Ministerialbeamte 
Leo Weiler (vom Bundesinnenministerium, 
BMI) den stellvertretenden Vorsitz inne. Im 
Kuratorium hält der Vorsitzende des VDA- 
Verwaltungsrates Peter Iver Johannsen den 


Kontakt zum VDA und der FUEV-Vorsitzen¬ 
de Armin Nickelsen den zur FUEV. Die bei¬ 
den Letztgenannten vertreten auch den 
Bund der Nordschleswiger, der deutschen 
Minderheit in Dänemark. 

Um das arg angeschlagene Image der 
Stiftung aufzubessern, werden heute auch 
Projekte für Sinti und Roma gefördert oder 
Geld für eine Mahn- und Gedenkstätte für 
die Opfer des Nationalsozialismus gespen¬ 
det. Die alte Politik wird jedoch, wenn auch 
in weit moderaterer Form, weitergeführt. 
Mit der institutionellen Förderung der 
FUEV, einem Zusammenschluß von ca. 40 
Europäischen »Volksgruppen« wird eine 
Organisation gefördert, die sich in die Tra¬ 
dition der unheilvollen Minderheitenpolitik 
der 30er Jahre stellt. Demnach gehören die 
Angelegenheiten der »volklichen Gemein¬ 
schaften«, so die FUEV, »nicht mehr 
wesentlich allein zu den inneren Angele¬ 
genheiten eines Staates«. In den 20er und 
30er Jahren diente diese Minderheitenpoli¬ 
tik den Nazis zur Sammlung ihrer fünften 
Kolonnen in ganz Europa. Auch heute ist 
die Ideologie, die das sog. »Mutterland« als 
zuständig für Minderheiten erklärt nicht 
ungefährlich. Demnach ist nicht derjenige 
Staat für die Rechte von Minderheiten ver¬ 
antwortlich, in dem diese leben, sondern 
derjenige, aus dem sie stammen. Deut¬ 
sches Blut wird also höher bewertet als ein 
russischer, polnischer oder tschechischer 
Paß. Folgerichtig ist also das bundesdeut¬ 
sche Innenministerium für die deutschen 
Minderheiten im Sudetenland, in Schlesien, 
Ostbelgien oder an der Wolga zuständig. 
Die Einmischung in die inneren Angelegen¬ 
heiten anderer Staaten ist jedoch keines¬ 
wegs unumstritten. Deshalb kann in vielen 
Fällen die Bundesregierung nicht direkt 
tätig werden. Es braucht »private« Vereine, 
wie die HNS, den VDA oder die FUEV als 
»private« Vorfeldorganisationen ihrer Vor¬ 
machtspolitik. ■ 


Wie eine Hochschule von 
der NS-Ver^angenheit 
eingeholt wird 


„Die Feierlichkeiten 
sind nicht betroffen f 

Die Folie Schneider, Gehlen und Rohrmoses 
im 125. Jahr der RWTH Aachen 


Der Feil Sdrwerte/Sduwiöer und die RWTH 
Dos S S A h n— e r be m dea NtedeHoadee 
,6er—-scher \HHsemdeAbeiuetx M der KmH 
Areokl Gebi—* bravee Bfttzkonter» 

Über die Nohrendiflkeit xu bandeln 

Gibt's zu bestellen zum Selbstkostenpreis bei 
Fachschaft Philosophie der KWTH, , 
52056 Aachen , Telefon (0241) 80-6001.1 
incl. Versand 5 Mark, jedes weitere Exemplar 4 Manul 
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Einblick ins braune Netz: 




Die »Stille Hilfe Südtirol« ist 
eine Organisation im ver¬ 
schwiegenen Netz des Bonner 
Innenministeriums. Meist auf 
Umwegen finanziert das Mini¬ 
sterium die »Volkstumspflege« 
der »deutschen Minderhei¬ 
ten« in fast sämtlichen Staaten 
Europas mit Millionensum¬ 
men. 

1987 bis 1993 erhielt der 
Verein großzügige Zahlungen 
vom heutigen Ministerialrat 
Uwe Stiemke. Der heutige 
Beamte des Bonner Innenmi¬ 
nisteriums war früher im 
»Gesamtdeutschen Ministeri¬ 
um« für »Grenzgebiete« 
zuständig und hat als Vorsit¬ 
zender die Finger in der 
schwarz-braunen Kasse einer 
weiteren Netzwerkorganisati- 
on: der Hermann-Niermann- 
Stiftung (eines der führenden 
Gründungsmitglieder der Stif¬ 
tung ist der rechtsextremisti¬ 
sche ßombenterrorist Noi bert 
Burger, siehe Artikel in diesem 
Heft). Von den Konten dieser 
Organisation überwies Stiem¬ 
ke sogenannte Spendertgelder 
an die »Stille Hilfe Südtirol«. 
Allein 1988 flössen 644.000 
DM vom Rhein über Zwi¬ 
schen stati on an der Isar nach 
Südtirol. Ausgerechnet in der 
Wohlstandsregion Italiens 
wurden »bedürftige Bergbau¬ 
ern« ausgemacht und mit der 
stattlichen Summe von 
182.000 DM bedacht. Für die 
Ausstattung von Bibliotheken 
zahlte der Beamte mal 29.000 
DM, mal 15.000 DM. 

Wenig später erhielt das 
Kulturinstitut palettenweise 
deutsches »Schrifttum« mit 
Bietschacher als Absender. 
Zum Inhalt gehörten unter 
anderem pangermanische 
Propagandaschriften aus dem 
rechtsrad ikalen Türmer-Ver¬ 
lag. Den Versand, so erklärte 
Bietschacher blauäugig, habe 


Eine bayrische Affäre wirbelt Staub auf und ein Verein gerät in die 
Schlagzeilen: Sein Name, Stille Hilfe Südtirol, wurde mit Bedacht 
gewählt - einziges Ziel ist es, im Stillen zu arbeiten. Der Verein, jahre¬ 
lang mit Steuergeldern finanziert, wurde von seinem Vorsitzenden 
Gerhard Bletschacher um etwa fünf Mio. DM betrogen. Angeblich 
will der Verein mehr als 50 Millionen DM Spendengelder von 35000 
Mitgliedern gesammelt haben. 1994 wurde ihm die Gemeinnützigkeit 

entzogen. 


ihm ein gewisser Dr. Rudolf 
Aschenauer aufgegeben. 
Aschenauer (siehe Antifa Info- 
Blatt Nr. 29), ein berüchtigter 
Antisemit, stand nicht nur der 
»Stillen Hilfe Südtirol« äußerst 
nahe. Die Gründung dieses 
Vereins sowie der gleichnah- 
migen Stillen Hilfe, einer 
Gefangenenhilfsorganisation 
zur Betreuung von im Gefäng¬ 
nis sitzenden NS-Verbrechern, 
war Aschenauers Idee. In den 
50er Jahren belebte er zwi¬ 
schen München und Südtirol 
jene Beziehungen, die er als 
NS-Sachbearbeiter für staats¬ 
feindliche Angelegenheiten, 
Fachkraft im NS-Reichspropa- 
gandaamt und Südtirol-Spe¬ 
zialist des Volksbundes für 
das Deutschtum im Ausland 
(VDA) stets gepflegt hatte. Für 
den VDA speiste Aschenauer 
die Gelder aus Bonn in das 
großdeutsche Netzwerk ein - 
unter anderem bei der »Stillen 
Hilfe Südtirol«. 

Gerhard Bletschacher, 23 
Jahre lang Vereinsvorsitzender 
und Geschäftsführer der »Stil¬ 
len Hilfe Südtirol«, erhielt für 
sein »ehrenamtliches Engage¬ 
ment« den Bayerischen Ver¬ 
dienstorden, den Großen Tiro¬ 
ler Adlerorden und das Bun¬ 
desverdienstkreuz. Von 1990 
bis 1995 war Bletschacher 
CSU-Fraktionsvorsitzender. Er 
trat aufgrund der Affäre um die 
»Stille Hilfe Südtirol« zurück. 
Neun Jahre lang nahm er 



Rudolf Aschenauer, Verbindungsmann der Bundesregierung 
im Milieu des deutschen Rechtsradikalimus 


monatliche Abhebungen zwi¬ 
schen 1 8.000 und 70.000 DM 
vom Vereinskonto vor. Dafür 
wurde er im Dezember 1995 
in München zu drei Jahren 
und neun Monaten Haft verur¬ 
teilt wegen Untreue in 83 Fäl¬ 
len. Insgesamt verschwanden 
4,9 Millionen DM. Davon 
konnten jedoch »nur« 2,6 
Mio. DM strafrechtlich geahn¬ 
det werden. Das unterschla¬ 
gene Geld steckte er in seine 
marode Käseschachtelfabrik. 

Bemerkenswert ist, daß in 
der Presse zwar viel über den 
bemitleidenswerten Ange¬ 
klagten während des Prozes¬ 


ses berichtet wurde, aber kein 
Wort über die Arbeit und 
Funktion der »Stillen Hilfe 
Südtirol« zu lesen war. Offen 
bleibt, ob und in wieweit sie 
den Südtirol-Terrorismus 
finanziert hat. Auch wenn ihr 
Vereinsvorsitzender hinter 
Gittern verschwindet, wird die 
»Stille Hilfe Südtirol« wohl 
weiterhin ein Instrument der 
verdeckten Einflußnahme 
bundesdeutscher Außenpoli¬ 
tik bleiben. 

Quellen: 

junge weit vom 11.5.95 
tageszeitung vom 14.12.95 
Süddeutsche Zeitung 14.12.95 
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Diskussion 


Vor zwei Ausgaben haben wir den Begriff »Neue Rechte« 
zur Diskussion gestellt und zwei Texte zu dieser Thematik 
abgedruckt. In diesem Antifa Info-Blatt dokumentieren wir 
eine Zuschrift, die wir als Reaktion darauf erhalten haben. 
Wir drucken den Text in voller Länge und unverändert ab, 
lediglich den Namen des Autors haben wir weggelassen. 
Schließlich ist es ja auch egal, wer der Verfasser ist... 
Wir hoffen, damit zur Fortsetzung der Debatte beizutragen 
und zu weiteren Beiträgen anzuregen. 


ZUR 

>DISKÜSS10N > 



Gegen die nationale 
Verengung im Blick 



Gegen Ende des Artikels 
»Der Begriff 'Neue Rechte'« 
im »Info« Nr.31 wird gefor¬ 
dert, diese Eigenbezeichnung 
nur noch im allerengsten 
Wortsinne zu benutzen. Wei¬ 
ter heißt es: »Die faschistische 
Rechte muß in ihrer Konti¬ 
nuität gesehen werden. Das 
erfordert verstärkt den Blick 
auf die Ursprünge und Ent¬ 
wicklungen derjenigen rech¬ 
ten Erscheinungen, die uns 
heute begegnen.« Jedes rechte 
Phänomen müsse konkret 
betrachtet und analysiert wer¬ 
den. Warum sollte auch das, 
was für jede politische Analy¬ 
se gilt, ausgerechnet für die 
faschistischer Bewegungen 
nicht gelten? 

Einverstanden bin ich 
auch mit Eurer Aussage, daß 
es in Deutschland keine 
»Neue« Rechte als greifbare 
Bewegung gebe, abgesehen 
von ideologischen Importge¬ 
schäften wie dem Thule-Semi¬ 
nar und »Europa vorn«. Bei 
den restlichen von Euch auf¬ 
geführten Parteien, Zeitschrif¬ 
ten und Studienzentren dage¬ 
gen handelt es sich um 
Zusammenhänge, die noch 
nicht einmal zur Weiterent¬ 
wicklung rechter Ideologie 
beigetragen haben. »Junge 
Freiheit« 1 , »Bund Freier Bür¬ 
ger«, die Zitelmann/von 
Stahl-FDP etc. greifen nahezu 


ungebrochen die alte Tradition des Natio¬ 
nalliberalismus auf, für die der Name Frie¬ 
drich Naumann steht. Liberal ist diese Rich¬ 
tung in dem Sinne, daß sie fordert, die Wirt¬ 
schaft müsse sich im Lande ungehindert 
durch den Staat entwickeln können. Natio¬ 
nalistisch in dem Sinne, daß der Staat nach 
außen die bestmöglichen Verwertungsbe- 
dingungen schaffen müsse. 

Hier gibt es selbstverständlich erhebli¬ 
che Schnittmengen zum konservativen 
Denken, das allerdings die Bedeutung des 
Staates erheblich stärker betont. Zentraler 
Ideologiebestandteil in der Vorstellungs¬ 
welt dieser beider Gruppen wie auch der 
offenen (Neo-) Faschisten ist der Nationalis¬ 
mus. Dieser aber ist, wie Ihr richtig 
erwähnt, kein Monopol der Rechten. Es 
bedarf also gar keiner komplizierten Quer- 
frontstrategie, um eine Brigitte Seebacher- 
Brandt, einen Alfred Mechtersheimer, 
einen Tilman Fichter u.a. in die eigenen 
Diskussionszusammenhänge einzubinden, 
denn Nationalisten sind sie ebenfalls. 

' Wenn wir einen Blick auf die besonders 
durch Margret Feit, den von Euch angeführ¬ 
ten Jan Peters 2 und später durch Klaus 
Schönekäs 3 beleuchteten Gruppen, Zeit¬ 
schriften und Einzelpersonen werfen, dann 
werden wir feststellen, daß die Nation dort 
ebenfalls der zentrale Punkt im Denken ist. 
Verändert haben sich gegenüber den histo¬ 
rischen Vorgängern lediglich die Sprache 
und die Bezugspersonen und -gruppen. Mit 
der Konservativen Revolution wurde dabei 
durchaus selektiv umgegangen. Nach Art 
eines Steinbruches wurden vor allem dieje¬ 
nigen Autoren genutzt, die entweder dem 
nationalrevolutionären Spektrum der Wei¬ 
marer Republik zuzurechnen waren 4 oder 


aber die etatistische Strömung vertraten. 
Entscheidend für die Nutzung war vor allem 
die Einschätzung, welche der verschiede¬ 
nen Tendenzen innerhalb der Konservati¬ 
ven Revolution sich am besten für aktuelle 
nationalistische Politik nutzbar machen 
ließen. Diese Gruppierungen und Personen 
der 70er Jahre, von der Aktion Neue Rech¬ 
te 5 bis zu Henning Eichberg 6 , hatten also 
lediglich ihr Erscheinungsbild und die Stra¬ 
tegieverändert, die wesentlichen Ideologie¬ 
bestandteile jedoch ungebrochen beibehal¬ 
ten. Dies rechtfertigt für mich nicht, sie als 
neue Rechte zu bezeichnen. 

Betrachten wir dagegen die Entwick¬ 
lung in anderen europäischen Ländern, 
dann werden wir feststellen, daß die Bun¬ 
desrepublik in der Geschichte des Neofa¬ 
schismus eine Ausnahmeposition hat, die in 
konkreten historischen Unterschieden 
begründet ist. Die Niederlage im Zweiten 
Weltkrieg hatte zur Abtrennung erheblicher 
Teile des ehemaligen Staatsgebietes und zu 
einer langjährigen Besetzung durch die Sie¬ 
germächte geführt. Für jede bürgerliche 
Politik mußten in dieser Situation natur¬ 
gemäß die Wiedergewinnung der staatli¬ 
chen Einheit der Nation und die Wiederer¬ 
langung der staatlichen Souveränität im 
Mittelpunkt des Denkens und Handelns ste¬ 
hen. 

Heute, da diese Ziele weitgehend 
erreicht sind, führt gerade der Erfolg des 
nationalistischen Wegs zu der Zielvorstel¬ 
lung der Erringung einer Vormachtstellung 
in einem Europa, das als Großmacht inner¬ 
halb einer weltbeherrschenden Triade USA 
- Japan - Europa wirkt. Die vielzitierte 
»Wende« in der DDR und im gesamten 
ehemals realsozialistischen Lager hat eher 


32 


Antifaschistisches INFO-Blatt Nr.33, Februar/März 1996 














Diskussion 


zur Verstärkung des Nationalismus als ideo¬ 
logischer Leitfigur geführt. 7 

Ganz anders ist die Entwicklung in den 
anderen europäischen Ländern. Der Blick 
auf das Gründungsjahr 1968 des GRECE, 
der bekanntesten neurechten Gruppierung, 
in Frankreich und auf den nicht hinterfrag¬ 
ten Eigenbezug auf die Neue Linke läßt 
dabei die realen Hintergründe der Heraus¬ 
bildung der Nouvelle Drohe verschwim¬ 
men. Eigentlicher Anlaß der Herausbildung 
der Nouvelle Droite war nämlich die Nie¬ 
derlage Frankreichs im Kolonialkrieg gegen 
Algerien und das Versagen der französi¬ 
schen Rechten, dem entgegenzuwirken. 
Sowohl der bewaffnete Kampf der OAS 8 als 
auch die verschiedenen parteipolitischen 
Konzepte 9 hatten versagt. Jüngere Intellek¬ 
tuelle des Neofaschismus in Frankreich und 
ehemalige Aktivisten der OAS zogen aus 
dem Entkolonialisierungsprozeß die 
Schlußfolgerung, daß eine eigenständige 
Weltmachtrolle Frankreichs nicht mehr 
möglich sei. Diese sei nur noch in einem 
gesamteuropäischen Kontext möglich. 10 

Zu den gleichen Schlußfolgerungen 
kamen neofaschistische Strömungen in 
anderen europäischen Ländern. In Belgien, 
wo der Kongo als erste Kolonie verloren¬ 
ging, bildete sich zu Beginn der 60er Jahre 
die »Jeune Europe« um Jean Thiriart heraus, 
die den Staatsnationalismus durch einen 
Europanationalismus ersetzte. 11 In Großbri¬ 
tannien, dessen Weltmachtrolle durch die 
Dekolonialisierung entgültig verlorenging, 
entwickelte Oswald Mosley Konzeptionen 
für einen europäischen Staat, der alle wich¬ 
tigen Funktionen von den bisherigen Natio¬ 
nalstaaten übernehmen sollte. 12 In Italien 
erfolgten die neurechten Abspaltungen vom 
bisherigen neofaschistischen Monopolisten 
MSI sowohl aus innen- wie auch aus außen¬ 
politischen Gründen, führten aber zum 
gleichen Ergebnis: der Europa-orientie- 
rung. 13 Die Unterschiede lagen jeweils 
nicht im Ziel, sondern in der für erfolgver¬ 
sprechend erachteten Methode begründet. 

Alle ideologische Arbeit konzentrierte 
sich auf die Entwicklung der Europakon¬ 
zeption. Sowohl der biologische Rassismus 
der Frühphase der Nouvelle Droite als auch 
das Neuheidentum als spirituelle Basis in 
dieser Zeit sollten dazu dienen. Für die 
innere Verfassung Europas wurde am 
Regionalismus und Föderalismus gearbei¬ 
tet. Für den Bereich der Außenpolitik wurde 
auf die Geopolitik und die Großraumtheo¬ 
rie 14 zurückgegriffen. Der atlantischen und 
antikommunistischen Orientierung der 
alten Rechten wurde das Konzept des Dop¬ 
pelfeindes USA/UdSSR und des Bünd¬ 
nispartners Dritte Welt entgegengesetzt. 
Wir sehen also, daß im Gegensatz zu 
Deutschland in anderen europäischen Län¬ 
dern Teile des Neofaschismus sich nicht nur 
modernisierten, sondern tatsächlich wegen 


des neuen Bezugspunktes Europa ihre 
Arbeit auf eine veränderte ideologische 
Basis stellten. Es ist deshalb berechtigt, von 
einer neuen Rechten zu sprechen. 

Verengte deutsche Optik 

Die verengte deutsche Optik hat in der 
Vergangenheit lange Zeit oftmals nicht nur 
den Blick darauf verstellt, daß nicht aus¬ 
schließlich das Konstrukt Konservative 
Revolution für diese ideologische Arbeit 
genutzt wurde, sondern auch darauf, daß 
dieses sehr selektiv ausgebeutet wurde. Der 
Etatismus Carl Schmitts war brauchbar, um 
das Primat der Politik vor der Ökonomie zu 
begründen. Seine Großraumtheorie konnte 
für die Eurostrategien eingesetzt werden. 
Sein Katholizismus stand zwar im Wider¬ 
spruch zum neurechten Neuheidentum, 
war aber kompatibel mit der eigenen Ein¬ 
schätzung der Notwendigkeit für eine spiri¬ 
tuelle Grundlage für die Politik. Sowohl 
Friedrich Hielscher, Ernst Jünger, Ernst 
Niekisch oder Martin Heidegger waren 
zwar weit davon entfernt, den Nationalis¬ 
mus überwunden zu haben, gingen aber in 
ihrem Denken weit über ausschließlich 
nationale Bezüge hinaus. Nicht berücksich¬ 
tigt wurden dagegen diejenigen Autoren, 
deren ausschließlicher Bezug die Nation, 
natürlich die deutsche, war. 

Vergessen wird in Deutschland jedoch 
oft, daß es in Frankreich eine Entsprechung 
der Konservativen Revolution, die soge¬ 
nannten »Nonkonformisten der dreißiger 
Jahre« gab. So wurde z.B. Thierry Maulnier 
persönlich zu einer der wichtigsten Perso¬ 
nen, die dazu beitrugen, daß die Nouvelle 
Droite bei etablierten Kräften an Respekta- 
bilität gewann. 15 Gleichzeit hatte er bereits 
in den 30er Jahren grundlegende Schriften 
verfasst, die ihre Brauchbarkeit für den 
Neofaschismus fünfzig Jahre später bewie¬ 
sen. Der Titel einer von ihnen ist Programm: 
»Au-delä du nationalisme« (Jenseits des 
Nationalismus). 16 Ein Denis de Rougemont 
erarbeitete zur gleichen Zeit umfassende 
regionalistische Konzepte 17 . Der Italiener 
Julius Evola kritisierte gleichzeitig den 
Nationalstaat als Produkt der von ihm ver¬ 
urteilten Moderne. 18 

Der Historiker Georges Dumezil verwies 
auf gemeinsame europäische Wurzeln in 
Sprache, Gesellschaft und Religion schon 
in der Vorzeit. Der durch die Nouvelle Dro¬ 
ite relativ spät entdeckte Rene Guenon ver- 
half zur Ausweitung des Blicks über die 
heidnischen europäischen Quellen hinaus 
in Richtung eines antiegalitaristischen Uni- 
versalismus ebenso wie der Religionswis¬ 
senschaftler Mircea Eliade. Zur theoreti¬ 
schen Begründung der Notwendigkeit der 
Ungleichheit dienten konterrevolutionäre 
Denker wie der Spanier Juan Donoso Cor¬ 
tes 19 . Auch in den ideologischen Bezügen 
überwand die Nouvelle Droite also sehr 


schnell die nationale 

Beschränkheit. 

Ein letzter Punkt, der die 
tatsächliche von der angebli¬ 
chen neuen Rechten unter¬ 
scheidet, sei angeführt. 

Während die Rechte in 

Deutschland weitgehend in 
ihrem Denken dem eigenen 
Lager verhaftet bleibt, nimmt 
die internationale Neue Rech¬ 
te Entwicklungen in den Gei¬ 
steswissenschaften auf und 
integriert sie in die eigene 
Ideologie, wenn eine genü¬ 
gend große Schnittmenge exi¬ 
stiert. Als Beispiel dafür seien 
nur der Bioregionalismus und 
die »Deep Ecology« 20 , der 
Kommunitarismus 21 und der 
Anti-Utilitarismus sowie nicht 
zuletzt der Postmodernismus 
in seinen verschiedenen 
Spielarten angeführt. Mit die¬ 
ser Rezeption zeigt die Nou¬ 
velle Droite sowohl Moder¬ 
nität als auch Flexibilität. Bei¬ 
des Eigenschaften, die den 
deutschen Möchtegern-Neu- 
rechten, den 89ern als Karika¬ 
tur einer rechten IntelIigenzia, 
den Nationalisten aller Schat¬ 
tierungen im Lande völlig 
fehlt. 22 

Ebenso, das sei angefügt, 
fehlt die Rezeption dieser 
Strömungen aber weitgehend 
auch im deutschen Antifa¬ 
schismus, da mensch sich auf 
die Bekämpfung offensicht¬ 
lich faschistischer Tendenzen, 
oder was dafür gehalten wird, 
beschränkt. Das ideologische 
Umfeld gerät so aus dem 
Blick, die wirkungsvolle 
Bekämpfung des Feindes wird 
nahezu unmöglich gemacht. 

Damit von einer Neuen 
Rechten gesprochen werden 
kann, müssen bei der so 
bezeichneten Fraktion des 
Neofaschismus meiner 

Ansicht folgende Faktoren in 
der Ideologie vorhanden sein: 

• als zentrales Moment die 
Europaorientierung anstelle 
des Staatsnationalismus als 
außenpolitisch handelndes 
Subjekt, 

• der regionalistische, föde¬ 
rative Aufbau im Inneren, 

• die spirituelle Unterfütte¬ 
rung der Ideologie durch 
antiegalitäre Religiosität, 

• das Primat der Politik vor 
der Ökonomie und damit 
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Diskussion 



auch der Ökologie vor der 
Ökonomie, 

• die Suche nach einem 
Bündniskonzept mit der »Drit¬ 
ten Welt« gegen den Haupt¬ 
feind USA, 

• die offensive Verarbeitung 
des jeweils aktuellen gesell¬ 
schaftswissenschaftlichen Dis¬ 
kurses. 

Erst wenn alle diese Punkte 
zusammenfallen, ist es für 
mich berechtigt, von einer 
Neuen Rechten zu sprechen. 
Dies beinhaltet zugleich das 
Eingeständnis, daß es eine 
Neue Rechte in Deutschland 
nicht gibt. 

Diese Feststellung enthebt 
uns allerdings nicht der Aufga¬ 
be, jeweils genau zu überprü¬ 
fen, welche ausländische 
Gruppierung bzw. welches 
internationale Netzwerk die 
Kritierien erfüllt. Denn, wie ihr 
völlig richtig schreibt, es »muß 
jedes rechte Phänomen kon¬ 
kret betrachtet und analysiert 
werden.« Als Alternative zum 
Begriff »Neue Rechte« schließ¬ 
lich würde ich eine Kenn¬ 
zeichnung als »Europafaschis- 
mus« vorschlagen, da es 
wesentlich aussagekräftiger ist 
und das von den anderen Frak¬ 
tionen unterscheidende 

Hauptideologem schon im 
Namen benennt. ■ 


Anmerkungen: 

1) Die Zeitung orientiert sich übrigens 
schon lange nicht mehr an den Jung¬ 
konservativen. Die Schmittianer in der 
Redaktion, z.ß. Hans-Ulrich Kopp, sind 
ausgeschieden. 

2) Jan Peters, der eigentlich Peter von 
Spall heißt, kann entgegen Eurer 
Ansicht sicher nicht als jemand 
bezeichnet werden, der an der Auf¬ 
klärung neofaschistischer Einflüsse in 
der Ökologiebewegung gearbeitet hat. 
Er war vielmehr selbst Teil dieses Netz¬ 
werkes. Sein Beitrag »Rechtsextremi¬ 
sten unterwandern Ökologieszene« in 
dem Sammelband »Neofaschismus. 
Die Rechten im Aufwind« (Berlin 1979) 
weist ihn als Anhänger der AUD, einer 
der ökofaschistischen Gründergruppen 
der Grünen, aus. An Ende dieses Arti¬ 
kels folgt ein ganzseitiges Inserat für die 
von ihm redaktionell betreute Zeit¬ 
schrift »Nonkonform«, die jahrelang im 
Verlag des Strasser-Anhängers und 
Geheimdienstmannes Nikolaus J. 
Ryschkowsky erschien. Zu den regel¬ 
mäßigen Autoren dieses Blattes gehör¬ 
ten auch etliche Personen, die regel¬ 
mäßig für die »Neue Politik« des Natio¬ 
nalrevolutionärs Wolf Schenke schrie¬ 
ben. Die Enthüllungen von Jan Peters 


waren meiner Einschätzung nach keineswegs Teil anti¬ 
faschistischer Arbeit, sondern waren vielmehr begründet 
in Fraktionsauseinandersetzungen bei den Neofaschi¬ 
sten. 

3) siehe sein Beitrag in dem Band »Neue Rechte und 
Rechtsextremismus in Europa. Bundesrepublik - Frank¬ 
reich - Großbritannien« (Opladen 1990). Den drei Auto¬ 
ren fällt offensichtlich gar nicht auf, daß sie unter dem 
gleichen Oberbegriff für die drei Länder völlig unter¬ 
schiedliche ideologische Probleme beschreiben. Für 
Deutschland sind dies vor allem die Nationalrevolu¬ 
tionäre und die Autoren des »neuen Nationalismus« 
(Bernard Willms, Hans-Dietrich Sander, Gert-Klaus Kal- 
tenbrunner etc.), die den Nationalismus radikalisierten. 
Da es sich zudem vorwiegend um völkische Nationali¬ 
sten handelt, wird also von Schönekäs eine genau der 
Nouvelle Droite entgegengesetzte Entwicklung 
beschrieben. Eine Erklärung für diese Vorgehensweise 
wird nicht gegeben, 

4) Hier entstehen auch die Verunsicherungen in der Lin¬ 
ken der Bundesrepublik, da bereits die historischen Vor¬ 
bilder nicht ohne Erfolg Verbindung zur Linken gesucht 
und teilweise deren Sprachgebrauch übernommen hat¬ 
ten. Diese Verwirrung der antifaschistischen Linken 
wurde auch dadurch verursacht, daß von den organi¬ 
sierten Vertreterinnen des antifaschistischen Widerstan¬ 
des alle Hitlergegner, also auch die Nationalrevolu¬ 
tionäre, als Antifaschisten begriffen wurden. Daß der 
antisemitische Hetzer Ernst Niekisch in der DDR Mit¬ 
glied der VVN werden konnte oder der spätere Präsident 
der VVN - Bund der Antifaschisten, Kaplan Joseph Ros- 
saint, mit Anhängern Niekischs und Otto Strassers in 
einer gemeinsamen Organisation, der Sammlung zur 
Tat, zusammenarbeitete. Die ideologische Reduzierung 
des Faschismusbegriffs auf den Nationalsozialismus 
durch die Linke und der fast ausschließliche Bezug auf 
die Dimitroff-Definition des Faschismus erleichterten 
dieses taktische Vorgehen der Nationalrevolutionäre. 

5) Gerade diese Gruppierung demonstriert besonders 
deutlich, daß der Eigengebrauch des Begriffs »Neue 
Rechte« widersprüchlich und von unterschiedlichen 
Intentionen geprägt war. Teile der ANR waren eher stär¬ 
ker NS-orientiert als die Mutterpartei NPD und wollten 
durch das »neu« im Namen vor allem auf eine verän¬ 
derte Praxis hinweisen, nämlich den Vorrang des Aktio¬ 
nismus gegenüber der Parlamentsfixierung. Der gegne¬ 
rische Flügel dagegen sah vor allem eine gegenüber der 
NPD ideologisch »Neue« Rechte durch den Rückgriff 
auf die nationalrevolutionäre Theorie. Wenn heute Rolf 
Schlierer und Konsorten eine neue Rechte fordern und 
sich selbst als solche bezeichnen, dann vor allem, um 
dem (Neo-) Faschismusvorwurf begegnen zu können. 
Die Gründe für die Eigenbezeichnung »Neue Rechte« 
im Neofaschismus sind also ebenso unterschiedlich wie 
ihre ideologische Ausrichtung. 

6) Bei Eichberg muß eingestanden werden, daß er 
wenigstens z.T. die ideologische Arbeit der Nouvelle 
Droite aufgenommen und auf deutsche Verhältnisse 
zugeschnitten hat. Verantwortlich dafür dürften seine 
Kontakte zur Federation des Etudiants Nationalistes 
(Vereinigung Nationalistischer Studenten) noch vor der 
Gründung des GRECE sein. Im Gegensatz zur Nouvelle 
Droite hat er allerdings nie den Rahmen völkischen 
Denkens verlassen. Seine Übernahme regionalistischer 
Konzepte aus Frankreich war darin begründet, daß er 
die Regionen als räumliche Entsprechung der Volks¬ 
stämme betrachtet. Auch bei gleicher strategischer Kon¬ 
zeption muß also jeweils genau untersucht werden, auf 
welchen ideologischen Voraussetzungen sie fußen. 

7) Eine einleutende Prognose für diesen Trend liefert 
wieder einmal der konservative irische Diplomat Con- 
nor Cruise O'Brien in seinem Aufsatz »Die Zukunft des 
Westens« (Ästhetik & Kommunikation Nr.84,1994, S.56 
- 64), der bereits in der Phase des Anschlusses der DDR 
erklärt hatte, daß und warum der Geschichtsrevisionis¬ 
mus in der vergrößerten Bundesrepublik eine wachsen¬ 
de Rolle auch unter etablierten Wissenschaftlern und in 
der Politik erhalten muß. Die jüngste Expertenanhörung 
im Bundestag zur Rolle der Wehrmachtsjustiz ist ein 
eindrucksvoller Beleg dafür. 


8) vgl. dazu die Memoiren des eigentlichen Inspirators 
der Nouvelle Droite, Dominique Venner, der selbst in 
der OAS aktiv war: »Le coeur rebelle« (Paris 1994) 

9) Im Dezember 1965 erhielt der Präsidentschaftskandi¬ 
dat der extremen Rechten, Tixier-Vignancourt, nur 
wenig mehr als 5% der Stimmen. Noch erfolgloser 
waren die parteipolitischen Projekte, an denen auch die 
wesentlichen Repräsentanten des späteren GRECE 
beteiligt waren. 

10) Die Gründung des GRECE war nur der Endpunkt die¬ 
ser Entwicklung. Gruppen wie »Europe Action«, die 
Federation des Etudiants Nationalistes, der Rassemble- 
ment europeen de la liberte und andere hatten die Euro¬ 
paorientierung bereits vor 1968 entwickelt. 

11) vgl. zu Geschichte und Ideologie dieser Gruppe mit 
Sektionen in zahlreichen europäischen Ländern die 
Nrn.3 + 4 der Revue d'Histoire du Nationalisme Revo- 
lutionnaire. 

12) siehe besonders seine autobiographische Schrift 
»Weg und Wagnis« (Leoni 1973) und die ideologische 
Schrift »Ich glaube an Europa. Ein Weg aus der Krise - 
Einführung in das europäische Denken« (Lippoldsberg 
1962). 

13) ein guter, knapper Überblick zu diesen dissidenten 
Gruppierungen findet sich bei Piero Ignazi: ll polo esclu- 
so (Mailand 1989). Diese Gruppen waren in unter¬ 
schiedlichem Ausmaß durch das Ideengut von Julius 
Evola geprägt. 

14) In diesem Zusammenhang ist es erwähnenswert, 
daß Carl Schmitts Arbeit »Völkerrechtliche Großrau¬ 
mordnung mit Interventionsverbot für raumfremde 
Mächte« von seinen größeren Schriften als letzte erst im 
Jahr 1991 erstmals in der Bundesrepublik wiederveröf¬ 
fentlicht wurde. Beim internationalen Carl-Schmitt-Kol- 
loquium an der Verwaltungshochschule Speyer im 
Oktober 1986 blieb es dem Franzosen Jean-Louis Feu¬ 
erbach Vorbehalten, über die Großraumtheorie Schmitts 
zu referieren. Ein Band, der die wichtigsten Arbeiten 
Schmitts zu diesem Komplex als Schwerpunkt hat, 
wurde zwar bereits seit Jahren angekündigt, wurde aber 
erst im Oktober 1995 von Günter Maschke herausgege¬ 
ben. (Staat, Großraum, Nomos. Arbeiten aus den Jahren 
1916 - 1969; Berlin 1995) 

15) Trotz seiner Vergangenheit in der Action Francaise 
war er nicht nur geachteter Schriftsteller, sondern auch 
Kolumnist der Tageszeitung »Le Figaro« und Mitglied 
der Academie Frangaise. In der Frühphase des GRECE 
stellte er sich als Aushängeschild für das »Institut d'etu- 
des occidentales« (Institut für abendländische Studien) 
zur Verfügung, das es den jungen Intellektuellen des 
GRECE ermöglichte, neben international bekannten 
Schriftstellern und Gelehrten bei Kolloquien aufzutreten 
und sich so allmählich einen Namen zu machen. 

16) Neuauflage Paris 1993. Da es beinahe Pflichtlektü¬ 
re für die Nouvelle Droite ist, wird es selbstverständlich 
im Buchversand der »Elements« geführt. 

1 7) auch dessen »Ecrits sur l'Europe« (Schriften über 
Europa) wurden 1994 in einer voluminösen zweibändi¬ 
gen Ausgabe wieder aufgelegt. 

18) Die Kontinuität dieser Nationalstaatskritik wird 
besonders deutlich in der Aufsatzsammlung »Essais poli- 
tiques« (Puiseaux 1988). Die abgedruckten Artikel zum 
Thema gehen bis zum Beginn der 30er Jahre zurück. 

19) Auch ihn versucht wiederum Günter Maschke - bis¬ 
her vergeblich - als Herausgeber und Übersetzer seines 
Hauptwerkes in Deutschland zu popularisieren. Es ist 
also durchaus keine Verlegensheitslösung, daß Maschke 
gegenwärtig als deutscher Korrepondent der »Nouvelle 
Ecole« fungiert. 

20) so zuletzt umfassend im Themenheft »Ecologie?« 
der von Benoist herausgegebenen Zeitschrift »Krisis« 
(Nr.15, 1993) 

21) auch dazu ein Themenheft der gleichen Zeitschrift 
(Nr.16, 1994). 

22) eine gewisse Ausnahme bilden allerdings im Bereich 
des Ökofaschismus die Unabhängigen Ökologen 
Deutschlands, die die Entwicklung bei ihren französi¬ 
schen Gesinnungsgenossen sehr genau betrachten und 
teilweise auch bereits nachvollziehen, wie die letzte 
Bundesversammlung im Herbst 1995 in Gelnhausen 
gezeigt hat. 
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LeserInnen' 
BrieFe 


Die BRiefE qEbEN Immer dlE MEiNUNq 

dER SdlREibERlNNEN wiEdER. Audi 
WENN WiR EINE ANclERE MEiNUNq 

tabEN, wiRd dER BrIeF un^ 

koMMENTiERT AbqEdRUCla. 
LEdiqlick fAkriscbE 
FeIhIeR pRObiEREN WIR 
RichTiqZUSTEllEN. 


Grün-Braun ist die Haselnuß ! 

Endlich war es soweit. Nach einigen Termin¬ 
schwierigkeiten wurde am 24.10.1995 im Düs¬ 
seldorfer Gerhart-Hauptmann-Haus des »Bundes 
der Vertriebenen« der Dialog fortgesetzt, der am 
28. Mai in Frankfurt/M. begonnen hatte. Die 
»sehr geehrte Frau Vizepräsidentin des Deut¬ 
schen Bundestages« traf sich zum »Streitge¬ 
spräch« mit der »größten Friedensbewegung auf 
deutschem Boden« (früher abschätzig »Berufs¬ 
vertriebene« genannt). 

Da saß sie nun am Podium unter einem 
großen Transparent mit der Aufschrift »50 Jahre 
Flucht und Vertreibung-Unrecht bleibt Unrecht!« 
und ließ sich feiern für den wichtigen Schritt hin 
zum Dialog mit denen, die man in Zeiten des Kal¬ 
ten Krieges als dessen heißeste Kämpfer kritisier¬ 
te. 

Lobend erwähnte der Eröffnungsredner, daß 
Frau Vollmer im Mai in Frankfurt die Charta der 
Vertriebenen wegen des darin enthaltenen 
Gewaltverzichts als ein »positives Dokument der 
geschlagenen Opfer« gewürdigt hatte. 

Und Frau Vollmer war denn auch den 
ganzen Abend lang bemüht, diesen Vorschußlor¬ 
beeren gerecht zu werden. Der Dialog zwischen 
Vertriebenen und »Linken, 68ern und Grünen« - 
früher unmöglich - sei für die Zukunft notwen¬ 
dig. Leider erwähnte sie nicht, für wessen 
Zukunft. Etwa für die Zukunft der Grünen durch 
Erschließung eines neuen Wählerpotentials, das 
die Partei über die Fünf-Prozent-Hiirde hebt? 

Aber vorher müssen noch schnell ein paar 
Vorurteile beseitigt werden: 

- Zum Beispiel, das Schicksal der Vertriebe¬ 
nen sei ein »verdientes Schicksal« für die Taten 
der Deutschen im 2. Weltkrieg, denn eine solche 
Anschauung ist laut Frau Vollmer eine »falsche 
und mitleidlose Kollektivschuld-These«, weil 
nämlich »die deutsche Geschichte eine gemisch¬ 
te Täter- und Opfergeschichte« ist, 

- zum Beispiel, die Wählerstimmen der 
Sudetendeutschen für die Heinlein-Partei seien 
Stimmen für Hitler gewesen (vielleicht waren es 
ja in Wahrheit »vorgezogene« Stimmen für die 
Grünen, die es damals nur noch nicht gab?), 

- zum Beispiel, die Charta der Vertriebenen 
sei ein Dokument des Revanchismus. Diese 
Bewertung wird ab sofort ersetzt durch: Der darin 
enthaltene »Verzicht auf Rache ist eine große 
moralische Geste«. 

Aus dem Material dieser Hindernisse auf 
dem Weg zu Dialog und Versöhnung lassen sich 
dann wunderbare »Brücken nach Ost-Europa« 
(für deutsche Panzer?) schlagen sowie in der 
Tschechischen Republik die für die Beschäfti¬ 
gung der Tschechen mit ihrer Geschichte so übe¬ 
raus wichtigen und notwendigen »Gedenkstätten 
der Vertreibung« (wo dann Frau Vollmer mit dem 


Kanzler ein Wettrennen veranstaltet, wer denn 
zuerst einen Kranz niederlegt) errichten. 

Aber weil Frau Vollmer als anständige Deut¬ 
sche ja aus zwei Weltkriegen gelernt hat, daß 
allein gegen den Rest der Welt nicht viel auszu¬ 
richten ist, muß die ganze Chose-bis 1989 ein 
deutsches innenpolitisches Problem- nunmehr 
»europäisch gelöst« werden. Auch eine »Rück- 
siedelung von Vertriebenen muß (...) möglich 
sein«, aber um Himmels Willen nicht alle auf ein¬ 
mal, denn dies würde jede tschechische Regie¬ 
rung destabilisieren, wo doch eine stabile Tsche¬ 
chische Republik »im wohlverstandenen natio¬ 
nalen deutschen Interesse« ist. 

Fazit: Ein rundum gelungener Abend, an dem 
zusammen diskutierte, was zusammen gehört. 

Liebe Genossinnen, 

Dies ist eine leider etwas verspätete Anmerkung 
zu Euren Überlegungen zur »Neuen Rechten«, 
im Antifaschistischen Infoblatt Nr. 31 
(Sept./Oktober 1995) geäußert. 

Ich hoffe, Ihr könnt meine Gedanken gebrau¬ 
chen und wertet sie als einen Beitrag zu einer 
Debatte, die mir bisher zu sehr durch eine antifa¬ 
schistische Recherche-Brille betrachtet worden 
ist. 

Ein eklatanter Mangel Eurer Analyse ist, daß 
das Aufzeigen personeller Kontakte, Vernetzung 
und kollektiver Arbeit in Gruppen -wie immer- 
den weitaus’größten Teil der Debatte einnimmt. 
Unentschuldbar vernachläßigt werden deshalb 
die Konzeption, Mythen, Strategien, etc., die 
zentral für neu-rechte Praxis sind. Eure Kritik, daß 
der Begriff »Neue Rechte« sehr vage ist, ja zu 
unscharf, um mit ihm das was Ihr als Braunzone 
und Faschisten bezeichnet, aufzusplitten und dif¬ 
ferenziert zu betrachten, trifft in zweierlei Hin¬ 
sicht den Kern der Problematik. Zum einen kann 
man die Neue Rechte nicht wie eine Skinhead- 
Clique, die in irgendeinem Großstadtvorort ihr 
Unwesen treibt behandeln. Ihr habt völlig Recht, 
wenn Ihr feststellt, daß der Begriff »Neue Rechte« 
sehr unscharf ist. Anstatt ihn jedoch angemessen 
zu füllen und so zu zeigen, daß es Affinitäten 
zwischen Haider, Schäuble, Fichter etc. gibt, die 
natürlich in der Tradition (klassisch) rassistischer 
Denkmeister stehen, sich jedoch neuartig und 
differenziert äußern; in der Strategie eines Zitel- 
manns oder Benoists nie sehr unterschiedlich ist, 
flieht Ihr in einen »allerengsten« Begriff von 
»Neu-Rechten«. Dieser wird letzten Endes durch 
die Selbstbezeichnung der betreffenden Perso¬ 
nen bestimmt werden und so nahe zu völlig über¬ 
flüssig werden. (Sogar R. Zitelmann will nicht als 
neu-rechts verstanden werden). 

Punkt zwei ist, daß es integraler Bestandteil 
der neu-rechten Strategien ist, äußert vage und 


auf Verwirrung angelegt zu sein. Dies sollte auch 
von antifaschistischer Analyse beachtet werden - 
freilich nicht auf eine verschwörungstheoretische 
Weise, wie Ihr sie im AIB 31 kritisiert habt. 

Sicherlich existiert bei Hofgeismarern, den 
Nationalliberalen und in (Teilen) der Union 
genügend rassistisches und nationalistisches 
Denken, das nicht durch Unterwanderung von 
neu-rechten Kadern erklärt werden kann. Auch 
artikulieren sich die diversen Rassismen und 
Nationalismusformen unterschiedlich, haben 
aber einen Kern, auf den sie zurückzuführen 
sind, der jedenfalls von den (rein) biologistischen 
Konzeptionen altfaschistischer Theoretiker leicht 
zu unterscheiden ist. 

Ich würde es für sinnvoll erachten, wenn der 
Begriff »Neue Rechte« nicht eingeschränkt 
würde, sondern in Bezug auf das Operieren mit 
Kultur, Nation, Ethnie etc. gefüllt würde. Eine ein¬ 
heitliche , organisierte Gruppe kann so zwar 
nicht mehr ausgemacht werden. Wahrscheinlich 
ist das aber nicht nötig, da man einem »weiten 
Feld« wie den Neo-Konservativen auf anderen 
Gebieten entgegen treten sollte. 

Der Gewinn einer inhaltsbestimmten Defini¬ 
tion von »Neue Rechte« wäre, daß dieser Begriff 
nun fraglich würde, um zu zeigen, daß es eigent¬ 
lich keine »Neue Rechte« mehr gibt, bzw. daß 
diese nicht mehr auf den rechten Rand der Par¬ 
teienlandschaft zu beschränken ist, in diesen zu 
verorten ist. 

Geleistet werden sollte (mit Erlaub), daß auf¬ 
gezeigt wird, daß die Argumente eines 
Schäubles, Haiders, Cohn-Bendits oder Zitel- 
manns von verschiedenenO rassistischen und 
nationalistischen Positionen ausgehen, die nicht 
sehr verschieden sind. 

Das ist natürlich sehr vage, ich weiß auch 
nicht, ob das so überhaupt möglich ist und wie 
man konkret Vorgehen sollte. Ich halte dies 
jedoch für eine angemessene Alternative zum 
»recherche-dominierten« Umgang mit der 
»Neuen Rechten«. Ich hoffe meine Überlegun¬ 
gen sind Euch hilfreich im Umgang mit der 
»Neuen Rechten«. 
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Rezensionen 



Christoph Santner, Wolfgang Niederreiter: Ich 
geh jetzt Rambo spielen - Müllkind, Neonazi, 
Söldner in Bosnien, Bekehrung - und ein Mord¬ 
prozeß. Berlin 1995, Aufbau Verlag, 242 S., 25,- 
DM. 

Als Information vorweg: Der Prozeß gegen 
den Ex-Söldner Niederreiter in Österreich steht 
noch bevor. Zwei seiner Mitstreiter aus Bosnien 
sind in der BRD bereits wegen Kameradenmord 
zu lebenslänglich verurteilt worden. »Ich geh 
jetzt Rambo spielen« besteht aus zwei Teilen: 
Niederreiter beschreibt seinen Lebensweg, Sant¬ 
ner betreibt weitere Recherchen und setzt sich 
mit der psychologischen Seite des Rambo-Söld¬ 
ners auseinander. 

Vom geprügelten Müllkind geht Niederrei¬ 
ters Weg über Heime zur Fremdenlegion, zur 
neonazistischen Volkstreuen außerparlamentari¬ 
schen Opposition (VAPO) und weiter nach Bos¬ 
nien. Sein Verhältnis zu dem inhaftierten VAPO- 
Funktionär Reinthaler nimmt Schaden, als er her¬ 
ausfindet, daß Reinthaler neun Wohnungen 
besitzt. Wo der doch darüber jammert, keinen 
Anwalt bezahlen zu können und Geld sammeln 
läßt. Als ihm eine erneute Festnahme droht, setzt 
sich Niederreiter in den jugoslawischen Bürger¬ 
krieg ab. Mit den Greueltaten, die in seinem 
Umfeld begangen werden, hat er angeblich 
nichts zu tun. Die erlebte Brutalität überzeugt 
ihn, nach Österreich zurückzukehren und zur 
Aufklärung an dem Mord seines Söldner-Kolle¬ 
gen Conny Bieske beizutragen. So jedenfalls Nie¬ 
derreiters Darstellung. Aber beim Lesen der Zei¬ 
len drängt sich auf, daß da mehr war. 

Im Memminger Söldner-Prozeß hat sich Nie¬ 
derreiters Beschreibung der Morde im Großen 
bestätigt, außer seiner eigenen Rolle. Bereits in 
den Vernehmungsprotokollen der Polizei sagen 
seine ex-Mitstreiter aus, daß Niederreiter an der 
Verabredung der Morde beteiligt war. 

Das Buch gibt einige Anstöße, wo im kroati¬ 
schen Söldner-Komplex weiterrecherchiert wer¬ 
den könnte. Wertvoll sind auch die von Santner 
veröffentlichten Vernehmungsprotokolle. Am 
Rande der Peinlichkeit bewegt sich der Autor 
Santner, wenn er versucht, in dem Söldner- und 
Rambotreiben menschliche Abgründe und 
Sehnsüchte zu identifizieren, die jeder in sich 
trägt - oder wenn er die die Mutter Niederreiters 
befragt, ob der Sohn eine Frühgeburt gewesen sei 
und ob sie ihn nicht gestillt hätte. 

Erwin Leiser: »Mein Kampf« - Eine Bilddoku¬ 
mentation der Jahre 1914-1945. Weinheim 
1995, Beltz Athenäum, 39,80 DM. 

Der bekannte Publizist Erwin Leiser hat die 
Bilddokumentation zu seinem Film »Mein 
Kampf« neu aufgelegt. Film und Buch geben 


Bücher, 

Broschüren, 

Zeitungen 


einen Überblick über die Geschichte des deut¬ 
schen Faschismus: Wie er am Ende des 1. Welt¬ 
krieges sich aus den Freikorps entwickelt, an die 
Macht gelangt, Terrror ausübt, Europa in Schutt 
und Asche legt und schließlich niedergeschlagen 
wird. Schwerpunkte bilden die Darstellung des 
Warschauer Ghettos und der Menschen in Kon¬ 
zentrationslagern. 

Vor 35 Jahren hatte er den Film produziert, 
der sich an breite Bevölkerungsschichten, gerade 
an Jugendliche, richtete. Auch heute sieht Leiser 
die Geschichte nicht abgeschlossen, es bestehe 
nach wie vor die Notwendigkeit, über den Natio¬ 
nalsozialismus aufzuklären. 1960, bei der Entste¬ 
hung des Film »Mein Kampf«, tauchten in West¬ 
europa überall Hakenkreuze auf, jüdische Fried¬ 
höfe wurden geschändet. Auch heute geschehe 
dies wieder oder immer noch. 

Leiser läßt die Bilder sprechen und schafft es, 
mit wenigen Textpassagen auszukommen. Er 
möchte nicht eine politisch bewußte Minderheit, 
sondern die »schweigende Mehrheit« erreichen. 
Den Erfolg, den der Film in vielen Ländern hatte, 
führt er auf den Schock zurück, den die Direkt¬ 
heit des Filmes bei einer breiten, unvorbereite¬ 
ten, politisch indifferenten Zuschauerschaft her¬ 
vorgerufen habe. Mit dem Buch (wie auch dem 
Film) sieht Leiser eine Möglichkeit, junge Men¬ 
schen, die noch nicht rechtsextremistische Ideo¬ 
logie verinnerlicht haben, über das Wesen des 
»Dritten Reiches« aufzuklären. Aber auch für die¬ 
jenigen, die sich nochmal die wichtigsten Statio¬ 
nen des Nationalsozialismus in Erinnerung rufen 
wollen, gibt der Bildband einen guten - und ein¬ 
dringlichen - Überblick. 

Der Bundesgrenzschutz und die deutsche Ost¬ 
grenze, Reader der antirassistischen Fahrrad- 
und Aktionstour 15.-22.7.95, Herausgegeben 
von Teilnehmerinnen der Tour. Bestellung an: 
Infoladen, Koburger Str. 3, 04277 Leipzig, Tel. 
und Fax: 0341-311044, 5,- DM, ab 5 Stück 3,- 
DM + Porto, ab 10 Stück 2,- DM + Porto, 88 S., 
Din A 5. 

Der Reader beschreibt die gemeinsamen 
Erfahrungen der Teilnehmerinnen auf der Fah- 
radtour, inhaltlich wird zur Geschichte der 
Abschottungspolitik, zur Geschichte des BGS 
und den Auswirkungen an der Oder-Neiße-Gren- 
ze etwas gesagt. 

Der Reader faßt die während und nach der 
Tour gesammelten Informationen zusammen, 
und ist für alle interessant, die etwas über die 
deutsche Ostgrenze und die Rolle des BGS erfah¬ 
ren wollen. Durch die faktische Abschaffung des 
Asylrechts begann das Aufgabenfeld des BGS, die 
Grenzsicherung, wieder verstärkt an Bedeutung 
zu gewinnen. Seitdem ist an der deutschen Ost¬ 


grenze technisch und personell aufgerüstet wor¬ 
den. Diese Tatsache zwingt Flüchtlinge dazu, die 
Oder oder die Neiße an immer gefährlicheren 
Stellen zu passieren oder sich skrupellosen 
Schlepperinnen anzuvertrauen. 

Norbert Madloch: »Superwahljahr 1994« - 
Rechtsextremismus in Ostdeutschland zwischen 
Einfluß und Niederlage. Berlin -Brandenburger 
Bildungswerk e.V., Postfach 55 01 01, 10271 
Berlin, Berlin 1995, 66 S. Din A 5, 12,80 DM. 

Die »Materialien 2« des Bildungswerkes ana¬ 
lysieren umfassend die zwölf Wahlen des Jahres 
1994 in den neuen Bundesländern. Diese wer¬ 
den im Vergleich zu den vorangegangenen Wahl¬ 
en betrachtet und unter verschiedenen Aspekten 
teilweise bis auf Bezirks- bzw. Kreisebene kom¬ 
mentiert aufgeschlüsselt. Dabei werden alle 
angetretenen rechtsradikalen Parteien berück¬ 
sichtigt; ein Schwerpunkt liegt sinnvollerweise 
auf den Republikanern. 

Leider fehlt eine umfassende Analyse der 
Wählerwanderungen, was allerdings durch die 
Kapitel »Wählerverhalten« und »Ursachen und 
Perspektiven rechtsextremer Wählerorientie¬ 
rung« etwas aufgefangen wird. 

Die Broschüre, die sich der eingeschränkten 
Aussagemöglichkeit von Statistiken durchaus 
bewußt ist, ist zu empfehlen für Leute, die zum 
Thema arbeiten, da solch flächendeckende, 
zuverlässige Untersuchungen selten sind. 


»Lotta Dura« Nr. 4/95, innerer Umschlag: H. 
Mader - äußerer Umschlag: ÖH-Gruwi, Post¬ 
fach 101, 1096 Wien, Österreich, 5.- DM + 
Porto, 36 S. Din A 4. 

Die österreichische »Zeitung für Antifaschis¬ 
mus und mehr« hat mit ihrer neuesten Ausgabe 
wieder eine interessante Mischung vorgelegt. 
Neben sehr gut recherchierten Artikeln zum 
Briefbombenkomplex, großen Nazitreffen in 
Österreich, der NF und der Jungen Freiheit in 
Österreich finden sich auch Artikel über antifa¬ 
schistische Aktivitäten und - besonders interes¬ 
sant - eine gesamtpolitische Einschätzung. Eine 
Chronologie des staatlichen Rassismus, der zwei¬ 
te Teil eines Artikels zu Frauen und Rechtsextre¬ 
mismus und Buchbesprechungen runden die 
Ausgabe ab. 

Die Lotta Dura ist eine gut und engagiert 
gemachte Zeitung, die für jeden, der den 
Anspruch hat, mehr als Deutschland zu betrach¬ 
ten, ein Muß ist. Der Blick in die Alpenrepublik 
ist angesichts der bedrohlichen Situation dort 
und der engen Verknüpfung zwischen deutscher 
und österreichischer Naziszene nahezu unerläß¬ 
lich. 
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Über den Wiener 
Brief bombenprozeß 

»Ich bin nur ein Bombensammler aus Leidenschaft« 


Am 22. Dezember wurden die 
beiden Neonazis Franz Radi jun. 
und Peter Binder vom Anklage¬ 
punkt, in die erste Briefbombense¬ 
rie vom Dezember 1993 involviert 
zu sein, freigesprochen. Wegen 
NS-Wiederbetätigung und Ver¬ 
stöße gegen das Waffengesetz 
wurde Binder zu fünf Jahren, Radi 
ausschließlich wegen Wieder¬ 
betätigung zu drei Jahren Haft 
verurteilt. Der Mitangeklagte 
Alexander Wolfert wurde zu zwei 
Jahren auf Bewährung verurteilt. 
Seither feiert der »irre Einzeltä¬ 
ter« in einigen Medien wieder 
fröhlichen Einstand. Untermauert 
wird diese wahnwitzige These 
durch Aussagen einiger »Exper¬ 
ten« des österreichischen Innen¬ 
ministeriums. Für aufmerksame 
Zeitgenossinnen kaum verwunder¬ 
lich, denn in den Reihen des 
Innenministeriums finden sich 
etliche Beamte mit besten Kontak¬ 
ten zur FPÖ und anderen rechts¬ 
extremen Gruppierungen. 

Der Prozeß selbst entpuppte sich von 
Tag zu Tag mehr zu einem Lustspiel ä la 
»Theaterstadl« und hinterließ ein äußerst 
beunruhigendes Bild. Fast ein Drittel aller 
geladenen Zeuginnen erschienen nicht, 
von denjenigen, die erschienen, verweiger¬ 
te der größte Teil die Aussage. Neonazis, 
die trotz mehrmaligen Hinweisen von 
Staatsanwalt und Richter auf eventuelle 
Selbstbelastung aussagen wollten, wurden 
schroff angefahren und zuweilen auch mit 
Gefängnis bedroht. Die Einvernahmen der 
Angeklagten, allesamt aus dem Umfeld des 
derzeit inhaftierten Neonazi-Führers Gott¬ 
fried Küssel, gestalteten sich zu väterlich¬ 
freundschaftlichen Plaudereien. Weder der 


in den Schreiben der Neonaziterrorgruppe 
Bajuwarischen Befreiungsarmee (BBA) 
bedrohte Staatsanwalt Sepp Dieter Fasching 
noch der Richter Friedrich Fischer fanden es 
der Mühe wert, auf offensichtliche Wider¬ 
sprüche einzugehen und nachzuhaken. 
Radl konnte unwidersprochen behaupten, 
bei der VAPO (Volkstreue AUßERPARLAMEN¬ 
TARISCHE Opposition) hätte es weder Rang¬ 
ordnungen noch Hierarchien gegeben. 
Dies, obwohl spätestens seit den Prozessen 
gegen den VAPO-Boss Gottfried Küssel 
gerichtsbekannt ist, wie der österreichische 
GdNF-Ableger strukturiert war/ist. 



Franz Radi jun. 


Im Gerichtssaal begrüßten einige als 
Zeuginnen geladene Neonazis anwesende 
Polizisten per Handschlag. Die Anwälte 
flennten während den Gerichtspausen 
ununterbrochen Journalistinnen an, die 
Aussagen und Widersprüche der Neonazis 
nicht zu veröffentlichen. Die bürgerliche 
Presse lies sich auf dieses Spiel ein und durf¬ 
te dafür ihrer Leserinnenschaft Privatfotos 
der Angeklagten (z.B. Franz Radi jun. als 
Kleinkind vor dem Christbaum) präsentie¬ 
ren. Im Gerichtssaal spazierten VAPO- 
Kader seelenruhig und völlig unbeanstan¬ 
det in SA-ähnlicher Adjustierung herum, 


während sich ein Antifaschist eine Anzeige 
wegen NS-Wiederbetätigung einfing. Er 
trug einen Aufnäher mit einem zerschla¬ 
genen Hakenkreuz. 

Die Angeklagten 

Binder und Radi hatten sich auf ihren 
Prozeß gut vorbereitet. Tatsachen, die sie 
nicht leugnen konnten, wie diverse Neona¬ 
zi-Aktivitäten, gaben sie ohne Umschweife 
zu und bekannten sich der NS-Wieder¬ 
betätigung für schuldig. Mit den Briefbom¬ 
ben allerdings, so behaupteten sie, hätten 
sie überhaupt nichts zu tun. Das VAPO und 
NSDAP/AO-MitgIied Alexander Wolfert 
wurde von seinem Anwalt als ewiger Ver¬ 
lierer, Säufer und vom Pech Verfolgter dar¬ 
gestellt. Die Realität sieht freilich anders 
aus. Bei Wolfert wurden u.a. Splitterhand¬ 
granaten, Tellerminen und Gewehre sicher¬ 
gestellt. Gemeinsam mit seinem Wiener 
Gesinnungskameraden Peter Preisl und 
dem deutschen GdNF-Kader Thomas Hain- 
ke nahm er auch auf kroatischer Seite an 
»ethnischen Säuberungsaktionen« im ehe¬ 
maligen Jugoslawien teil. 

Peter Binder gab zu, seit frühester 
Jugend mit Chemikalien experimentiert zu 


Peter Binder 
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haben, um Nitroglycerin herzustellen.Sein 
technisches Know-How bewies er dadurch, 
daß er den untersuchenden Beamten aus 
dem Stegreif den Bauplan eines mit Nitro¬ 
glycerin gefüllten Briefes aufzeichnen 
konnte. Im Zuge einer Hausdurchsuchung 
bei Binders Schwiegereltern wurden u.a. 3 
Kilo TNT, eine Panzerfaust, Handgranaten 
und Revolver gefunden. In Binders Woh¬ 
nung wurde neben Neonazipropaganda¬ 
material ebenfalls Sprengstoff, der über die 
30fache Sprengkraft der »BBA«-Bombe von 
Oberwart verfügte, gefunden. Als der Rich¬ 
ter wissen wollte, warum Binder diese Waf¬ 
fen lagerte, antwortete dieser: »Tja, aus 
Sammlerleidenschaft. Keinesfalls für die 
VAPO.« Mit dieser Antwort gab sich der 
Richter zufrieden. 

Regelmäßig beteiligte sich Binder an 
Wehrsportübungen, nahm an Schulungen 
teil und unterhielt engste Kontakte zur deut¬ 
schen Neonaziszene. Er nahm 1991 am 
sogenannten Rudolf Hess Gedenkmarsch 
teil, besuchte den von Ewald Althans 
(»Beruf Neonazi«) in München betrieben 
Neonaziladen »AVÖ« und trieb sich mit 
dem Berliner Neonazirockerhaufen Vanda¬ 
len herum. Für diese besorgte er Gewehre 
und ging mit dem derzeit inhaftierten »Van¬ 
dalen« Bendix Wendt auf Diebestour. Aus 
einer ehemalige NVA-Kaserne stahlen sie 
diverse Heeresmaterialien. 

Franz Radi war bis zu seiner Verhaftung 
ein notorischer ANTi-ANTiFA-Aktivist. Neben 
tausenden archivierten Zeitungsartikel, ver¬ 
fügte er auch über umfangreiche computer¬ 
unterstützte Personendateien. Neben den 
Adressen von etwa 3.000 österreichischen 
Rechtsextremistlnnen fanden sich darin 
auch die Anschriften von Antifaschistinnen 
und anderen Demokratlnnen, darunter 
auch Adressen von Briefbombenopfern. 
Radi stellte redlich fest, daß diese Dateien 
keine Feindlisten sind, konnte aber nicht 
erklären, wozu er sie brauchte. 

Auf seine Neonaziaktivitäten angespro¬ 
chen, bezeichnete er sich selbst als »Hans 
Dampf in allen rechtsextremen Gassen«. 
Regelmäßig besuchte er Veranstaltungen 
der NS-Realo-Schanierorganisation Arbeits¬ 
gemeinschaft FÜR DEMOKRATISCHE POLITIK 
(AFP), verteilte Schriften des sattsam 
bekannten Aula- Verlages und unterstützte 
1990 in seiner Heimatgemeinde Fürstenfeld 
die FPÖ als Wahlzeuge. Von 1988 bis 1991 
war Radi Mitglied der Wiener Burschen¬ 
schaft Teutonia, bei der er mit der Führung¬ 
setage der österreichischen Neonazis (Gerd 
Honsik, Horst Jakob Rosenkranz, Gottfried 
Küssel) zusammentraf. Im Rahmen seiner 
Burschentätigkeit besuchte er auch die 
Münchener Burschenschaft Danubia und 
wirkte als Mitglied der mittlerweile aufgelö¬ 
sten FPÖ-Hochschulabteilung Freiheitliche 
Studenteninitiative (FSI). Bekannt war Radi 
auch mit dem führenden Kopf der FPÖ-Stu- 


diosi, dem Anti-Antifa-Spezialisten und 
Junge FREiHEiT-Schreiberling Martin Hobek. 
Engste Kontakte unterhielt Radi zu den 
Kadern der Österreichischen »NF«, der 
Volkstreuen Jugendoffensive. Gemeinsam 
mit dem derzeit in Wien lebenden NF- 
Führungskader Andreas Thierry besuchte er 
mehrmals Tagungen der Deutschen Kultur¬ 
gemeinschaft (DKG) und eine Holocaust¬ 
leugner-Veranstaltung der »NF« in Bayern. 

...wo die wirklichen Leute sitzen. 

Nach der Urteilsverkündung wurde 
Radi freigelassen, da er bereits mehr als die 
Hälfte seiner Strafe abgesessen hat. Die 
Urteile sind noch nicht rechtskräftig, da die 
Verteidiger der Neonazis Einspruch einleg¬ 
ten. Der katholische Pfarrer August Janisch, 



eines der schwer verletzten Briefbomben- 
Opfer, erklärte zu den Freisprüchen: »Das 
Ergebnis müssen wir einmal zur Kenntnis 
nehmen.« Er habe kein Problem damit und 
hoffe, daß die Täter gefunden werden. 
Allerdings sei er »überzeugt davon, daß 
Binder und Radi schon wissen, wo man 
recherchieren könnte, wo die wirklichen 
Leute sitzen«, sagte Janisch. Damit hat der 
Pfarrer wohl den Nagel auf den Kopf getrof¬ 
fen, denn von der Unschuld Radis und Bin¬ 
ders ist in Österreich kaum jemand über¬ 
zeugt. ■ 

Quellen: Vorlaut (4/95), Lotta Dura (4/95). Dank 
geht auch an das Antifaschistische Autorenkollektiv, daß 
ihre Neonaziterror-Recherchen in Kürze in den Buch 
»Drahtzieher im brauen Netz II« veröffentlichen wird 



Ministerialratsbeamter Günther Reliak (links) und Richter Friedrich Fischer ( rechts) 
»Vetternwirtschaft« vom feinsten! 


Günther Rehak: 

Ein Bekannter des 
Richters Friedrich 
Fischer 

Kurz vor Prozeßstart am 11. Septem¬ 
ber sorgte der Ministerialratsbeamte 
Günther Rehak für Aufregung. Mit Hilfe 
einer richterlichen Anordnung konnte er 
seinen Weggefährten Franz Radi jun. 
regelmäßig im Gefängnis besuchen, dies 
brachte den Richter im Briefbombenpro¬ 
zeß, Friedrich Fischer in Verlegenheit. 
Denn Fischer und Rehak sind miteinan¬ 
der aufgrund ihrer Tätigkeit im Verein 
»Aktion Recht des Kindes auf beide 
Eltern« bekannt. Bei den meisten Ver¬ 
einsmitgliedern handelt es sich Vätertä¬ 
ter, welchen es gerichtlich untersagt ist, 
ihre Kinder und Frauen zu sehen bzw. zu 
belästigen. Rehak tauchte das erste Mal 
1990 in den Reihen der Neonazis auf. 
Gemeinsam mit Franz Radi jun. machte 


er sich in der von Martin Hobek initiier¬ 
ten »Plattform Siegfriedskopf« für den 
Verbleib des antisemitischen Schandma¬ 
les in der Wiener Hauptuniversität stark. 
Zwei Jahre später dient sieb Rehak im 
Verfahren gegen den notorischen Holo¬ 
caust-Lügner Gerd Honsik als Entla¬ 
stungszeuge an. Im Sommer 1993 - also 
ein halbes Jahr vor Beginn des BBA-Ter- 
rors - schreibt er in einem Brief an Radi: 
»Wer die Vertreter unliebsamer Meinun¬ 
gen mit Polizeimitteln niederhält, ist 
kein Demokrat. Wer kann sich da noch 
wundern, wenn Kameradinnen und 
Kameraden diesem Staatsterror mit der 
einzigen Möglichkeit antworten, die 
ihnen beleibt? Und die ist: gewaltsamer, 
militärischer Widerstand. So wird glei¬ 
ches mit gleichem vergolten.« 

Seither schreibt Rehak regelmäßig in 
rechtsextremen Blättern (Junge Freiheit, 
Eckartbote) gegen den Antifaschismus, 
die »Plutokratie« und Feministinnen und 
fand als »Vorzeigelinker« bei der FPÖ- 
Denkfabrik »Freiheitlichen Akademie« 
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»Lebenslänglich« im ersten 


ln Memmingen fand erstmalig in 
der BRD ein Prozeß gegen Söldner 
aus dem früheren Jugoslawien 
statt. Anklagepunkte waren aller¬ 
dings nicht Kriegsvergehen - also 
Verbrechen gegen die Menschlich¬ 
keit - wofür der Internationale 
Gerichtshof zuständig wäre. Die 
Anklage beruhte auf dem Vorwurf 
des Mordes an zwei deutschen 
Söldnern aus derselben Einheit. 
Die Taten hatten die Söldner 
selbst in den Medien bekanntge¬ 
macht. 


Mitte Dezember verurteilte das Memminger 
Gericht die zwei ex-Söldner Ralf Mrachac/ 
und Falk Simang wegen Mordes zu lebens¬ 
langer Haft. Opfer waren die Söldner-Kolle¬ 
gen Conni Bieske und ein bisher nicht wei¬ 
ter identifizierte »Heinz«. Simangs Tat stuf¬ 
te das Gericht als »besonders schwere 
Schuld« ein, so daß er nicht hoffen kann, 
nach 15 Jahren frei zu kommen. Simang sei 
ein »eiskalter Killer«, der schon für eine 
geringe Beute zum Töten bereit sei. Mrach- 
acz gestand das Gericht zu, vermeintlich 
nach militärischen Gesichtspunkten gehan¬ 
delt zu haben. 

»Heinz« brachten Mrachacz und 
Simang alleine um. In den Mord an Conni 
Bieske sind außer den Verurteilten noch die 
zwei Österreicher Harald Stefan Trupp und 
Wolfgang Niederreiter verwickelt, deren 
Prozeß noch nicht begonnen hat. Alle 
gehörten zu der »Einheit der Bestraften«, 
unter »General Tuta« alias Mladen Naleti- 
lic, Kommandeur in Siroki Brijek und Moa- 
tar. Bieske erschossen Simang und Trupp 
nach einem Gespräch unter den vier Söld¬ 
nern Mrachacz, Niederreiter, Simang und 
Trupp über ihr Vorgehen. Niederreiter hatte 
sich bei dem Führer der Einheit, »General 
Tuta« rückversichert, daß Kameradendieb¬ 
stahl mit dem Tod geahndet werde - so die 
Aussagen im Prozeß. Die Leiche übergoßen 
die Mörder mit Benzin und entzündeten sie. 

Zu weiteren Greueltaten haben Simang 
Mrachacz vor Gericht keine Angaben 
gemacht. Nur Niederreiter, der als Zeuge 
geladen war, berichtet in seinem Buch 
(siehe Rezenzion auf Seite 361) von kroati¬ 
schen Soldaten, die sich an der muslimi- 


Söldnerprozeß 


sehen Bevölkerung austoben sowie von 
einem deutschen Söldner, der einem sechs¬ 
jährigen Jungen eine scharfgemachte Hand¬ 
granate zum Spielen in die Hand drückt, die 
ihn zerreißt. 

Falk Simang (31) stammt aus Dresden 
und hat eine gescheiterte Ehe, Alkoholiker¬ 
laufbahn und einen Selbstmordversuch hin¬ 
ter sich, als er sich als Söldner verdingt. Ralf 
Mrachacz (41) lebte früher in Breitungen in 
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Sachsen-Anhalt, war NVA-Feldwebel und 
saß später mehrere Jahre im DDR-Knast 
wegen Scheckbetrügereien und Republik¬ 
flucht. Der Prozeß wurde in Memmingen 
verhandelt, weil die Angeklagten zuletzt in 
der Region ihren Wohnsitz hatten. Mrach¬ 
acz hatte sich bereits 1991 General Tuta im 
kroatischen Siroki Brijeg angeschlossen und 
am Häuserkampf in Mostar teilgenommen. 
Er brachte es bis zum »Hauptmann« und 
hatte die ausländischen Bewerber für die 
etwa 50 Mann starke Söldnereinheit zu 
überprüfen. Bekannt wurde der Mord an 
Bieske durch Simangs Schilderungen in 
einer Sendung von SAT 1. 

1994 wurde Simang und Mrachacz das 
Söldnerleben zu langweilig (oder ihnen 
wurde der Boden zu heiß, wie es vor 
Gericht anklang) und sie machten sich nach 


Südafrika auf. Zusammen mit dem Hollän¬ 
der Ronald D. fuhren sie in einem PKW 
über die Grenze durch die BRD nach Belgi¬ 
en. Dort empfing sie der belgische Faschist 
Roger Spinnewyn, Vorsitzender des Vereins 
Freunde Südafrikas (sein Sohn John Spinne¬ 
wyn sitzt für den Vlaams Blök im Brüsseler 
Parlament). Dieser Verein vermittelt 
europäische Rechtsextremisten als Söldner 
oder auch für Wachschutzjobs nach Süd¬ 
afrika. Simang lieferten die südafrikani¬ 
schen Behörden August 1994 aus, Mrach¬ 
acz war vorher nach Bosnien zurückge¬ 
kehrt, um die kroatische Staatsbürgerschaft 
zu erwerben (als Söldnerlohn sollte auch 
ein Häuschen winken). Die Söldner bezahl¬ 
ten Spinnewyn mit Waffen, die sie im Auto 
mitgebracht hatten: zwei Kalashnikovs, 
Munition und Sprengstoff. Für Spinnewyn 
hatte dieses Treffen noch ein Nachspiel: 
Nach seiner Zeugenaussage vor dem Mem- 
minger Gericht wurde er verhaftet, da ein 
Haftbefehl gegen ihn vorlag. Obwohl das 
Gericht bereit war, auf seine Aussage zu 
verzichten, trat Spinnewyn als Zeuge auf. In 
Traunsteiner Haft befand er sich jedoch nur 
kurz: Nach Europäsichem Rechtshilfe- 
Abkommen stand ihm Geleitschutz zu. Auf 
Anfrage des Infoblatts bestätigte die Traun¬ 
steiner Staatsanwaltschaft, daß Grund für 
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den Haftbefehl ein Waffentransport durch 
oder nach Deutschland hinein gewesen sei. 
Zu Ziel oder Verbleib der Waffen konnte 
oder wollte die Staatsanwaltschaft keine 
Angaben machen. 

Dieter Seitz, Inspektionsleiter der 
Grenzpolizeiinspektion Freilassing, die von 
Beginn an an den Ermittlungen gegen die 
Söldner beteiligt war, verweist auf weitere 
ungeklärte Mordfälle in der Region Mostar. 
Es handle sich um drei weitere Leichen, 
einer wurden Arme und Beine abgetrennt. 
Auch die Bamberger Justiz ermittelt in 
einem Fall. Freilassinger Beamten waren 
mit Unterstützung von Interpol nach Split 
ins Kriegsgebiet gereist, um Mrachacz in die 
BRD zu überführen (Mrachacz hatte sich 
schließlich nach einem Gespräch mit 
General Tuta dazu bereit erklärt). Inspekti¬ 
onsleiter Seitz schätzt die Zahl der Balkan- 
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Lotta dura erscheint vierteljährlich 
mit einem Umfang von ca. 36 Seiten. 
Faschistische Schläger, rassistische 
Schreibtischtäter, Braunzonen dieser 
Gesellschaft stehen im Blickpunkt un¬ 
serer Recherche, doch ebenso sollen 
Diskussionen über antifaschistische 
Theorie und vor allem Praxis nicht zu 
kurz kommen. 

Inhalt der 4. Nummer: 

Schwerpunkt Nazi-Terror 

# Briefbomben 

0 "Junge Freiheit" 

# Ulrichsberg Gr Co. und mehr. 
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Bezugsbedingungen: 

Einzelexemplar: 25 öS, im Ausland 5 DM. 
4-Nummernabo 100 öS und im Ausland 
20 DM. Förderabo (4 Nummern) ab ,500 
öS. Spenden erwünscht und notwendig. 
Die Bezahlung erfolgt im voraus in bar 
oder in Briefmarken und zur Sicherheit im 
doppelten Umschlag: 

Der innere Umschlag enthält Begehr, 
Adresse und Bezahlung und wird mit. 

H. Mader beschriftet und in das zweite 
Kuvert gesteckt, das mit der Adresse 
ÖH-GRUWI, Postfach 101, 1096 Wien 
beschriftet und ausreichend frankiert ab¬ 
geschickt wird. H 


Söldner, die auf kroatischer Seite gekämpft 
haben, auf ca 250, alle kämen aus Neona¬ 
zi-, NVA- oder Legionärskreisen. »Diejeni¬ 
gen, die nach Deutschland zurückkeFiren, 
stellen ein großes Gewaltpotential dar,« 
warnt Seitz. »So kommt womöglich noch 
einiges auf uns zu.« 

Unklar ist, warum die bundesdeutsche 
Justiz keine Anklagen wegen Werbens für 
eine fremde Armee gegen Kroatien-Söldner 
erhebt. Die gesetzliche Grundlage dafür ist 
vorhanden. Österreich zum Beispiel ent¬ 
zieht den zurückgekehrten Söldnern die 
Staatsbürgerschaft. ■ 

Rußland 

Bei den Wahlen zur Duma , dem russischen 
Parlament, schnitten die chauvinistischen 
Kräfte am 17. Deze,mber letzten Jahres 
äußerst gut ab. Dieses großrussisch-chauvi¬ 
nistische und nationalistische Lager setzt 
sich heute zusammen aus der eher an der 
Stalin-Zeit orientierten KP unter SJUGA¬ 
NOW, einem eingefleischten Antisemiten, 
einerseits und den rechtsextremen Kräften, 
insbesondere der Liberaldemokratischen 
Partei SCHIRINOWSKIS andererseits. KP 
und Rechtsextreme bilden heute ein gesell¬ 
schaftliches und politisches Bündnis, des¬ 
sen ideologische Schnittstellen großrussi¬ 
scher Nationalismus, Antisemitismus, anti¬ 
westliche Ressentiments und Ablehnung 
der Demokratie bilden. Ihre Erfolge 
erklären sich zum großen Teil aus der Tat¬ 
sache, daß Demokratie und kapitalistisches 
Ausbeutungssystem gleichzeitig und von 
den selben prowestlichen Kräften nach 
Rußland getragen wurden. Angesichts der 
Stagnation des demokratischen Systems 
und der Auswirkungen der Kapitalisierung 
auf die russische Bevölkerung wenden sich 
viele Russinnen den antidemokratischen 


Wiktor Tschernomyrdin 
Rußlands Regierungschef 




Wladimir Schirinoivski 


Kräften zu und träumen vom Wiedererstar¬ 
ken eines Großrussischen Reiches. Die 
westliche Politik der Isolierung Rußlands 
und der fortgesetzten Desintegration des 
Landes mithilfe sogenannter Volksgruppen¬ 
politik bestärkt die nationale Welle. Da für 
eine echte Demokratisierung die Bedingun¬ 
gen fehlen, steuert Rußland immer weiter in 
die Diktatur. Sie könnte auf der Grundlage 
des oben beschriebenen chauvinistischen 
Bündnisses bestehen (das im Westen meist 
als »rotbraune Koalition« bezeichnet wird). 



Gennadi Sjuganow 


Gleichzeitig werden in den Kreisen der ehe¬ 
maligen »Demokratie-Bewegung« (die zum 
großen Teil vor allem das kapitalistische 
Wirtschaftssystem und die Anbindung an 
den Westen befürworten) Stimmen laut, die 
eine »Diktatur gegen den Faschismus« 
befürworten. 

Faschismus bezeichnet heute für die 
»Demokratie-Bewegung« gleichermaßen 
die »Kommunisten« und die Nationalisten - 
dessen muß sich die westeuropäische anti¬ 
faschistische Bewegung bewußt sein, wenn 
sie »antifaschistische« Bündnispartner in 
Rußland sucht. Gleichzeitig ist klar, daß die 
Angehörigen der »Kommunistischen« Par¬ 
tei auf der Gegenseite stehen. 

Bei der Wahl am 1 7.Dezember erlang¬ 
ten sie 21 Prozent der Stimmen, etwas 
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weniger als Schirinowskis Partei 1993 
(22,9%). Diese fiel auf 11,2 Prozent ab, 
erhielt also ungefähr soviel, wie Sjuganows 
KP 1993 (12,4%). Insgesamt blieben, wie 
die Wiener Zeitschrift profil urteilt, die 
Lager relativ konstant, während sich der 
Austausch im wesentlichen im Inneren 
abspiele. So habe die KP die Agrar-und die 
Bauernpartei aufgesogen. 

Im Kampf um die Macht in Rußland ist 
die entscheidende Etappe die Wahl des Prä¬ 
sidenten am 16.Juni dieses Jahres. 


Spanien 

Staatsbürgerschaft füi‘antifaschi¬ 
stische Kämpferinnen 

»Wenn der Krieg eines Tages beendet sein 
wird, werden wir den Anspruch der so tap¬ 
fer an unserer Seite kämpfenden Internatio¬ 
nalen auf die spanische Staatsangehörigkeit 
anerkennen.« 

Was Juan Negrin, Präsident der letzte 
republikanischen Regierung Spaniens, am 
28.Oktober 1938 erklärte, ist nun endlich 
Wirklichkeit. 56 Jahre nach dem Ende des 
Bürgerkrieges und über 20 Jahre nach Ende 
des faschistischen Regimes in Spanien 
stimmte spanische Parlament für einen 
diesbezüglichen Antrag. 

Von 1936 bis 1939 hatten etwa 40.000 
bis 45.000 Angehörige der Internationalen 
Brigaden auf der Seite der republikanischen 


Truppen gegen die Armee des faschisti¬ 
schen Generals Franco gekämpft. In den 
Genuß der spanischen Staatsangehörigkeit 
wird nur ein Teil dieser Kämpfer kommen. 
Denn weltweit leben nur noch etwa 300 
der »Freiwilligen für die Freiheit«. Die übri¬ 
gen sind im Krieg gegen die Franco-Solda- 
ten oder nachfolgend im Zweiten Welt¬ 
krieg, teilweise auch in Konzentrationsla¬ 
gern ums Leben gekommen. 

Selbst nach 1945 hatten es die Überle¬ 
benden nicht immer leicht: In der Schweiz 
kamen sie ins Gefängnis, weil es dort per 
Gesetz verboten ist, einer »ausländischen« 
Armee anzugehören. Und in den USA 
sowie Kanada sahen sich die internationa¬ 
len Brigadisten einem extremen Antikom¬ 
munismus gegenüber. 

Maria Dolores Cabra vom Zusammen¬ 
schluß der Freunde der Internationalen Bri¬ 
gaden erklärte gegenüber der französischen 
Tageszeitung Liberation, die Verleihung der 
spanischen Staatsbürgerschaft sei »nicht 
nur ein symbolischer Akt«. Sie sei deshalb 
so wichtig, »um der Jugend von heute einen 
positiven Bezugspunkt in der Geschichte zu 
bieten - im Kampf gegen Fremdenfeindlich¬ 
keit Rassismus und Neonazismus«. 

Im November dieses Jahres sollen sich 
die Überlebenden anläßlich des 60. Jahres¬ 
tages der Verteidigung Madrids in der spa¬ 
nischen Hauptstadt versammeln. So ist es 
zumindest vom Zusammenschluß der 
Freunde der Internationalen Brigaden 
geplant. Allerdings gibt es in etliche Länder 
gar keinen Kontakt mehr, während die frei¬ 


willigen Kämpferinnen in den USA und 
Frankreich recht gut organisiert sind und 
regelmäßig Zusammentreffen. 

Schweiz 

Welcome to »Apartheidiland«! 

Die Schweiz, das Land der Banken, der 
Schokolade, der Berge und der Uhren, ist 
ein schönes Land. Finden auf alle Fälle 
unsere Tourismuswerbefachleute. Hier in 
der Schweiz sind wir nicht gegen Ausländer 
(solange sie Arbeiten und den Schweizern 
nicht die Arbeitsplätze wegnehmen), wir 
haben keine Nazis (unsere Großväter sind 
schließlich im 2. Weltkrieg gegen die an der 
Grenze gestanden und jetzt gibt es keinen 
Faschismus mehr) und auf unseren Banken 
liegen immer noch noch Gelder von jüdi¬ 
schen KZ-Opfern. Nur die Europäische 
Union rückt uns auf die Pelle und dagegen 
müssen wir uns wehren, weil schließlich 
sind wir neutral und das aus Tradition. Und 
dann sind da noch ein paar Chaoten, die 
unseren Rechtstaat niedermachen wollen. 
Ansonsten alles bestens. 

Oder doch nicht? 

Gründung einer FAntifa in Bern 

Im Umfeld des autonomen Kultur- und 
Begegnungszentrum Reitschule Bern ist 
eine FrauenAntifa gegründet worden - die 
erste schweizweit. Konkreter Anstoss zur 
Bildung der FAntifa war die »enorme Wut«, 
die ein Vergewaltigungsversuch und zwei 
Vergewaltigungen in der Reitschule aus¬ 
gelöst hatten. 

Die FAntifa ist erreichbar unter: FAntifa, 
c/o Infoladen Reitschule, Postfach 5053, 
CH-3001 Bern.Oder per Fax aus der BRD: 
0041 -31 -302 78 74 

Grund besucht bäuerliche 
Komitees 

Johanna Christina Grund, ehemalige stell¬ 
vertretende Bundesvorsitzende der Republi¬ 
kaner und Mitglied des Europaparlaments, 
wurde von bäuerlichen Komitees ins ländli¬ 
che Aarberg (Kanton Bern) geladen. Vor 
über 300 Bäuerinnen und Bauern wetterte 
sie gegen Maastricher EU (»entartet, per¬ 
vers«), warnte vor der Vernichtung der Staa¬ 
ten, der Vernichtung der Demokratie, der 
Nationen, der Bauern, der Währung, der 
Umwelt und last but not least des Glaubens. 
Und überhaupt würden durch »die Jugosla- 
wisierung der EU« Kriege kommen. Die 
Kombination »EU ist böse« plus »die Aus¬ 
länder auch« plus »nur die Schweiz ist gut« 
hatte bei der Bauernschaft Erfolg. Nicht ver¬ 
wunderlich, erzählt doch der Rechtspopu¬ 
list Christoph Blocher, Nationalrat der 
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Schweizerischen Volkspartei (SVP) und Prä¬ 
sident der rechtsextremen Samelbewegung 
Aktion für eine unabhängige un neutrale 
Schweiz (AUNS), bei jedem seiner polteri¬ 
gen Auftritte genau dasselbe. Der Züricher 
Unternehmer agitiert seit langem erfolg¬ 
reich gegen die EU und liebt es, mit der 
»EU-Frage« zu polarisieren. Seine Partei, 
die SVP Zürich fährt einen stramm reak¬ 
tionär-populistischen Kurs, hetzt gegen 
Ausländerinnen, gegen »Linke und Nette« 
und gegen alles, was nicht SVP wählt. 

Antifaschistische Abendspazier¬ 
gänge in Zürich 

Nachdem Neonazis regelmäßig im Züri¬ 
cher Vergnügungsviertel »Nierendorf« auf¬ 
getaucht waren und mit Hitlergruß, Woche 
für Woche ausländische Leute, Punks und 
Andersdenkende einschüchterten und ver¬ 
prügelten (unter den Augen von untätigen 
Zivilpolizistlnnen), nachdem etwa hundert 
Faschisten am 23.September 1995 aus der 
Blocherschen Anti-EU-Kundgebung heraus 
eine antifaschistische Demo mit Steinen 
und Flaschen (teilweise unter dem Schutz 
der Polizei) und mit »Heil Hitler«-und »Rot¬ 
front verrecke!«-Rufen angriffen und später 
Leute mit Hämmern und Schlägstöcken ver¬ 
prügelten, nach alldem hatten viele Leute 
die Schnauze voll. Am 7. Oktober wurde 
der erste »Antifaschistische Abendspazier¬ 
gang« mit etwa 200 Leuten durchs »Nier- 
dorf« durchgeführt. Es wurden Flugblätter 
verteilt, in denen auf verschiedene Kneipen 
aufmerksam gemacht wurde, die den 
Faschos als Treff- und Stützpunkte dienen. 
Die Aktion stieß auf positives Echo. Am 
28.Oktober folgte der zweite Antifaschisti¬ 
sche Abendspaziergang. Im Anschluß an 
diesen wird eine Teilnehmerin von Hools 
mit einer Eisenstange schwer an Kopf und 
Rücken verletzt und muß über eine Woche 
im Krankenhaus bleiben. Wenige Tages 
später werden Eishockey-Hools mit Eisen¬ 
stangen angegriffen und verletzt. Darauf 
gab es drei Verhaftungen. Obwohl keinerlei 
Beweise Vorlagen, wurden dieVerhafteten 
erst im Dezember - nach mehreren 
Wochen U-Haft - entlassen. 

Eine am 16.12.1995 durchgeführte, 
bewilligte Antifa-Demonstration in Zürich 
artete teilweise in eine Tränengas-, Wasser¬ 
werfer-, Gummigeschoß-Oper aus, unter 
anderem, weil die Stadtpolizei nur die 
umgekehrte Route bewilligte (weil sie bei 
Zielpunkt »Niederdorf« den Schutz der 
Demo nicht gewährleisten könne) und weil 
jeder Schneeballwurf als Angriff gegen die 
staatliche Ordnung gewertet wurde. Nichts¬ 
destotrotz wurde am 31 .Dezember ein drit¬ 
ter Abendspaziergang durchgeführt, an dem 
sich ca. 500 Leute beteiligten. 

Christophersen in der Schweiz 

Thies Christophersen ist im Sommer letzten 


Jahres aus Dänemark geflüchtet und über 
London, Lettich und Deutschland in die 
Schweiz gereist. Er ist nun »postlagernd in 
2552 Orpund«, in der Nähe der Stadt Biel 
(Kanton Bern), erreichbar. Verschiedene 
Zeitungen deckten auf, daß er in Biel selber 
wohnt und daß sein Aufenthaltsbewilli¬ 
gungsgesuch am 03.November 1995 von 
der Stadt Biel abglehnt wurde, seine 
Beschwerde dagegen bearbeitet werde. Er 
hofft auf eine Aufenthaltsbewilligung aus 
humanitären Gründen, sprich, er befindet 
sich in »ärztlicher Behandlung« aufgrund 
eines Nierenleidens. Letzter Informations¬ 
stand war, daß er aufgrund seiner ange¬ 
schlagenen Gesundheit in Biel bleiben 
dürfe, während gleichzeitig zwei Bosnier 
samt Familie trotz angeschlagener Gesund¬ 
heit ausgewiesen wurden. 

Die 1978 verhängte Einreisesperre in 
die Schweiz wurde 1991 von Eidgenössi¬ 
schen Justiz- und Polizeidepartement auf¬ 
gehoben. Die Bundesanwaltschaft meinte 
damals lediglich, Christophersen müsse mit 
einer erneuten Einreisesperre rechnen, soll¬ 
te er sich in militanter rechtsextremerWeise 
in der Schweiz betätigen. 

Das Fundament für Fiöheres Gei¬ 
stiges Lernen 

Das »Fundament für Höheres Geistiges Ler¬ 
nen« , Untertitel »Bruderschaft der Grossen 
Weissen Loge« ist die europäische Version 
der thepsophischen Sekte »Universial 
Church«, deren Führer Peter-William 
Learch Lewis samt seiner Schweizer Ehefrau 
Rita Vitelli im November in der Schweiz 
besuchten. Dies nachdem sie Ende Oktober 
mit einer großen Reisegruppe der »Univer¬ 
salen Kirche« in Israel Kontakte zu palästi¬ 
nensischen Gruppen gesucht hatten. In der 
Schweiz wurde ein vierseitiger Rundbrief 
(The Inner Light/ Das Innere Licht) der »Uni¬ 
versalen Kirche« puplik gemacht. In die¬ 
sem wettert »Der geheime Avatar« gegen 
die »verdrehte Weise eines typischen 
Juden« und vergleicht Juden mit Tieren. Die 
Sekte stiftet ihre »verpflichteten Schüler« 
(so die Anrede) unverholen zur Rassendis¬ 
kriminierung an: »Du und ich werden 
immer jene 'beleidigen', die der jüdischen 
Überzeugung angehören«. Der europäi¬ 
sche Hauptsitz der Sekte befindet sich seit 
1990 in Lachen/ Walzhausen im Appenzel¬ 
lerland. 

Neue Visionen AG 

Baden/ Würenlos AG. Unerwarteten 
Besuch erhielt am Montag der 75jährige 
Verleger und ehemalige Panzerkomman¬ 
dant der Deutschen Wehrmacht, Gerhard 
Förster. Aargauer Kantonpolizisten durch¬ 
suchten seine Büros und fanden »ziemlich 
viel Ware« wie Untersuchungsrichter Stefan 
Kalt vom Bezirksamt Bülach gegenüber der 
Wochenzeitung v om 10.11.95 bestätigte. 


Um die 300 Exemplare von Büchern ver¬ 
schiedener Autoren sowie ca. 1000 Bro¬ 
schüren und Flugblätter beschlagnahmten 
die Aargauer Behörden. Aktiv wurden sie 
aufgrund einer Strafanzeige gegen den 
»Neue Visionen Gmbh« -Verlag, und deren 
Geschäftsführer Gerhard Förster. Der Verlag 
war im Juli 1994 von Holocaustleugnern 
aus Deutschland und der Schweiz gegrün¬ 
det worden und vertreibt unter anderen 
zwei Bücher von Jürgen Graf aus Basel, der 
zur Zeit sowohl in Deutschland wie in der 
Schweiz in einschlägige Strafverfahren ver¬ 
wickelt ist. Anlaß zur neusten Klage wegen 
Widerhandlung gegen die Antirassismus- 
Strafnorm bietet das im März 1995 erschie¬ 
nene Buch »Verdammter Antisemitismus« 
eines Autors namens Harald Cecil Robin¬ 
son (wahrscheinlich ein Pseudonym). Das 
Machwerk enthält eine Vielzahl übler anti¬ 
semitischer Passagen und leugnet den 
Holocaust. 
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Neue Ausgabe von Antifa- 
Zeitung 

Von der neuen schwedischen Antifa- 
Zeitung Expo ist die zweite Ausgebe 
herausgekommen. 

Sie enthält unter anderem Artikel zu 
folgenden Themen: 

- Werwolfstrukturen 

- Fascho-Skins 

- Ultima Thule 

(Klasse Layout, gute Artikel! 
Gratulation vom Antifa Info-Blatt) 

Bestelladresse: 

Expo 
Box 1030 
11479 Stockholm 
Schweden 
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Internationales 


Betreff: 

Geheimdienst-Vorwurf 
gegen Searchlight 


Ein Ei besonderer Art wollte der Journalist 
Burkhard Schröder der Antifa Ende Dezem¬ 
ber letzten Jahres ins Nest legen. Es handelt 
sich um einen Text von Larry O'Hara, den 
er in eine Antifa-Mailbox einspeiste. Titel: 
»Searchlight: Zeit, sie dicht zu machen«. 
Der war von der »Third Way Central Lon¬ 
don« (nationalrevolutionäre Faschos) im 
Internet nach »alt.politics.socialism.trots- 
ky« verschickt worden. Von dort hat es 
Schröder übernommen und weiterverbrei¬ 
tet. Daß »Third Way«-Faschos den Text in 
das Netz eingespeist hatten, wußte Schrö¬ 
der auf jeden Fall, er selbst schreibt es im 
Kopf seiner Message. 

Als er im Januar 1995 anfing, per Mail¬ 
box gegen das antifaschistische Magazin 
Searchlight rumzustänkern und die Zeitung 
in Geheimdienstnähe zu rücken, haben wir 
das als eher als ein Ausagieren persönlicher 
Probleme abgetan. Andere Antifaschisten 
konfrontierten Schröder mit seinen Aussa¬ 
gen, woraufhin er seine Anschuldigungen 
zurückzog und einen Irrtum eingestand. 
Doch scheint ihm dies keine Ruhe mehr 
gelassen zu haben. Daß jetzt Faschisten des 
»Dritten Weges« aus England als »Zeugen« 
gegen Searchlight herhalten müssen, wirft 
nicht gerade ein günstiges Licht auf Schrö¬ 
der und geht uns zu weit. 

Wer sich intensiv mit der Faschoszene 
beschäftigt, ist gefährdet, Verschwörungs¬ 
theorien aufzusitzen und Drahtzieher im 
Hintergrund zu sehen, wo es (mal) keine 
gibt - erst recht, wer alleine arbeitet. Um 
Rückkopplung mit der Antifa-Szene hat sich 
Schröder nie bemüht. Das war nie ein Pro¬ 
blem für uns. Abfälligkeiten und Arroganz 
gegenüber Antifas, die immer wieder in sei¬ 
nen Büchern anklingen - na gut, abgehakt. 
Auf dieser Ebene hatten wir kein Interesse, 
uns mit ihm zu auseinanderzusetzen und 
die Motivation seines Handelns zu verste¬ 
hen. Es müssen schließlich nicht alle mit 
allen arbeiten. 

Seine Denunziationen nehmen jedoch 
mittlerweile ein anderes Kaliber an. Schrö¬ 
der wirft sich offensichtlich ins Zeug, um 
ein Klima zu schaffen, in dem jeder jeden 
denunzieren kann - und damit noch recht 
gut funktionierende Antifa-Strukturen 
kaputt gemacht werden können. 

Wir appellieren an alle Antifaschistin¬ 
nen, generell bei Geheimdienst-Vorwürfen 
sehr vorsichtig zu sein. Antifas, die den 
Nazis auf den Hacken sind, kommen auch 


immer den bundesdeutschen Geheimdien¬ 
sten in den Weg. Sei es, weil es Personal¬ 
unionen von Spitzeln/ Agenten und Nazis 
gibt oder weil die Dienste (natürlich) ein 
anderes Ermittlungsinteresse verfolgen. 
Zum Tagesgeschäft von Geheimdiensten 
gehört es, mit Desinformation zu arbeiten, 
Mißtrauen zu säen und einen Zerflei- 
schungsprozeß einleiten zu wollen. Es gibt 
eine breite Palette, den Ruf einer Gruppe 
durch Gerüchte und Fehlinformationen zu 
ruinieren. Daß gerade Organisationen, die 
erfolgreich den Geheimdienstinteressen 
entgegenarbeiten, Zielscheibe solcher Stra¬ 
tegien sind, ist naheliegend. 

Wer tiefer in der Antifa-Arbeit steckt, 
kann die Bedeutung der Arbeit Searchlights 
für die internationale Kooperation von Anti¬ 
fa-Zeitungen und -Gruppen einschätzen. 
Das Antifaschistische Infoblatt arbeitet seit 
sieben Jahren mit Searchlight zusammen 
und bedankt sich an dieser Stelle für die 
solidarische Unterstützung und Weitergabe 
von Erfahrungen und Kontakten. Aufgrund 
unserer gemeinsamen Aktivitäten haben 
wir ein Vertrauen zu Searchlight entwickelt 
und über die Jahre hinweg ausgebaut. 

Und daß es auf die Pogrome von Hoy¬ 
erswerda und Rostock so schnelle Reaktio¬ 
nen im Ausland und zahlreiche Demonstra¬ 
tionen gegeben hat, verdanken wir auch 
dem internationalen antifaschistischen 
Netz, das maßgeblich von Searchlight mit 
aufgebaut worden ist. Und wer kann ermes¬ 
sen, wie der Kaindl-Prozeß ausgegangen 
wäre, hätte es nicht die von diesem Netz 
organisierte, internationale Solidarität gege¬ 
ben? 

Dem Journalisten Burkhard Schröder 
empfehlen wir, innezuhalten und Abstand 
zu gewinnen und sich um Rückkopplung 
seiner Aktivitäten zu bemühen. Gesprächs¬ 
partner wird er sicherlich finden, das müs¬ 
sen ja nicht wir sein. Will er jedoch weiter 
auf der Denunziationswoge surfen, haben 
wir weitere Tips: Rücke doch mal das Anti¬ 
fa Infoblatt in Geheimdienstnähe! Vielleicht 
ist es Dir möglich, einen Brief in die Hände 
zu bekommen, in dem wir Nazi-Literatur 
bestellen, läßt sich prima die Zusammenar¬ 
beit des Antifa-Infos mit den Neonazis 
beweisen. Oder nimm den VS-Bericht aus 
Berlin oder Brandenburg und zähle, wie oft 
der Verfassungsschutz das' Antifa-Info oder 
andere Antifa-Zeitungen als Quelle zitiert! 
Ein prima Anknüpfungspunkt... ■ 


Wer ist Larry O'Hara?? 

Searchlight wurde Ende 1988 auf 
Larry O'Hara aufmerksam, als er uns 
anschrieb und um Hilfe bei seiner 
Doktorarbeit zum Thema Faschismus 
bat. Kurz danach erhielten wir einen 
weiteren Brief von ihm mit einer lan¬ 
gen Liste von Fragen nach detaillier¬ 
ten Informationen über die wichtig¬ 
sten »Thrid-Position«-Nazis in Groß¬ 
britannien. ln diesem Brief schrieb 
O'Hara, er sei Mitglied in der »trotz- 
kistischen« Socialist Worker Party 
und der linken Organisation Big 
Flame gewesen. In der Führung dieser 
Organisationen hat niemand je von 
seiner Mitgliedschaft gehört. 

Später erfuhren wir, daß O'Hara 
mindestens an einer Third-Position- 
Konferenz teilgenommen hat und in 
seinen Artikeln herunterzuspielen 
versucht, daß Patrick Harrington 
und seine Crew Faschisten sind. 

Seine Artikel waren ungenau. 
Kein Wunder, denn die »Fakten« 
kamen direkt von den Nazis. In den 
späten 80ern war eine seiner Haupt¬ 
quellen der erwähnte Harrington, 
früher Vorsitzender der National 
Front. Eine andere wichtige Quelle 
war Steven John Brady, langjähriger 
Nazi und Anhänger der »loyalisti- 
schen« Bombenleger Nord-Irlands. 
Als Verbindungsoffizier der Nazi- 
Schlüsselorganisation League of St. 
George hat er mit ziemlicher Sicher¬ 
heit im Nordirland-Konflikt für den 
britischen Geheimdienst gearbeitet. 

Seit 1992 hält er Kontakt zu zwei 
weiteren Leuten: Zum einen Mark 
Taha, ein ehemaliges Mitglied der 
gewalttätigen British Movement (BM), 
zum anderen ein Mensch, der mit 
dem Decknamen Alexander Baron 
auftritt, auch er ein ex-BM'ler. 

Außerdem pflegt er Kontakt zur 
Nazi-Terrorgruppe Combat 18 - über 
deren Straßen-Führer Charlie Sar- 
gent, der im August 1995 am Rudolf- 
Hess-Marsch in Roskilde teilnahm. 

Die verschiedensten »grünen« 
Gruppen, denen O'Hara verbunden 
war, gelten in der Linken mittlerweile 
als rassistisch. Die einzigste Antifa- 
Gruppe, der er sicher angehörte, Anti- 
fascist Action, schloß ihn aus, als sie 
merkte, daß sie sich ein Kuckucks-ei 
ins Nest geholt hatte. 

Auszüge einer Erklärung von Graeme 
Atkinson (Searchlight), Januar 1996 
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Wir brauchen 
Eure Unterstützung! 


Das Antifa-INFOblatt erscheint seit Frühjahr 1987. 
Die Erstellung der Zeitung wird seit Anfang an von einem 
ehrenamtlichen Redaktionskollektiv gemacht und kostet 
oft mehr Geld, als durch den Verkauf eingenommen wird. 
Die letzten Jahre konnten wir die regulären 
Produktionskosten einigermaßen ohne Hilfe von außen 
tragen. Zusatzausgaben bedurften schon immer zusätzli¬ 
cher Einnahmen. Nun sind wir aus verschiedenen 
Gründen an den Punkt gekommen, wo wir durch unsere 
regelmäßigen Einnahmen nicht mehr die laufenden 
Kosten decken können, was das Ende des Infoblattes be¬ 
deuten würde. Deswegen müssen wir möglichst schnell 
dauerhafte zusätzliche Einnahmen auftun, um das Über¬ 
leben der Zeitung zu sichern, zum Abbau des derzeitigen 
Schuldenberges sind aber auch einmalige Einnahmen 
notwendig. Wenn Ihr der Meinung seid, daß das Antifa- 
INFOblatt auch in Zukunft erscheinen muß, um die not¬ 
wendigen Informationen an die Öffentlichkeit zu bringen, 
dann brauchen wir Eure Unterstützung. 

Es gibt verschiedene Möglichkeiten, uns zu unterstützen: 
Ihr könnt uns Geld spenden (einmalig oder regelmäßig - 
Spendenquittungen sind bei Bedarf erhältlich). 

Ihr schließt ein Förderabo ab (Abokasten im Heft). 

Ihr werdet Mitglied in einem antifaschistischen Förder¬ 
verein (Unterlagen auf Anfrage). 


